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535-548 ■ Rezession in Österreich hält sich hartnäckig. Prognose für 2024 und 2025 
Stefan Schiman-Vukan, Stefan Ederer 
Österreichs Wirtschaft verharrt 2024 in der Rezession, das reale BIP sinkt um voraussichtlich 0,6%. 2025 rech-
net das WIFO mit einem Konjunkturimpuls aus dem Ausland. Während die Ausrüstungsinvestitionen im ge-
samten Prognosezeitraum schrumpfen werden, profitieren die Bauinvestitionen im kommenden Jahr vom 
Baukonjunkturpaket. Die Inflation geht zurück, die Realeinkommen steigen und die Konsumnachfrage 
wird sich beleben, sodass das BIP 2025 um 1% wachsen wird. Die Arbeitslosigkeit nimmt jedoch weiter zu. 
Das öffentliche Budgetdefizit entfernt sich zunehmend von den Maastricht-Vorgaben. 

Recession in Austria Persists Stubbornly. Economic Outlook for 2024 and 2025 

549 ■ Konjunkturberichterstattung: Methodische Hinweise und Kurzglossar 

551-570 ■ Wettbewerbsnachteile bremsen Wachstum der österreichischen Wirtschaft. 
Mittelfristige Prognose 2025 bis 2029 
Josef Baumgartner, Serguei Kaniovski, Hans Pitlik, Mark Sommer 
Österreichs Wirtschaft erholt sich nur langsam von der Rezession der Jahre 2023 (–1,0%) und 2024 (–0,6%). 
Im Vergleich zu anderen europäischen Ländern sind die Energiepreise und die Lohnstückkosten hierzu-
lande höher. Dadurch wird insbesondere die energieintensive Exportwirtschaft auch mittelfristig Wettbe-
werbsnachteile haben. Die österreichische Wirtschaft wird daher jährlich um 0,2 Prozentpunkte schwächer 
wachsen als der Durchschnitt des Euro-Raumes. Das Trendwachstum beträgt laut der Methode der Euro-
päischen Kommission ¾% p. a. (Ø 2010/2019 +1,1% p. a.). Für 2025/26 erwartet das WIFO ein reales Wirt-
schaftswachstum von 1% bzw. 1½%, für den gesamten Prognosezeitraum 2025/2029 von 1¼% p. a. 
(Ø 2010/2019 +1,6% p. a.). Der private Konsum dürfte ab 2025 anziehen, im Prognosezeitraum um durch-
schnittlich 1½% p. a. zulegen und so das Wirtschaftswachstum stützen. Der demografische Wandel ver-
stärkt die Arbeitskräfteknappheit. Dies trübt einerseits die mittelfristigen Wachstumsaussichten, dämpft je-
doch andererseits merklich die Arbeitslosigkeit: Die Arbeitslosenquote unterschritt bereits 2022 das Vorkri-
senniveau von 2019 und wird 2029 5,7% betragen. Der seit Ende 2021 beobachtete kräftige Preisauftrieb 
(2022 +8,6%, 2023 +7,8%,) verlangsamt sich 2024 auf 3,1%. Bis Mitte 2025 erreicht die Inflationsrate das 2%-
Ziel der EZB und dürfte auch mittelfristig dort verharren (Ø 2025/2029 +2% p. a.). Die Defizitquote liegt 2025 
bei 4% des nominellen BIP und im gesamten Prognosezeitraum bei durchschnittlich 3¾%. Folglich steigt die 
Staatsschuld von 80% (2024) bis 2029 auf 86½% des nominellen BIP.  

Competitive Disadvantages Slow Down Growth. Medium-term Forecast of the Austrian Economy 2025 
to 2029 
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571-585 ■ Deutlicher Anstieg der relativen Lohnstückkosten im Jahr 2023 
Benjamin Bittschi, Birgit Meyer 
Im Jahr 2023 stiegen die Lohnstückkosten in der österreichischen Herstellung von Waren um 9,7% gegen-
über dem Vorjahr. Dies impliziert eine deutliche Verschlechterung der relativen Lohnstückkosten, sowohl 
gegenüber dem gewichteten Durchschnitt aller Handelspartner (+3,3 Prozentpunkte) als auch gegenüber 
den EU-Handelspartnern (+1,9 Prozentpunkte). Auch verglichen mit dem wichtigsten Handelspartner 
Deutschland verschlechterten sich die relativen Lohnstückkosten (+4,6 Prozentpunkte). Lediglich gegen-
über den osteuropäischen Handelspartnern war eine Verbesserung zu verzeichnen. Beeinflusst wird die 
Entwicklung gegenüber dem gewichteten Durchschnitt der Handelspartner vor allem durch eine schwä-
chere Produktivitätsentwicklung in Kombination mit einer ungünstigen Entwicklung der Wechselkurse. Ge-
genüber Deutschland und den westeuropäischen Ländern resultiert die Verschlechterung hingegen vor-
rangig aus der dynamischeren Entwicklung der Arbeitskosten. In den letzten zehn Jahren wuchsen Öster-
reichs Lohnstückkosten in der Herstellung von Waren um 0,4 Prozentpunkte p. a. langsamer als im Durch-
schnitt aller Handelspartner, aber um 0,2 bzw. 0,5 Prozentpunkte schneller als in Deutschland bzw. in West-
europa. Aufgrund der staatlichen Hilfsmaßnahmen im Zuge der COVID-19-Pandemie bzw. zur Abfederung 
der hohen Inflation sind die Ergebnisse nach wie vor mit Vorsicht zu interpretieren. 

Significant Increase in Relative Unit Labour Costs in 2023 

587-598 ■ EU-weite CO2-Bepreisung und Optionen zur Einnahmenverwendung. Effekte auf 
Emissionen, Wirtschaft und Verteilung 
Claudia Kettner, Daniela Kletzan-Slamanig, Mark Sommer, Gerhard Streicher 
Obwohl mit dem Emissionshandelssystem 2 (ETS 2) die Einführung eines EU-weiten CO2-Preises für die Sekto-
ren Gebäude und Verkehr bereits beschlossen wurde, sind detaillierte Analysen zu den makroökonomi-
schen und verteilungspolitischen Auswirkungen bislang rar. Der vorliegende Beitrag stützt sich auf das 
makroökonomische Modell ADAGIO, um die Effekte der EU-weiten CO2-Bepreisung in sechs verschiede-
nen Szenarien zur Einnahmenrückvergütung zu simulieren. Mit Österreich und Polen stehen neben der 
EU 27 zwei Länder im Zentrum der Analyse, die sich hinsichtlich ihrer Energiesysteme und Wirtschaftsstruktur 
erheblich unterscheiden. Der Fokus liegt auf den makroökonomischen Effekten der CO2-Bepreisung ein-
schließlich Rückvergütung, ihrem Beitrag zur Emissionsreduktion und auf ihren Verteilungswirkungen.  

EU-wide Carbon Pricing and Options for Revenue Recycling. Effects on Emissions, Economy and 
Distribution 

 

Redaktionsschluss für das vorliegende Heft: 29. 10. 2024 • Die einzelnen Beiträge berücksichtigen Informationen und Rahmen-
bedingungen bis zu dem jeweils angegebenen Datum. 
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Rezession in Österreich hält sich hartnäckig 
Prognose für 2024 und 2025 
Stefan Schiman-Vukan, Stefan Ederer 

 Österreichs Wirtschaft bleibt 2024 in der Rezession. Ab 2025 rechnet das WIFO mit einem 
Konjunkturimpuls aus dem Ausland. 

 Während die Ausrüstungsinvestitionen im gesamten Prognosezeitraum schrumpfen, werden 
die Bauinvestitionen 2025 vom Baukonjunkturpaket profitieren. 

 Die Inflation geht zurück und die Realeinkommen steigen. 

 Die Arbeitslosigkeit nimmt weiter zu, der private Konsum erholt sich langsam. 

 Das Defizit in den öffentlichen Haushalten steigt anhaltend, wodurch ein nachhaltiger Budgetpfad 
verfehlt wird. 

 

 
Rezessionen in Österreich 

 

Eine Unterauslastung liegt vor, wenn die tatsächliche unter der potenziellen Wirtschafts-
leistung liegt. Eine Rezession tritt ein, wenn die tatsächliche Wirtschaftsleistung besonders 
rasch unter die potenzielle Wirtschaftsleistung sinkt. In solchen Phasen nimmt die Arbeits-
losenquote typischerweise zu (Q: Statistik Austria, Arbeitsmarktservice, WIFO). 

 

"Die derzeitige Rezession 
erstreckt sich über zwei 
Kalenderjahre und hält 
damit schon ungewöhnlich 
lange an." 
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Rezession in Österreich hält sich hartnäckig 
Prognose für 2024 und 2025 

Stefan Schiman-Vukan, Stefan Ederer 

 
Rezession in Österreich hält sich hartnäckig. Prognose 
für 2024 und 2025 
Österreichs Wirtschaft verharrt 2024 in der Rezession, das re-
ale BIP sinkt um voraussichtlich 0,6%. 2025 rechnet das 
WIFO mit einem Konjunkturimpuls aus dem Ausland. Wäh-
rend die Ausrüstungsinvestitionen im gesamten Prognose-
zeitraum schrumpfen werden, profitieren die Bauinvestitio-
nen im kommenden Jahr vom Baukonjunkturpaket. Die In-
flation geht zurück, die Realeinkommen steigen und die 
Konsumnachfrage wird sich beleben, sodass das BIP 2025 
um 1% wachsen wird. Die Arbeitslosigkeit nimmt jedoch 
weiter zu. Das öffentliche Budgetdefizit entfernt sich zuneh-
mend von den Maastricht-Vorgaben. 

 Recession in Austria Persists Stubbornly. Economic Outlook 
for 2024 and 2025 
Austria's economy will remain in recession in 2024, with real 
GDP expected to fall by 0.6 percent. In 2025, WIFO expects 
an economic impulse from abroad. While investment in 
machinery and equipment will shrink over the entire fore-
cast period, construction investment will benefit from the 
construction stimulus package in the coming year. Inflation 
will fall, real incomes will rise, and consumer demand will 
pick up, meaning that GDP will grow by 1 percent in 2025. 
However, unemployment will continue to rise. The public 
budget deficit is increasingly moving away from the Maas-
tricht targets. 

 

 
JEL-Codes: E32, E66 • Keywords: Konjunkturprognose 
Die Konjunkturprognose entsteht jeweils in Zusammenarbeit aller Mitarbeiter:innen des WIFO. Zu den Definitionen siehe 
"Methodische Hinweise und Kurzglossar", in diesem Heft und https://www.wifo.ac.at/wp-content/uploads/2024/01/WIFO-
Konjunkturberichterstattung-Glossar.pdf. 
Wissenschaftliche Assistenz: Astrid Czaloun (astrid.czaloun@wifo.ac.at), Martha Steiner (martha.steiner@wifo.ac.at) • 
Abgeschlossen am 2. 10. 2024 

 

 Kontakt: Stefan Schiman-Vukan (stefan.schiman-vukan@wifo.ac.at), Stefan Ederer (stefan.ederer@wifo.ac.at)   

 

Die österreichische Wirtschaft steckt weiter in 
der Rezession. Nach 1% im Vorjahr wird das 
reale BIP 2024 um 0,6% schrumpfen. Ähnlich 
wie Deutschland leidet auch Österreich un-
ter der Investitionsflaute und der schwachen 
Nachfrage nach Investitionsgütern und Ma-
schinen. Die Warenexporte nach Deutsch-
land gingen im laufenden Jahr deutlich zu-
rück. Allerdings dauert die Exportschwäche 
schon lange an und mit den sinkenden Zin-
sen ist eine Verbesserung der Finanzierungs-
bedingungen in Sicht. 2025 dürfte die Aus-
landsnachfrage etwas anziehen und in Ös-
terreich für Konjunkturimpulse sorgen, die 
auch die private Konsumnachfrage bele-
ben.  

Die Gesamtwirtschaft wird jedoch zunächst 
nur verhalten um 1% wachsen. Die Ausrüs-
tungsinvestitionen werden 2025 noch 
schrumpfen, nicht zuletzt da sich die Ertrags-
lage der Unternehmen aufgrund der Rezes-
sion und wegen der Lohn- und Rohstoffpreis-
steigerungen verschlechtert hat. Die Arbeits-
losenquote wird als Folge der Rezession 
auch 2025 noch steigen. Das Budgetdefizit 
entfernt sich nicht nur konjunkturbedingt zu-
nehmend von einem nachhaltigen Pfad. 

Eine zentrale Annahme der vorliegenden 
Prognose ist, dass die Auslandsnachfrage 
2025 wieder anziehen wird, insbesondere 
aus Deutschland. Sollte die Nachfrage nach 
Investitionsgütern dagegen so schwach blei-
ben wie derzeit, könnte dies für Österreich 
ein drittes Rezessionsjahr zur Folge haben. 
Die Arbeitslosigkeit würde in diesem Fall stär-
ker steigen als angenommen und die Kon-
sumneigung der privaten Haushalte ge-
dämpft bleiben. Ein weiteres Risiko geht für 
die Konjunktur im Euro-Raum von einer allzu 
raschen Konsolidierung der öffentlichen 
Haushalte aus, die durch das Inkrafttreten 
der europäischen Fiskalregeln droht. 

Umgekehrt gibt es auch positive Aspekte 
und Aufwärtsrisiken: So scheint die Gasver-
sorgung auch dann gesichert, falls ab 2025 
kein russisches Erdgas mehr nach Österreich 
strömen sollte. Der Konsum könnte sich güns-
tiger entwickeln als erwartet, wenn sich die 
finanzielle Situation der privaten Haushalte 
durch die stetigen Einkommenszuwächse so 
weit verbessert, dass sie wieder größere Aus-
gaben tätigen. Darüber hinaus könnte eine 
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gezielte Investitionsförderung durch die öf-
fentliche Hand Ersatzinvestitionen in Rich-
tung umweltfreundlicherer Produktions-

methoden anregen und so positive Multipli-
katoreffekte auslösen. 

  

Übersicht 1: Hauptergebnisse der Prognose 
 

2020 2021 2022 2023 2024 2025  
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Bruttoinlandsprodukt, real  – 6,3  + 4,8  + 5,3  – 1,0  – 0,6  + 1,0 
Herstellung von Waren  – 7,5  + 10,9  + 6,7  – 1,8  – 4,1  + 0,6 
Handel  – 2,9  + 4,5  + 0,7  – 5,7  – 1,7  + 1,2 

Private Konsumausgaben1), real  – 7,6  + 4,8  + 4,9  – 0,5  + 0,1  + 1,2 
Dauerhafte Konsumgüter2)  – 1,6  + 6,4  – 4,5  – 5,4  + 1,0  + 2,0 

Bruttoanlageinvestitionen, real  – 5,3  + 6,0  + 0,4  – 3,2  – 2,8  + 0,2 
Ausrüstungen3)  – 6,9  + 7,7  + 1,9  + 2,4  – 1,5  – 0,6 
Bauten  – 3,5  + 4,1  – 1,3  – 9,3  – 4,4  + 1,1 

Exporte, real  – 10,5  + 9,5  + 10,0  – 0,4  – 2,3  + 2,4 
Warenexporte, fob  – 7,6  + 12,4  + 6,0  – 0,4  – 3,5  + 2,3 

Importe, real  – 9,6  + 14,1  + 7,1  – 4,6  – 1,9  + 2,2 
Warenimporte, fob  – 6,6  + 14,8  + 3,0  – 7,4  – 4,0  + 2,3 

Bruttoinlandsprodukt, nominell  – 3,9  + 6,8  + 10,3  + 5,6  + 3,7  + 3,1 
 Mrd. € 380,32  406,23  448,01  473,23  490,73  506,04  
Leistungsbilanzsaldo in % des BIP 3,4 1,7  – 0,9 1,3 1,6 1,7 
Verbraucherpreise  + 1,4  + 2,8  + 8,6  + 7,8  + 3,1  + 2,2 
BIP-Deflator  + 2,6  + 1,9  + 4,8  + 6,6  + 4,3  + 2,1 
Finanzierungssaldo des Staates  
(laut Maastricht-Definition) in % des BIP  – 8,2  – 5,7  – 3,3  – 2,6  – 3,7  – 4,0 
Unselbständig aktiv Beschäftigte4)  – 2,0  + 2,5  + 3,0  + 1,2  + 0,2  + 0,7 
Arbeitslosenquote (nach nationaler Definition)       

In % der unselbständigen Erwerbspersonen 9,9 8,0 6,3 6,4 7,0 7,2 
Realwert des BIP pro Kopf5)  – 6,3  + 3,8  + 1,1  – 1,9  – 0,5  + 0,7 
Armutsgefährdungsquote6) in % 14,7 14,8 14,9 15,4 15,7 15,6 
Einkommensquintilsverhältnis7) Verhältniszahl 4,0 4,3 4,3 4,4 4,5 4,5 
Treibhausgasemissionen8)  – 7,6  + 4,9  – 6,0  – 6,4  – 3,6  – 1,0 
 Mio. t CO2-Äquivalent 73,91  77,53  72,84  68,15  65,68  65,04  

Q: WIFO, Arbeitsmarktservice Österreich, Dachverband der Sozialversicherungsträger, OeNB, Statistik Austria, Um-
weltbundesamt. 2024 und 2025: Prognose.  1) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbs-
zweck.  2) WIFO-Berechnung anhand der Anteile der dauerhaften Konsumgüter nach dem Inlandskon-
zept.  3) Einschließlich militärischer Waffensysteme und sonstiger Anlagen.  4) Ohne Personen in aufrechtem 
Dienstverhältnis, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leisten.  5) Nominelles BIP deflationiert 
mit dem impliziten Preisindex der inländischen Verwendung. – 6) Anteil der Personen in privaten Haushalten mit 
einem verfügbaren Äquivalenzeinkommen unterhalb der Armutsgefährdungsschwelle (60% des nationalen ver-
fügbaren Medianäquivalenzeinkommens. Ab 2023: Prognose. – 7) S80/S20: Verhältnis des gesamten verfügbaren 
Äquivalenzeinkommens der Bevölkerung in privaten Haushalten im obersten Einkommensquintil zu dem der Be-
völkerung im untersten Einkommensquintil. Ab 2023: Prognose. – 8) 2023: Schätzung gemäß Umweltbundesamt. 
Ab 2024: Prognose. 

1. Weltwirtschaft gewinnt allmählich an Schwung 

Die Weltwirtschaft entwickelt sich nach wie 
vor uneinheitlich. In den USA blieb die Kon-
junktur im 1. Halbjahr 2024 robust. In China 
bremsten die Krise auf dem Immobilienmarkt 
und der private Konsum die Expansion. Im 
Euro-Raum dagegen belebte sich die Nach-
frage etwas. Haupttreiber des Wachstums 
der Weltwirtschaft waren die Dienstleistun-
gen. Aber auch die Industrieproduktion und 
der Welthandel zogen in der ersten Jahres-
hälfte etwas an. In der Folge verteuerten 
sich Rohstoffe zu Jahresbeginn leicht. Insge-
samt expandierte die weltweite Produktion 
im 1. Halbjahr 2024 in ähnlichem Tempo wie 
im Jahrzehnt vor Ausbruch der COVID-19-
Pandemie. 

In den USA legte der private Konsum im 
Frühjahr erneut kräftig zu. Die Bauinvestitio-
nen, die zuvor über mehrere Quartale die 

Konjunktur gestützt hatten, gingen dagegen 
zurück. Auch auf dem Arbeitsmarkt gibt es 
Anzeichen für eine Konjunkturabschwä-
chung. So hat sich der Beschäftigungsauf-
bau verlangsamt, während die Arbeitslosen-
quote seit Jahresbeginn 2024 gestiegen ist. 
Die Inflation sinkt und lag zuletzt knapp über 
2½%. Im September läutete die Federal Re-
serve die Zinswende ein und senkte den Leit-
zins um ½ Prozentpunkt. 

Im Euro-Raum stieg das BIP in den ersten bei-
den Quartalen 2024 um jeweils ¼% gegen-
über dem Vorquartal. Dazu trugen insbeson-
dere die Exporte bei, wogegen der private 
Konsum kaum zunahm und die Investitionen 
deutlich zurückgingen. Während die Wirt-
schaftsleistung in Spanien im Frühjahr kräftig 
expandierte, nahm sie in Frankreich und Ita-
lien nur mäßig zu. In Deutschland war sie 

In den USA dürfte die 
Konjunktur ihren Höhe-

punkt überschritten 
haben. 

Im Euro-Raum  
schwächelt vor allem 

Deutschland, während 
Spaniens Wirtschaft 

boomt. 
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sogar wieder leicht rückläufig. Die Industrie 
befindet sich im Euro-Raum weiterhin im Ab-
schwung. Der Arbeitsmarkt zeigt sich dage-
gen trotz der anhaltenden Konjunkturschwä-
che robust, die Arbeitslosenquote ist bislang 

stabil. Allerdings schwächt sich das Beschäf-
tigungswachstum tendenziell ab. Die Infla-
tion, die im laufenden Jahr zwischenzeitlich 
stagniert hatte, sank im August wieder und 
ging im September sogar auf 1,8% zurück. 

   

Übersicht 2: Internationale Konjunktur 
 Gewicht 2023 in % 2020 2021 2022 2023 2024 2025 
 Waren-

exporte1) 
Welt-BIP2) BIP real, Veränderung gegen das Vorjahr in % 

EU 27 68,4 14,5  – 5,6  + 6,2  + 3,3  + 0,4  + 1,1  + 1,7 
Euro-Raum 52,4 10,1  – 6,1  + 6,2  + 3,3  + 0,4  + 0,8  + 1,4 

Deutschland 29,1 3,2  – 4,1  + 3,7  + 1,4  – 0,3  – 0,0  + 0,9 
Italien 6,1 1,8  – 9,0  + 8,3  + 4,0  + 0,9  + 0,8  + 1,1 
Frankreich 3,6 2,2  – 7,4  + 6,9  + 2,6  + 0,9  + 1,2  + 1,3 

MOEL 53) 15,0 2,1  – 3,2  + 6,2  + 4,5  + 0,2  + 2,4  + 3,2 
Polen 3,7 1,0  – 2,0  + 6,9  + 5,6  + 0,2  + 3,2  + 3,5 
Ungarn 3,6 0,2  – 4,5  + 7,1  + 4,6  – 0,9  + 1,6  + 3,0 
Tschechien 3,6 0,3  – 5,3  + 4,0  + 2,8  – 0,1  + 1,2  + 2,9 

USA 7,3 15,6  – 2,2  + 6,1  + 2,5  + 2,9  + 2,5  + 1,8 
Schweiz 5,2 0,4  – 2,1  + 5,6  + 3,0  + 0,7  + 1,4  + 1,3 
Vereinigtes Königreich 2,7 2,2  – 10,4  + 8,7  + 4,3  + 0,1  + 1,1  + 1,8 
China 2,5 18,7  + 2,2  + 8,4  + 3,0  + 5,2  + 4,6  + 4,2 
          
Insgesamt         

Kaufkraftgewichtet4)  51  – 1,9  + 7,1  + 3,0  + 2,9  + 2,8  + 2,6 
Exportgewichtet5)  86   – 5,0  + 6,3  + 3,3  + 0,8  + 1,3  + 1,8 

Marktwachstum Österreich6)    – 6,1  + 11,0  + 5,7  – 3,2  + 0,7  + 3,8 
          
Annahmen zur Prognose         
Rohölpreis         

Brent, $ je Barrel   43,2 70,8 98,9 82,2 80 72 
Erdgaspreis         

Dutch TTF, € je MWh   9,5 45,9 121,5 40,6 33 39 
Strompreis Österreich         

Base, € je MWh   33,2 107,2 261,6 102,2 79 94 
Peak, € je MWh   36,0 116,8 275,5 103,9 81 103 

Wechselkurs         
Dollar je Euro   1,141 1,184 1,054 1,082 1,11  1,11  

Internationale Zinssätze         
EZB-Hauptrefinanzierungssatz7), in %  0,0 0,0 0,6 3,8 4,1 3,1 
Sekundärmarktrendite Deutschland, in %  – 0,5  – 0,4 1,1 2,4 2,4 2,1 

Q: WIFO, Bureau of Economic Analysis, European Energy Exchange, Eurostat, EZB, HWWI, IWF, OECD, OeNB, 
Statistik Austria. 2024 und 2025: Prognose. – 1) Österreichische Warenexporte. – 2) Kaufkraftgewichtet. – 3) Tsche-
chien, Ungarn, Polen, Slowenien, Slowakei. – 4) EU 27, USA, Schweiz, Vereinigtes Königreich, China; gewichtet mit 
dem Bruttoinlandsprodukt zu Kaufkraftparitäten 2023. – 5) EU 27, USA, Schweiz, Vereinigtes Königreich, China; ge-
wichtet mit den österreichischen Warenexportanteilen 2023. – 6) Veränderungsrate real der Warenimporte der 
Partnerländer, gewichtet mit österreichischen Exportanteilen. – 7) Fixzinssatz. 

 

1.1 Ausblick: Konjunkturabschwächung in 
den USA, Erholung im Euro-Raum 

Die Weltwirtschaft dürfte im Prognosezeit-
raum nur langsam an Fahrt gewinnen. In 
den USA dürfte sich die Konjunktur etwas ab-
kühlen. Nicht nur der Arbeitsmarkt verliert an 
Schwung, auch die Reallohnzuwächse fielen 
zuletzt etwas geringer aus. Zugleich ist die 
Teuerung rückläufig und das Verbraucher-
vertrauen ungebrochen hoch, sodass der 
private Konsum eine wichtige Wachstums-
stütze bleiben dürfte. Auch die Investitionen 
dürften weiter zulegen, während von der Fis-
kalpolitik angesichts des hohen Defizits kaum 
noch Impulse zu erwarten sind. Alles in allem 
wird die Wirtschaftsleistung der USA 2025 mit 

+1,8% etwas schwächer zulegen als im lau-
fenden Jahr. 

In China ist die Inlandsnachfrage nach wie 
vor gedämpft, während ein lebhaftes Ex-
portwachstum weiterhin stützend wirkt. Chi-
nesische Unternehmen scheinen jetzt mehr 
Vorleistungsgüter für die inländische Produk-
tion selbst herzustellen als in den Jahren vor 
der COVID-19-Pandemie. Darüber hinaus 
haben die Energiekrise in Europa und die 
niedrige Kapazitätsauslastung in China die 
Wettbewerbsfähigkeit chinesischer Unter-
nehmen gegenüber ihren europäischen 
Konkurrenten verbessert. Insgesamt dürfte 
die chinesische Wirtschaft jedoch weder 
2024 noch 2025 um mehr als 5% wachsen. 
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Abbildung 1: Indikatoren der Wirtschaftsentwicklung und der Wirtschaftspolitik 

Wirtschaftswachstum Beschäftigung und Arbeitslosigkeit 

In % Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 

  

Produktion und Investitionen Konsum und Einkommen 

Veränderung gegen das Vorjahr in %, real Veränderung gegen das Vorjahr in %, real 

  

Kurz- und langfristige Zinssätze Preise und Lohnstückkosten 

In % Veränderung gegen das Vorjahr in % 

  

Außenhandel (laut Statistik Austria) Finanzierungssaldo des Staates 

Veränderung gegen das Vorjahr in %, real In % des BIP 

  

Q: WIFO, Arbeitsmarktservice, Dachverband der Sozialversicherungsträger, Europäische Kommission, Eurostat, EZB, OeNB, Statistik Austria. 2024 und 
2025: Prognose.  1) Ohne Personen in aufrechtem Dienstverhältnis, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leisten, ohne in der Be-
schäftigungsstatistik erfasste Arbeitslose in Schulung.  2) Einschließlich militärischer Waffensysteme.  3) Bundesanleihen mit einer Laufzeit von 10 Jah-
ren (Benchmark). – 4) Einschließlich Kurzarbeitsbeihilfen.  5) Prognose: Europäische Kommission. 
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Im Euro-Raum dürften sich die Reallohnzu-
wächse allmählich in einer Belebung des pri-
vaten Konsums niederschlagen. Dazu tragen 
der robuste Arbeitsmarkt und die gesunkene 
Inflation bei. Die Industriekonjunktur wird al-
lerdings nur langsam Fahrt aufnehmen, 
auch weil die Investitionen erst allmählich 
anziehen. Von der Fiskalpolitik sind im Prog-
nosezeitraum kaum Konjunkturimpulse zu er-
warten, da viele der in den Vorjahren be-
schlossenen Stützungsmaßnahmen ausge-
laufen sind und die teilweise hohe Staatsver-
schuldung wieder stärker in den Fokus der 

Wirtschaftspolitik rückt. In Summe wird die 
Wirtschaftsleistung im Euro-Raum 2024 nur 
um 0,8% und 2025 um 1,4% zunehmen.  

In Deutschland wird die Wertschöpfung 2024 
stagnieren und 2025 um lediglich 0,9% 
wachsen, da die deutsche Industrie beson-
ders unter der schwachen weltweiten Wa-
rennachfrage leidet. Allerdings dürften auch 
in Deutschland die steigenden Realeinkom-
men die Konsumnachfrage stützen. 

   

 
Zur asynchronen Leitzinssenkung der EZB 

Die EZB operiert mit drei kurzfristigen Zinssätzen: dem Einlagensatz, dem Hauptrefinanzierungssatz und dem Spitzenrefinanzie-
rungssatz. Der Spitzenrefinanzierungssatz ist geldpolitisch weitgehend unbedeutend, da die Banken die Spitzenrefinanzie-
rungsfazilität in erster Linie zur Deckung ihres kurzfristigen Liquiditätsbedarfs, z. B. zur Erfüllung der durchschnittlichen Mindest-
reserveanforderungen, nutzen. 

Die für die geldpolitische Transmission relevanten Geldmarktsätze orientierten sich bis Ende 2008 am Hauptrefinanzierungs-
satz der EZB. Auf dem Höhepunkt der Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise im Jahr 2008 wurde das Zuteilungsverfahren für Zen-
tralbankgeld von einem Bieterverfahren um begrenzte Mittel mit ungewissem Ausgang auf eine sichere Vollzuteilung aller 
nachgefragten Mittel zu einem festen Zinssatz umgestellt. Dies führte zu einer Überschussliquidität auf dem Geldmarkt und 
dämpfte den Wettbewerb um kurzfristige Mittel. Seit Ende 2008 orientieren sich die Geldmarktsätze am Einlagensatz der EZB. 
Dieser stellt eine (elastische) Untergrenze dar, da es sich für Banken grundsätzlich nicht lohnt, Gelder über Nacht zu einem 
niedrigeren Zinssatz auf dem Interbankenmarkt zu verleihen als zu jenem, zu dem sie sie bei der EZB sicher deponieren kön-
nen. In anderen Worten: Von 1999 bis Ende 2008 war der Hauptrefinanzierungssatz der Leitzinssatz der EZB, seither ist es der 
Einlagensatz (siehe Abbildung 2). 

Abbildung 2: Zinssätze im Euro-Raum 

 

Q: EZB, European Money Markets Institute, Macrobond. 

Zuletzt nahmen immer weniger Banken an den Hauptrefinanzierungsgeschäften der EZB teil, da der Zinssatz mittlerweile hoch 
ist, während gleichzeitig noch viel Überschussliquidität im Umlauf ist. Um die Attraktivität der Zentralbankgelder zu erhöhen, 
verringerte die EZB im September 2024 den Abstand zwischen dem Einlagensatz und dem Hauptrefinanzierungssatz von 0,5 
auf 0,15 Prozentpunkte, indem sie letzteren um 0,6 Prozentpunkte senkte, den geldpolitisch relevanten Einlagensatz jedoch 
nur um 0,25 Prozentpunkte. Die asynchrone Leitzinssenkung ist somit ein Versuch, die Wirksamkeit der Geldpolitik in Zeiten 
hoher Überschussliquidität zu erhöhen. 
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Kräftige Einkommenszu-
wächse ermöglichen im 
Euro-Raum eine Auswei-
tung des Konsums. 
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2. Wirtschaftspolitische Rahmenbedingungen 

Die vorliegende Prognose berücksichtigt 
wirtschaftspolitische Maßnahmen, die be-
reits verabschiedet oder hinreichend spezifi-
ziert wurden und deren Umsetzung somit als 
wahrscheinlich gilt. 

2.1 Geldpolitik wird allmählich gelockert 

Aufgrund der rückläufigen Inflation und der 
Konjunkturschwäche im Euro-Raum senkte 
die EZB den Einlagensatz, der seit Mitte 2022 
um 4,5 Prozentpunkte angehoben worden 
war, im Juni und September 2024 um jeweils 
0,25 Prozentpunkte auf 3,5%. Das WIFO rech-
net im Prognosezeitraum mit drei weiteren 

Leitzinssenkungen um jeweils 0,25 Prozent-
punkte, sodass der Einlagensatz Ende 2025 
bei 2,75% und damit noch geringfügig über 
dem konjunkturneutralen Gleichgewichts-
zinssatz nach Holston-Laubach-Williams lie-
gen wird. Zusätzlich wird die EZB ihr Staatsan-
leihenportfolio schrittweise verkleinern, in-
dem sie Tilgungszahlungen nicht mehr rein-
vestiert. Dieses "Quantitative Tightening" 
hatte bisher keinen Einfluss auf die Renditen 
und dürfte diesen auch im Prognosezeit-
raum nicht entwickeln. Vielmehr bleibt die 
Zinsstrukturkurve, gemessen am Hauptrefi-
nanzierungssatz und der Sekundärmarktren-
dite auf deutsche Bundesanleihen, invers. 

  

Übersicht 3: Fiskal- und geldpolitische Kennzahlen 
 

2020 2021 2022 2023 2024 2025  
In % des BIP 

Fiskalpolitik       
Finanzierungssaldo des Staates1)  – 8,2  – 5,7  – 3,3  – 2,6  – 3,7  – 4,0 
Primärsaldo des Staates  – 6,9  – 4,6  – 2,4  – 1,4  – 2,4  – 2,6 
Staatseinnahmen 49,1 50,3 49,7 50,1 50,7 50,7 
Staatsausgaben 57,3 56,0 53,0 52,7 54,5 54,7 
Schuldenstand des Staates1) 83,2 82,4 78,4 78,6 80,1 82,4 
         

In % 
Geldpolitik       
Dreimonatszinssatz  – 0,4  – 0,5 0,3 3,4 3,6 2,9 
Sekundärmarktrendite2)  – 0,2  – 0,1 1,7 3,1 3,0 2,9 

Q: WIFO, EZB, OeNB, Statistik Austria. 2024 und 2025: Prognose. – 1) Laut Maastricht-Definition. – 2) Bundesanleihen 
mit einer Laufzeit von 10 Jahren (Benchmark). 

 

2.2 Öffentliche Haushalte entfernen sich 
weiter von Maastricht-Vorgaben 

Die Staatsausgabenquote, die 2023 52,7% 
des BIP betrug, steigt im laufenden Jahr auf 
54,5% und 2025 auf 54,7% der Wirtschaftsleis-
tung. Demgegenüber wird die gesamtstaat-
liche Einnahmenquote mit 50,7% des BIP in 
beiden Prognosejahren nur geringfügig über 
dem Niveau von 2023 (50,1%) liegen. Damit 
verschlechtert sich der Finanzierungssaldo 
deutlich von 2,6% (2023) auf 3,7% (2024) 
bzw. 4,0% (2025) des BIP. Die Staatsver-
schuldung wird von 78,6% (2023) auf 80,1% 
(2024) und 2025 weiter auf 82,4% des BIP an-
steigen, womit Österreich die Vorgaben des 
Europäischen Fiskalpaktes deutlich verfehlen 
wird. Obwohl die Mehrbelastungen durch 
die Hochwasserkatastrophe im September 
2024 voraussichtlich nicht in die Bewertung 
einfließen, könnte der aktuelle Budgetpfad 
zu einem Defizitverfahren wegen übermäßi-
ger Verschuldung führen. 

Der deutliche Anstieg der Ausgabenquote 
im Jahr 2024 ist zum Teil auf die Fortführung 
diskretionärer Maßnahmen zur Abfederung 
der Energie- und Inflationskrise sowie auf die 
Erhöhung des Klimabonus zurückzuführen. 
Hinzu kommen inflationsbedingte Mehraus-

gaben für Pensionen, valorisierte Sozialleis-
tungen, Vorleistungen und Personalkosten, 
die zeitverzögert auf die hohen Preissteige-
rungen der Vorjahre reagieren. Auch neue 
Verpflichtungen der Länder und Gemein-
den im Rahmen des Finanzausgleichs ("Zu-
kunftsfonds") treiben die Ausgabendynamik. 
Trotz sinkender Zinsen steigen die Zinsausga-
ben der öffentlichen Haushalte auf 1,3% 
(2024) bzw. 1,4% des BIP (2025) und engen 
den finanziellen Spielraum ein. Die zusätzli-
chen Ausgaben infolge der Hochwasserka-
tastrophe sind derzeit schwer abzuschätzen. 
Der Katastrophenfonds wurde auf 1 Mrd. € 
aufgestockt und wird durch 0,5 Mrd. € aus 
dem Kohäsionsfonds ergänzt. 

Die nachlassende Einnahmendynamik ist vor 
allem auf den Rückgang der Inflation und 
die schwache Konjunktur zurückzuführen. 
Die verhaltene Entwicklung des privaten 
Konsums und ein schwächeres Wachstum 
der Lohn- und Gehaltssumme im Jahr 2025 
dämpfen die Einnahmen aus Verbrauch-
steuern und Sozialbeiträgen. Mit der Ab-
schaffung der kalten Progression durch die 
Anpassung der Tarifgrenzen an die Teuerung 
entfielen auch die inflationsbedingten Mehr-
einnahmen aus der Lohn- und Einkommen-
steuer, die in der Vergangenheit häufig zu 

Der Leitzinssatz bleibt 
über dem konjunktur-

neutralen Niveau. 

Das Defizit im Staats-
haushalt wird 2025 nicht 

nur konjunkturbedingt 
weiter anschwellen. 
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einer Konsolidierung der öffentlichen Haus-
halte beigetragen hatten. Auch die Einnah-
men aus der Körperschaftsteuer werden 

nach mehreren Jahren starken Wachstums 
konjunkturbedingt und infolge der Tarifre-
form stagnieren. 

3. Österreichs Wirtschaft verharrt in der Rezession 

Die österreichische Wirtschaft erlitt im 
II. Quartal 2024 erneut einen Rückschlag, 
das BIP sank real um 0,4% gegenüber der 
Vorperiode1). Damit hielt die seit Mitte 2022 
beobachtete Konjunkturschwäche an. In 
der Sachgütererzeugung schrumpfte die 
Wertschöpfung das sechste Quartal in 
Folge. Die internationale Nachfrage nach In-
dustriegütern ist nach wie vor äußerst 

schwach, worunter insbesondere darauf 
spezialisierte Länder wie Österreich oder 
Deutschland leiden. Aber auch in wichtigen 
Dienstleistungsbereichen wie Handel und 
Verkehr ist die Wertschöpfung in den letzten 
beiden Jahren deutlich zurückgegangen. 
Stabilisierend wirkten vor allem die öffentli-
chen, aber auch einige weniger konjunktur-
reagible private Dienstleistungen. 

 

Übersicht 4: Entwicklung der Bruttowertschöpfung 
Zu Herstellungspreisen 

 2022 2023 2024 2025 2022 2023 2024 2025 
 Mrd. € (Referenzjahr 2015) Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen)        
Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 4,54 4,42 4,33 4,33  + 6,8  – 2,7  – 2,0  ± 0,0 
Herstellung von Waren einschließlich Bergbau 74,08 72,39 69,42 69,83  + 6,4  – 2,3  – 4,1  + 0,6 
Energie- und Wasserversorgung, 
Abfallentsorgung 9,44 10,21 10,21 10,21  + 2,7  + 8,1  ± 0,0  ± 0,0 
Bauwirtschaft 17,66 16,34 15,75 15,91  – 3,4  – 7,5  – 3,6  + 1,0 
Handel, Instandhaltung und Reparatur von Kfz 42,27 39,88 39,20 39,67  + 0,7  – 5,7  – 1,7  + 1,2 
Verkehr 19,17 18,69 18,50 18,60  + 14,6  – 2,5  – 1,0  + 0,5 
Beherbergung und Gastronomie 10,15 10,70 10,89 11,14  + 79,0  + 5,4  + 1,8  + 2,3 
Information und Kommunikation 15,63 16,10 16,27 16,35  + 3,6  + 3,0  + 1,0  + 0,5 
Finanz- und Versicherungsdienstleistungen 18,33 16,85 17,29 17,42  + 5,9  – 8,1  + 2,6  + 0,7 
Grundstücks- und Wohnungswesen 31,19 31,33 31,49 31,64  + 2,3  + 0,5  + 0,5  + 0,5 
Sonstige wirtschaftliche Dienstleistungen1) 36,47 36,20 35,91 36,27  + 8,2  – 0,7  – 0,8  + 1,0 
Öffentliche Verwaltung2) 58,62 59,89 61,39 62,01  + 1,7  + 2,2  + 2,5  + 1,0 
Sonstige Dienstleistungen3) 8,51 8,92 8,92 9,01  + 20,5  + 4,7  ± 0,0  + 1,0 
          
Wertschöpfung der Wirtschaftsbereiche4) 344,99 340,92 338,94 341,80  + 6,1  – 1,2  – 0,6  + 0,8 
Bruttoinlandsprodukt 385,07 381,39 379,16 382,83  + 5,3  – 1,0  – 0,6  + 1,0 

Q: WIFO, Statistik Austria. 2024 und 2025: Prognose. – 1) Erbringung von freiberuflichen, wissenschaftlichen, technischen und sonstigen wirtschaftlichen 
Dienstleistungen (ÖNACE 2008, Abschnitte M bis N). – 2) Einschließlich Sozialversicherung, Verteidigung, Erziehung, Unterricht, Gesundheits- und Sozialwe-
sen (ÖNACE 2008, Abschnitte O bis Q). – 3) Einschließlich Kunst, Unterhaltung und Erholung, private Haushalte (ÖNACE 2008, Abschnitte R bis U). – 4) Vor 
Abzug der Gütersubventionen und vor Zurechnung der Gütersteuern. 

 

Die Inflation hat sich in den letzten Monaten 
deutlich verlangsamt und betrug im Sep-
tember laut Schnellschätzung von Statistik 
Austria 1,8%, womit der Inflationsabstand 
zum Euro-Raum verschwunden ist. Solange 
die Inflation in Österreich nicht unter den 
Durchschnitt des Euro-Raumes sinkt, werden 
die Preisunterschiede, die aus der Überinfla-
tion der letzten Monate resultieren, jedoch 
nicht wettgemacht. Dies belastet die preisli-
che Wettbewerbsfähigkeit der heimischen 
Industrie; der real-effektive Wechselkurs für 
Industriewaren stieg 2023 um 3,4% und damit 
so kräftig wie seit 20 Jahren nicht mehr. Aber 

 
1)  Die vierteljährliche Volkswirtschaftliche Gesamt-
rechnung wurde von Statistik Austria am 4. September 
2024 veröffentlicht. In der Zwischenzeit wurde am 
30. September auch die Jahresrechnung 2023 der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung publiziert. Da-
rin wurde eine Benchmarkrevision durchgeführt, die 
die Ergebnisse ab dem Jahr 1995 betrifft. Die daran 
angepasste Quartalsrechnung wird erst am 18. Okto-

auch die Ertragslage der Unternehmen hat 
sich verschlechtert. 

Die hohen Lohnabschlüsse für das Jahr 2024 
belasten nicht nur die heimischen Unterneh-
men, sondern hatten bisher – entgegen der 
WIFO-Prognose vom Juni 2024 – auch noch 
keinen nennenswerten Anstieg der Konsum-
ausgaben zur Folge. Dafür dürften Faktoren 
verantwortlich sein, die in der letzten Prog-
nose unterschätzt wurden: Erstens nimmt das 
Vorsichtssparen mit steigender Arbeitslosig-
keit zu. Zwar hat sich das Verbraucherver-
trauen in den letzten Monaten aufgehellt 

ber 2024 veröffentlicht. Damit ist die für die vorlie-
gende Prognose herangezogene Quartalsrechnung 
nicht mit den neu veröffentlichten Jahresdaten kom-
patibel. Obwohl die Quartalsmuster in der Prognoseer-
stellung berücksichtigt wurden, verzichtet das WIFO in 
der vorliegenden Prognose auf die Darstellung des 
Konjunkturbildes sowie die Übersicht zur technischen 
Zerlegung und Revision der BIP-Prognose. 

Österreich steckt weiter 
in der Rezession, die In-
flation sinkt. 

Die hohen Lohnsteige-
rungen belasten die 
 Unternehmen, hatten 
jedoch bisher keine 
Konsumbelebung zur 
Folge. 
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und vor allem die eigene finanzielle Situation 
wird wieder besser eingeschätzt. Allerdings 
rechnen immer mehr Befragte mit einem 
weiteren Anstieg der Arbeitslosigkeit. 

Zum anderen begünstigt das höhere Zinsni-
veau die Ersparnisbildung. Die für den Prog-
nosezeitraum prognostizierte Sparquote von 
über 11% liegt zwar um knapp 3 Prozent-
punkte über dem Wert von 2023, entspricht 
aber in etwa dem Niveau der Jahre 2007/08 
unmittelbar vor Beginn der Niedrigzinsphase. 
Eine dritte mögliche Erklärung für die sto-
ckende Ausgabenbereitschaft besteht da-
rin, dass die privaten Haushalte die Lohner-
höhungen bzw. die staatlichen Unterstüt-
zungsleistungen als nicht nachhaltig anse-
hen und das zusätzliche Einkommen daher 
lieber sparen als ausgeben. 

Trotz des starken Anstiegs der Lohnstückkos-
ten ist der Arbeitsmarkt noch recht robust. 
Nennenswerte Beschäftigungszuwächse 
gab es zuletzt allerdings nur mehr im öffentli-
chen und öffentlichkeitsnahen Bereich. So 
expandiert die Beschäftigung in der öffentli-
chen Verwaltung, aber auch im Gesund-

heits-, Pflege- und Erziehungswesen. In der 
Privatwirtschaft schrumpft die Beschäftigung 
dagegen. Zwar entstehen in einigen weni-
ger konjunkturreagiblen Dienstleistungsbran-
chen immer noch zusätzliche Arbeitsplätze, 
diese Ausweitungen werden aber durch 
Rückgänge in anderen Branchen, insbeson-
dere im sekundären Sektor, überkompen-
siert. 

3.1 Konjunkturimpulse 2025 aus dem 
Ausland 

Die österreichische Wirtschaft wird 2024 das 
zweite Jahr in Folge schrumpfen und sich 
ebenso lange in einer Rezession befinden 
(siehe Kasten "Wirtschaftswachstum und Re-
zession"). Nach einem Rückgang um 1% im 
Vorjahr wird das reale BIP dieses Jahr um 
0,6% abnehmen. 2025 werden Österreichs 
Exporte mit dem Anziehen der Auslands-
nachfrage wieder zulegen. Der exportgetrie-
bene Aufschwung wird 2025 aber noch 
schwach ausfallen (BIP real +1,0%), da die 
Investitionen stagnieren und die Konsum-
nachfrage verhalten bleibt.

 

Übersicht 5: Entwicklung der Nachfrage 
Real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen) 

 2022 2023 2024 2025 2022 2023 2024 2025 
 Mrd. € (Referenzjahr 2015) Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Konsumausgaben insgesamt 267,35 267,36 267,78 270,69  + 3,2  + 0,0  + 0,2  + 1,1 

Private Haushalte1) 191,09 190,19 190,38 192,66  + 4,9  – 0,5  + 0,1  + 1,2 
Staat 76,27 77,17 77,41 78,02  – 0,6  + 1,2  + 0,3  + 0,8 

Bruttoinvestitionen 103,95 90,43 88,14 88,39  + 4,9  – 13,0  – 2,5  + 0,3 
Bruttoanlageinvestitionen 93,51 90,50 87,95 88,09  + 0,4  – 3,2  – 2,8  + 0,2 

Ausrüstungen2) 30,18 31,52 29,47 28,44  – 0,2  + 4,4  – 6,5  – 3,5 
Bauten 40,95 37,16 35,52 35,91  – 1,3  – 9,3  – 4,4  + 1,1 
Sonstige Anlagen3) 22,46 22,40 23,64 24,34  + 4,9  – 0,3  + 5,5  + 3,0 

Inländische Verwendung 372,68 359,46 358,35 361,51  + 3,6  – 3,5  – 0,3  + 0,9 
Exporte 232,70 231,72 226,46 231,78  + 10,0  – 0,4  – 2,3  + 2,4 

Reiseverkehr 14,05 16,01 16,17 16,53  + 98,5  + 13,9  + 1,0  + 2,2 
Minus Importe  220,75 210,61 206,68 211,32  + 7,1  – 4,6  – 1,9  + 2,2 

Reiseverkehr 8,92 10,24 10,53 10,56  + 69,8  + 14,8  + 2,9  + 0,3 
Bruttoinlandsprodukt 385,07 381,39 379,16 382,83  + 5,3  – 1,0  – 0,6  + 1,0 

Nominell 448,01 473,23 490,73 506,04  + 10,3  + 5,6  + 3,7  + 3,1 

Q: WIFO, Statistik Austria. 2024 und 2025: Prognose. – 1) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. – 2) Einschließlich militärischer Waffen-
systeme. – 3) Überwiegend geistiges Eigentum (Forschung und Entwicklung, Computerprogramme, Urheberrechte). 

 

Eine zentrale Prognoseannahme ist, dass die 
Konjunktur in Deutschland im Jahr 2025 wie-
der Tritt fassen wird. Österreich und Deutsch-
land erleben derzeit eine sehr ähnliche Re-
zession. Wie die vergleichbare Betroffenheit 
der beiden Länder und die Unterschiede zu 
anderen Nachbarländern zeigen, ist die 
weltweite Investitionsflaute die Ursache der 
Krise. Die Unsicherheit hinsichtlich der Ener-
giepreisentwicklung, Unwägbarkeiten im Zu-
sammenhang mit neuen klimafreundlichen 

Technologien sowie hohe Finanzierungskos-
ten dämpfen weltweit, aber insbesondere in 
Europa die Investitionsbereitschaft. Zumin-
dest die Finanzierungskosten werden mit 
den schrittweisen Leitzinssenkungen der EZB 
im kommenden Jahr sinken. Das ifo, das 
Partnerinstitut des WIFO in der Gemein-
schaftsdiagnose für Deutschland, prognosti-
ziert für 2025 ein Wachstum des deutschen 
BIP von 0,9%, die Gemeinschaftsdiagnose 
weist +0,8% aus. 

Die Beschäftigung steigt 
nur noch im öffentlichen 

Sektor. 

Der Außenhandel profi-
tiert von einer Belebung 

der weltweiten 
 Investitionsnachfrage. 



 544 Konjunkturprognose WIFO  ■  Monatsberichte 10/2024, S. 535-548
 

 
Wirtschaftswachstum und Rezession 
Erstmals in der Zweiten Republik wird die heimische Wirtschaft 2023 und 2024 in zwei aufeinander folgenden Kalenderjahren 
schrumpfen. Erlebt Österreich damit die längste Rezession der Nachkriegszeit? Um diese Frage zu klären, muss zunächst der 
Begriff "Rezession" definiert werden. 

Die Konjunkturforschung kennt grundsätzlich zwei Ansätze zur Messung von Konjunkturzyklen (vgl. Breuer et al., 2018)1): den 
Ansatz der "klassischen" Konjunkturzyklen und den Ansatz der Expansionszyklen. Der klassische Ansatz unterscheidet zwei Kon-
junkturphasen: Aufschwung und Rezession. Für eine Rezession muss ein deutlicher Rückgang der Wirtschaftsleistung vorlie-
gen. Aufschwünge sind jene Perioden, in denen die Wirtschaftsleistung mehr oder weniger stark wächst. Der klassische An-
satz konzentriert sich zwar auf das reale BIP, berücksichtigt aber auch andere makroökonomische Größen; die Konjunkturda-
tierung beruht also auf einem Expertenurteil. Für den Euro-Raum ist das Euro Area Business Cycle Network (EABCN), für die 
USA das National Bureau of Economic Research (NBER) maßgeblich. 

Problematisch ist dieser Ansatz bei hohem oder schwankendem Potenzialwachstum. Ein hohes Potenzialwachstum weisen in 
der Regel Schwellenländer auf; China oder Indien würden sich nach klassischer Logik nie in einer Rezession befinden. Öster-
reich ist hingegen ein Beispiel für Volkswirtschaften mit schwankendem Potenzialwachstum. Hatte es Anfang der 1970er-
Jahre noch gut 5% p. a. betragen, so verringerte es sich 10 Jahre – bzw. zwei Öl- und eine Stahlkrise – später vorübergehend 
auf unter 2% p. a. Anfang der 1990er-Jahre erholte sich das Potenzialwachstum wieder und erreichte gut 3% p. a., bevor es 
sich nach Ausschöpfung der Globalisierungsvorteile und weiteren Krisen bei höchstens 1% p. a. einpendelte. 

Vor diesem Hintergrund erscheint für Österreich der zweite Ansatz der Konjunkturmessung, jener der Expansionszyklen, sinn-
voller. Dabei wird zunächst mit ökonometrischen Methoden das Wachstumspotenzial der Volkswirtschaft ermittelt und mit 
der tatsächlichen Wirtschaftsleistung verglichen. Ist letztere geringer, liegt eine Unterauslastung vor. Eine Rezession liegt dann 
vor, wenn die Outputlücke, also die Differenz zwischen tatsächlicher und potenzieller Wirtschaftsleistung, nicht nur negativ ist, 
sondern sich auch rasch vergrößert, z. B. um zwei Drittel des Potenzialwachstums in einem Jahr (Sachverständigenrat, 2008, 
Kasten 2)2). 

Wendet man die Methode der Europäischen Kommission zur Berechnung des Wachstumspotenzials Österreichs an (wie 
etwa das WIFO in seinen mittelfristigen Prognosen), so ergibt sich wie im klassischen Ansatz für die Jahre 2023 und 2024 eine 
Rezession (Abbildung "Rezessionen in Österreich", S. 535). Es zeigt sich aber auch, dass es in der jüngeren Vergangenheit be-
reits einmal eine ähnlich lange rezessive Phase gab, und zwar in den Kalenderjahren 2013 und 2014 im Gefolge der Euro-
Krise. Eine weitere interessante Beobachtung ist, dass Phasen der Unterauslastung typischerweise durch Rezessionen eingelei-
tet werden. Die gesamtwirtschaftliche Unterauslastung kann somit noch länger andauern. 

Dass die aktuelle Rezession in der Geschichte der Zweiten Republik keineswegs beispiellos ist, ist auch daran ablesbar, dass 
die Arbeitslosenquote bisher nicht übermäßig angestiegen ist. In der Rezession ab 2013 und in der langen Unterauslastungs-
phase ab 1984 fielen die Anstiege kräftiger aus. Allerdings reagiert die Arbeitslosenquote auch auf nicht-konjunkturelle Fakto-
ren wie eine hohe Zuwanderung, so etwa Anfang der 1990er-Jahre, als die Arbeitslosigkeit im Zuge der Jugoslawien-Kriege 
im Konjunkturaufschwung anstieg, oder in den Jahren ab 2012, als die EU-Osterweiterung den rezessionsbedingten Anstieg 
der Arbeitslosigkeit verstärkte. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass für die Datierung einer Rezession in Österreich nicht nur das Wirtschaftswachs-
tum, sondern auch dessen Verhältnis zum Potenzialwachstum zu berücksichtigen ist. Auf dieser Basis ist die aktuelle Rezession 
zwar noch nicht die längste der jüngeren Geschichte, dauert aber bereits ungewöhnlich lange an. 
 _______________________  
1) Breuer, S., Elstner, S., Kirsch, F., & Wieland, V. (2018). Datierung der deutschen Konjunkturzyklen – die Methode des Sachverständigenrates. Arbeitspa-
pier 13/2018. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. – 2) Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung (2008). Die Finanzkrise meistern – Wachstumskräfte stärken. Jahresgutachten 2008/09. 

 

 

Vor diesem Hintergrund dürften von 
Deutschland als wichtigstem Absatzmarkt für 
österreichische Exporte wieder belebende 
Impulse ausgehen. Die Exportmärkte (be-
rechnet auf Basis der Importprognosen der 
wichtigsten Handelspartner Österreichs), die 
2023 noch um 3,2% schrumpften und 2024 
nur um 0,7% wachsen, werden im kommen-
den Jahr um voraussichtlich 3,8% expandie-
ren. Allerdings wird die Wettbewerbsfähig-
keit der heimischen Unternehmen nach der 
deutlichen Verschlechterung im Jahr 2023 
auch im Prognosezeitraum weiter abneh-
men. Im Jahr 2024 steigt der real-effektive 
Wechselkurs für Industriewaren um voraus-
sichtlich 1,2%, im Jahr 2025 um 0,5%. Dies 
führt zu weiteren Marktanteilsverlusten, so-
dass sich die Exporte schwächer entwickeln 
werden als die Auslandsnachfrage. Die Wa-
renexporte schrumpfen 2024 um 3,5% und 
werden im Folgejahr um 2,3% wachsen. 

3.2 Ausrüstungsinvestitionen schrumpfen 
deutlich 

Dennoch wird die Belebung des Außenhan-
dels den Aufschwung der österreichischen 
Wirtschaft einleiten. Von den inländischen 
Ausrüstungsinvestitionen sind im kommen-
den Jahr hingegen noch keine Impulse zu 
erwarten. Wie vergangene Konjunkturzyklen 
zeigen, springen die Investitionen nicht un-
mittelbar nach einer Konjunkturwende an, 
sondern erst dann, wenn sich der Auf-
schwung gefestigt hat. Dies dürfte verschie-
dene Ursachen haben: Die Unternehmen 
warten ab, ob der Nachfrageanstieg nach-
haltig ist und reduzieren so die Opportuni-
tätskosten von Investitionen. Die stark Cash-
Flow-orientierte Finanzierung von Investitio-
nen setzt die Verfügbarkeit der notwendi-
gen Finanzmittel voraus. Nach zwei Jahren 
Rezession und kräftigen Lohnsteigerungen 

Die Marktanteile im Au-
ßenhandel werden aller-
dings weiter  
zurückgehen. 

Die Ausrüstungsinvestiti-
onen gehen im Progno-
sezeitraum stark zurück. 
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sind die Finanzpolster der Unternehmen auf-
gezehrt; Betriebsüberschüsse und Selbständi-
geneinkommen dürften 2024 um mehr als 
3,0% schrumpfen und 2025 kaum steigen. 
Vor diesem Hintergrund werden die Ausrüs-
tungsinvestitionen nach einem Einbruch um 
6,5% (2024) im kommenden Jahr um weitere 
3,5% zurückgehen. Das Wachstum der im-
materiellen Anlageinvestitionen dürfte sich 
von 5,5% auf 3,0% abschwächen. 

3.3 Hohe Zinsen belasten den Bau 

Nach 2023 (9,3%) zeichnet sich auch für 
2024 ein deutlicher Rückgang der Bauinves-
titionen um 4½% ab. Epizentrum der Krise 
bleibt der Wohnbau, während der Rück-
gang im Nichtwohnbau (Industrie-, Ge-
werbe- und Tiefbau) deutlich geringer aus-
fällt. Zudem greift der Abschwung zuneh-
mend auf das beschäftigungsintensive Bau-
nebengewerbe über. Die Stimmung in der 
Branche bleibt pessimistisch, der WIFO-
Konjunkturtest lässt aber zumindest keine 
weitere Eintrübung erwarten. Ohne das im 
Frühjahr 2024 beschlossene Baukonjunktur-
paket würde es aber auch 2025 kein Investi-
tionswachstum geben. Die Wirksamkeit die-
ses Programms hängt davon ab, inwieweit 
die Länder die vom Bund zur Verfügung ge-
stellten Mittel in zusätzliche Projekte und Zusi-
cherungen ihrer Wohnbauförderungssys-
teme umsetzen. Vor allem der dadurch er-
möglichte Neubau von gemeinnützigen 
Wohnungen dürfte 2025 zu einem leichten 
Anstieg der Bauinvestitionen um 1,1% führen. 

3.4 Auftragsflaute in der Industrie 

Die jüngsten Ergebnisse des WIFO-Konjunk-
turtests zeigen die gedrückte Stimmung in 
der heimischen Industrie. Der ausgeprägte 
Pessimismus hält nun schon seit gut einem 
Jahr an und ist damit einmalig seit Erhe-
bungsbeginn im Jahr 1996. Auch die Produk-
tionserwartungen sind sehr trüb. Die Auf-
tragsbestände sind nach wie vor gering, zu-
mal die Nachfrage aus dem In- und Ausland 
schwächelt. Investitionsgüterproduzenten 
leiden besonders unter der schwachen inter-
nationalen Konjunktur. In diesem Teilbereich 
der Sachgütererzeugung haben sich die Ein-
schätzungen in den letzten zwei Jahren 
deutlich verschlechtert. Die Erwartungen zur 
künftigen Geschäftslage scheinen sich zu-
mindest nicht weiter einzutrüben. Auch Pro-
duzenten von Vorleistungsgütern sind über-
durchschnittlich pessimistisch gestimmt. Et-
was optimistischer ist die Konsumgüterindust-
rie, aber auch hier liegen die Einschätzun-
gen mehrheitlich im negativen Bereich. Auf 

Basis der trüben Indikatorenlage ist mit ei-
nem Anhalten der Industrierezession zu rech-
nen; 2024 dürfte die Wertschöpfung der 
Sachgütererzeugung um 4,1% schrumpfen. 
Auch für das kommende Jahr erwartet das 
WIFO keine rasche Erholung, sondern ledig-
lich einen leichten Zuwachs von 0,6%. 

3.5 Löhne steigen unvermindert  

Die Lohnabschlüsse für 2024 orientieren sich 
im Wesentlichen an der rollierenden Infla-
tion. In der Metallindustrie wurde bereits im 
Vorjahr vereinbart, dass die Bruttolöhne pro 
Kopf um die rollierende Inflation zuzüglich 
1 Prozentpunkt steigen. Da die Pro-Kopf-Pro-
duktivität in der Sachgütererzeugung nach 
2023 auch 2024 um rund 3% sinken wird, wird 
das vergleichsweise kräftige Lohnwachstum 
einen weiteren Anstieg der Lohnstückkosten 
zur Folge haben. Obwohl die Tariflöhne zu 
Jahresbeginn um 9,0% und im August noch 
um 8,3% anzogen, werden die nominellen 
Bruttolöhne pro Kopf im Jahresdurchschnitt 
2024 nur um 7,8% zulegen. Die negative 
Lohndrift ist u. a. darauf zurückzuführen, dass 
Industriebeschäftigte aufgrund der Rezes-
sion in schlechter bezahlte Dienstleistungs-
branchen wechseln. 2025 dürften neben der 
rollierenden Inflation auch wieder leichte 
Produktivitätszuschläge in die Lohnfindung 
einfließen. Diese werden jedoch gering aus-
fallen. Insgesamt ergeben sich für 2025 no-
minelle Bruttolohnsteigerungen pro Kopf von 
3,4%. 

3.6 Inflation sinkt nachhaltig 

Die Verbraucherpreisinflation geht rascher 
zurück als in der WIFO-Prognose vom Juni 
2024 angenommen. Im Jahresdurchschnitt 
2024 wird sie 3,1% betragen, 2025 nur mehr 
2,2%. Zur Verlangsamung des Preisauftriebs 
tragen sämtliche Teilbereiche des VPI bei, le-
diglich die Energiepreise werden nach der 
Verbilligung im Jahr 2024 im kommenden 
Jahr wieder leicht ansteigen. Dabei ist zu be-
rücksichtigen, dass im Jänner 2025 die 
Strompreisbremse und die Energieabgaben-
senkung für Gas und Strom auslaufen wer-
den und die Aussetzung der Förderprämie 
und -pauschale für erneuerbare Energie zu-
rückgenommen wird. Zudem wird der CO2-
Preis weiter steigen. Insgesamt erhöht dies 
die Inflationsrate im Jahr 2025 um ½ Prozent-
punkt. Die sogenannte Mietpreisbremse, die 
Kategorie-, Richtwert- und Genossenschafts-
mieten begrenzt, wird die Inflation 2024 
kaum und 2025 um rund 0,1 Prozentpunkt 
dämpfen. 

Die Bauinvestitionen 
werden 2025 vom Bau-

konjunkturpaket 
 profitieren. 

Die Industrie wird sich 
nur schleppend erholen. 

Die rollierende Inflation 
ist die Untergrenze für 

Lohnsteigerungen. 

Die Teuerung geht wei-
ter zurück, obwohl infla-

tionsdämpfende Maß-
nahmen auslaufen. 
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Übersicht 6: Löhne, Wettbewerbsfähigkeit 
 

2020 2021 2022 2023 2024 2025  
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Löhne und Gehälter pro Kopf1)       
Nominell, brutto  + 2,2  + 2,7  + 4,9  + 6,9  + 7,8  + 3,4 
Real2)       

Brutto  + 0,8  – 0,1  – 3,4  – 0,9  + 4,6  + 1,2 
Netto  + 1,6  – 0,8  – 2,7  – 0,5  + 4,5  + 1,2 

       
Löhne und Gehälter je geleistete Arbeitsstunde3)       

Real2), netto  + 9,5  – 4,0  – 2,4  – 0,5  + 5,6  + 1,5 
         

In % 
Lohnquote, bereinigt4) 62,9 62,4 62,1 63,6 66,6 67,5 
         

Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Lohnstückkosten5), nominell 

     
 

Gesamtwirtschaft  + 7,2  – 0,5  + 2,1  + 8,6  + 8,6  + 3,1 
Herstellung von Waren  + 7,1  – 6,5  – 0,4  + 9,7  + 12,4  + 3,6 

       
Effektiver Wechselkursindex Industriewaren6)       

Nominell  + 1,4  + 0,6  – 1,5  + 1,9  + 1,2  + 0,9 
Real  + 1,7  + 0,2  – 1,8  + 3,4  + 1,2  + 0,5 

Q: WIFO, Statistik Austria. 2024 und 2025: Prognose. – 1) Beschäftigungsverhältnisse laut VGR. – 2) Deflationiert mit 
dem VPI. – 3) Laut VGR. – 4) Arbeitnehmerentgelte in Relation zum BIP zu Faktorkosten, bereinigt um den Anteil 
der unselbständig Beschäftigten an den Erwerbstätigen (Personen laut VGR). – 5) Arbeitskosten in Relation zur 
Produktivität (Arbeitnehmerentgelte von unselbständig Beschäftigten je geleistete Arbeitsstunde im Verhältnis 
zum BIP bzw. zur Bruttowertschöpfung von Erwerbstätigen je geleistete Arbeitsstunde) einschließlich Kurzarbeits-
beihilfen. – 6) Export- und importgewichtet, real, gemessen am harmonisierten VPI. 

  
 

Übersicht 7: Produktivität 
 

2020 2021 2022 2023 2024 2025  
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Gesamtwirtschaft 
     

 
Bruttoinlandsprodukt, real  – 6,3  + 4,8  + 5,3  – 1,0  – 0,6  + 1,0 
Erwerbstätige1)  – 1,9  + 2,4  + 2,7  + 1,0  + 0,1  + 0,7 
Produktion je Erwerbstätigen  – 4,5  + 2,3  + 2,5  – 2,0  – 0,6  + 0,3 
Arbeitszeit je Erwerbstätigen2)  – 7,0  + 2,5  – 0,3  – 0,1  – 1,0  – 0,3 
Stundenproduktivität3)  + 2,7  – 0,2  + 2,8  – 1,9  + 0,3  + 0,6 
        
Herstellung von Waren       
Bruttowertschöpfung, real  – 7,5  + 10,9  + 6,7  – 1,8  – 4,1  + 0,6 
Erwerbstätige1)  – 0,8  + 0,6  + 2,3  + 1,2  – 1,0  ± 0,0 
Produktion je Erwerbstätigen  – 6,8  + 10,2  + 4,3  – 2,9  – 3,1  + 0,6 
Arbeitszeit je Erwerbstätigen2)  – 4,8  + 4,3  – 0,8  – 0,3  – 2,1  + 0,1 
Stundenproduktivität3)  – 2,1  + 5,6  + 5,1  – 2,6  – 1,1  + 0,5 

Q: WIFO, Statistik Austria. 2024 und 2025: Prognose. – 1) Unselbständige und Selbständige laut VGR (Beschäfti-
gungsverhältnisse). – 2) Geleistete Arbeitsstunden laut VGR. – 3) Produktion je von Erwerbstätigen geleistete Ar-
beitsstunden laut VGR. 

 

3.7 Vorsichtssparen und hohe Zinsen 
dämpfen Konsumbereitschaft 

Der kräftige Anstieg der Löhne führt zusam-
men mit dem Rückgang der Inflation zu ei-
nem deutlichen Anstieg der real verfügba-
ren Einkommen der privaten Haushalte um 
3,2% im Jahr 2024. Die Konsumnachfrage er-
höht sich dadurch jedoch kaum, da die Ver-
schlechterung der Arbeitsmarktlage und der 
Anstieg der Sparzinsen die Ausgabenbereit-

schaft der privaten Haushalte dämpfen. Mit 
dem einsetzenden Konjunkturaufschwung 
und dem Rückgang der Sparzinsen dürfte 
die Konsumnachfrage 2025 wieder etwas an 
Schwung gewinnen und um 1,2% expandie-
ren. Die Sparquote steigt 2024 kräftig von 
8,7% auf 11,4% und bleibt auch 2025 auf 
ähnlich hohem Niveau, das in etwa dem der 
Jahre 2007/08 vor Beginn der Niedrigzins-
phase entspricht. 

Der private Konsum wird 
sich im Zuge der Kon-
junkturerholung 2025 
beleben. 
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Übersicht 8: Konsum, Einkommen und Preise 
 

2020 2021 2022 2023 2024 2025  
Veränderung gegen das Vorjahr in %, real 

Private Konsumausgaben1)  – 7,6  + 4,8  + 4,9  – 0,5  + 0,1  + 1,2 
Dauerhafte Konsumgüter  – 1,6  + 6,4  – 4,5  – 5,4  + 1,0  + 2,0 
Nichtdauerhafte Konsumgüter und 
Dienstleistungen  – 8,2  + 4,6  + 6,0  + 0,1  + 0,0  + 1,1 

Verfügbares Einkommen der privaten 
Haushalte  – 0,7  + 2,1  + 1,7  – 0,5  + 3,2  + 1,4 
         

In % des verfügbaren Einkommens 
Sparquote der privaten Haushalte       

Einschließlich Zunahme betrieblicher 
Versorgungsansprüche 13,6 11,4 8,8 8,7 11,4 11,5 
Ohne Zunahme betrieblicher 
Versorgungsansprüche 13,2 10,9 8,2 8,1 10,9 11,0 

         
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Forderungen an inländische 
Nichtbanken (Jahresendstände)  + 3,7  + 6,6  + 5,0  + 0,7  + 2,3  + 2,7 
        
Verbraucherpreise       

National  + 1,4  + 2,8  + 8,6  + 7,8  + 3,1  + 2,2 
Harmonisiert  + 1,4  + 2,8  + 8,6  + 7,7  + 3,1  + 2,2 

Kerninflation2)  + 2,0  + 2,3  + 5,1  + 7,3  + 4,0  + 2,4 

Q: WIFO, OeNB, Statistik Austria. 2024 und 2025: Prognose. – 1) Private Haushalte einschließlich privater Organisati-
onen ohne Erwerbszweck. – 2) Ohne Energie, Lebensmittel, Alkohol und Tabak. 

  
  

Übersicht 9: Arbeitsmarkt 
 

2020 2021 2022 2023 2024 2025  
Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 

Nachfrage nach Arbeitskräften 
     

 
Aktiv Erwerbstätige1)  – 76,6  + 96,9  + 116,2  + 47,2  + 10,0  + 29,0 

Unselbständig aktiv Beschäftigte1)  – 76,1  + 90,4  + 110,2  + 44,8  + 7,0  + 26,0 
Inländische Arbeitskräfte  – 53,9  + 28,1  + 22,9  – 9,0  – 17,0  – 9,0 
Ausländische Arbeitskräfte  – 22,2  + 62,4  + 87,4  + 53,8  + 24,0  + 35,0 

Selbständige2)  – 0,5  + 6,5  + 6,0  + 2,4  + 3,0  + 3,0 
       
Angebot an Arbeitskräften       
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter        

15 bis 64 Jahre  + 9,9  + 5,4  + 48,6  + 36,9  – 0,2  – 18,2 
Erwerbspersonen3)  + 31,7  + 19,0  + 47,6  + 54,9  + 38,0  + 38,0 
       
Überhang an Arbeitskräften       
Arbeitslose (laut AMS)  + 108,3  – 77,9  – 68,6  + 7,7  + 28,0  + 9,0 
Personen in Schulung  – 4,9  + 13,2  – 0,8  + 1,0  + 4,0  – 4,0 
         

In% 
Arbeitslosenquote       

In % der Erwerbspersonen (laut Eurostat)4) 6,0 6,2 4,8 5,1 5,2 5,3 
In % der Erwerbspersonen (laut AMS) 8,9 7,2 5,6 5,7 6,3 6,4 
In % der unselbständigen Erwerbspersonen 
(laut AMS) 9,9 8,0 6,3 6,4 7,0 7,2 

         
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Erwerbspersonen3)  + 0,7  + 0,4  + 1,0  + 1,2  + 0,8  + 0,8 
Unselbständig aktiv Beschäftigte1)  – 2,0  + 2,5  + 3,0  + 1,2  + 0,2  + 0,7 
Arbeitslose (laut AMS)  + 35,9  – 19,0  – 20,7  + 2,9  + 10,3  + 3,0 

Stand in 1.000 409,6 331,7 263,1 270,8 298,8 307,8 

Q: WIFO, Arbeitsmarktservice, Dachverband der Sozialversicherungsträger, Eurostat, Statistik Austria. 2024 und 
2025: Prognose. – 1) Ohne Personen in aufrechtem Dienstverhältnis, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Prä-
senzdienst leisten. – 2) Laut WIFO, einschließlich freier Berufe und Mithelfender. – 3) Aktiv Erwerbstätige plus Arbeits-
lose. – 4) Labour Force Survey. 
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3.8 Arbeitslosigkeit steigt auch 2025 

Wegen der robusten öffentlichen Nachfrage 
nach Arbeitskräften wird die Beschäftigung 
selbst 2024 noch leicht expandieren (+0,2%). 
Die Zahl der geleisteten Arbeitsstunden sinkt 
dem BIP-Rückgang entsprechend um 0,9%. 
Die Stabilität der Beschäftigung beruht also 
auch auf einem Rückgang der geleisteten 
Arbeitsstunden pro Kopf. Dieser hat eine 
konjunkturelle und eine strukturelle Kompo-
nente. Im Abschwung lässt die Nachfrage 
nach Arbeitskräften nach. Dies spiegelt sich 
nicht nur im Beschäftigtenbestand, sondern 
auch in der Pro-Kopf-Arbeitszeit. Hier ist je-
doch seit Jahrzehnten auch ein struktureller 
Abwärtstrend beobachtbar, der eng mit 
dem Anstieg der Erwerbsquote, insbeson-
dere von Frauen, zusammenhängt. Darüber 
hinaus ist er eine Folge des steigenden ma-
teriellen Wohlstands in Österreich. 

Neben der unselbständigen Beschäftigung 
wird 2024 auch die Arbeitslosigkeit steigen. 
Dies ist zwar einerseits eine direkte Folge der 
Rezession und der damit einhergehenden 
schwachen Arbeitsnachfrage. Der gleichzei-
tige Anstieg von Beschäftigung und Arbeits-
losigkeit deutet aber auch auf Angebotsef-
fekte hin. Diese resultieren insbesondere aus 
der Integration von Kriegsflüchtlingen in den 
Arbeitsmarkt sowie aus der schrittweisen An-
hebung des Frauenpensionsalters seit Jah-
resbeginn 2024. Die Arbeitslosenquote steigt 
von 6,4% im Vorjahr auf voraussichtlich 7,0% 
und wird 2025 weiter auf 7,2% zulegen, da 
die Rezession nachwirkt. Das Beschäfti-
gungswachstum wird sich im kommenden 
Jahr im Zuge der Konjunkturerholung auf 
0,7% beschleunigen. Die geleisteten Arbeits-
stunden werden dagegen nur leicht zuneh-
men, da die Pro-Kopf-Arbeitszeit dem lang-
fristigen Trend entsprechend weiter zurück-
geht. 

4. Prognoserisiken 

Die vorliegende Prognose geht davon aus, 
dass auch nach 2024 Erdgas aus Russland in 
die EU fließen wird oder die Versorgung Ös-
terreichs anderweitig – etwa durch Erd-
gasimporte aus Norwegen oder Flüssiggas-
einfuhren über Deutschland oder Italien – si-
chergestellt werden kann. Diese Annahme 
stützt sich einerseits auf stabile Preissignale 
auf den Finanzmärkten. Zum anderen zeigt 
eine Analyse der Österreichischen Energie-
agentur2), dass selbst bei einem vollständi-
gen Ausfall der Gaslieferungen aus Russland 
die Versorgung Österreichs mit Erdgas gesi-
chert wäre. Allerdings dürfte der Erdgaspreis 
in diesem Fall steigen und energieintensive 
Bereiche der heimischen Industrie belasten. 

Zentral ist wie erwähnt die Annahme, dass 
die weltweite Nachfrage nach Investitions-
gütern wieder anziehen wird, wodurch auch 
die deutsche Wirtschaft 2025 wieder expan-
dieren und die Nachfrage nach österreichi-
schen Produkten wieder steigen wird. Sollte 
hingegen 2025 noch keine Trendwende ein-
treten, wird sich die Konjunktur in Österreich 
deutlich schwächer entwickeln als prognos-
tiziert und ein drittes Rezessionsjahr folgen. In 
diesem Fall würden nicht nur die Exporte 
und damit verbunden die Einkommen 
schwächer zulegen als angenommen, auch 
die Arbeitslosigkeit stiege rascher und die 
Konsumnachfrage würde erneut gedämpft.  

Umgekehrt könnte der private Konsum im 
kommenden Jahr auch lebhafter ausfallen 

 
2)  https://www.bmk.gv.at/themen/energie/publika 
tionen/szenarien_gasversorgung.html.  

als prognostiziert, wenn die derzeitige Nach-
frageschwäche weniger auf ein Vorsichts-
sparen als auf mangelnde Finanzmittel der 
privaten Haushalte zurückzuführen ist. Zwar 
sind die Einkommen zuletzt kräftig gestiegen, 
aber gerade Haushalte mit niedrigen Ein-
kommen könnten durch die Teuerungswelle 
so stark belastet worden sein, dass es länger 
dauert, bis sie ihre Kapitalreserven wieder 
aufgestockt oder Schulden getilgt haben. 
Sind die Haushaltsfinanzen erst einmal sa-
niert, könnten weitere Einkommenszuwächse 
in einem überproportionalen Konsumwachs-
tum münden. 

Auch die Investitionen könnten sich besser 
entwickeln als erwartet, z. B. dann, wenn die 
nächste Bundesregierung eine investitions-
fördernde Maßnahme wie eine befristete In-
vestitionsprämie, eine befristete Erhöhung 
des Investitionsfreibetrages oder eine stark 
degressive Abschreibungsregel auf den 
Weg bringt. Gerade wenn es sich um Er-
satzinvestitionen in klimafreundlichere Pro-
duktionsverfahren handelt, könnte eine sol-
che Förderung eine Anschubwirkung entfal-
ten. Zudem dürften die gesamtwirtschaftli-
chen Multiplikatoreffekte einer Investitions-
förderung konjunkturbedingt eher über-
durchschnittlich ausfallen, wenngleich im 
Falle Österreichs gewisse Streuverluste ins 
Ausland zu erwarten wären. 

Aufgrund des Rück-
gangs der Arbeitszeit 
pro Kopf bleibt die Be-
schäftigung stabil. 

Die Rezession wirkt 2025 
noch auf die Arbeitslo-
sigkeit nach. 

Ein Gasmangel ist nicht 
in Sicht. 

Bleibt die Exportnach-
frage aus Deutschland 
aus, könnte ein drittes 
Rezessionsjahr folgen. 

Die Konsumnachfrage 
könnte bei gestärkten 
Finanzreserven kräftiger 
ausfallen. 

Eine staatliche Investiti-
onsförderung könnte 
Multiplikatoreffekte aus-
lösen. 

https://www.bmk.gv.at/themen/energie/publikationen/szenarien_gasversorgung.html
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Methodische Hinweise und Kurzglossar 
 

 
Die laufende Konjunkturberichterstattung gehört zu den wichtigsten Produkten des WIFO. Um die Lesbarkeit zu erleichtern, werden 
ausführliche Erläuterungen zu Definitionen und Fachbegriffen nach Möglichkeit nicht im analytischen Teil gebracht, sondern im vor-
liegenden Glossar zusammengefasst. 

 

 Rückfragen: astrid.czaloun@wifo.ac.at, christine.kaufmann@wifo.ac.at, martha.steiner@wifo.ac.at   
 

Periodenvergleiche 
Zeitreihenvergleiche gegenüber der Vorperiode, z. B. dem Vor-
quartal, werden um jahreszeitlich bedingte Effekte bereinigt. 
Dies schließt auch die Effekte ein, die durch eine unterschiedli-
che Zahl von Arbeitstagen in der Periode ausgelöst werden 
(etwa Ostern). 

Die Formulierung "veränderte sich gegenüber dem Vorjahr . . ." 
beschreibt hingegen eine Veränderung gegenüber der glei-
chen Periode des Vorjahres und bezieht sich auf unbereinigte 
Zeitreihen. 

Die Analyse der saison- und arbeitstägig bereinigten Entwick-
lung liefert genauere Informationen über den aktuellen Konjunk-
turverlauf und zeigt Wendepunkte früher an. Die Daten unterlie-
gen allerdings zusätzlichen Revisionen, da die Saisonbereinigung 
auf statistischen Methoden beruht.  

Wachstumsüberhang 
Der Wachstumsüberhang bezeichnet den Effekt der Dynamik im 
unterjährigen Verlauf (in saisonbereinigten Zahlen) des vorange-
gangenen Jahres  0t  auf die Veränderungsrate des Folgejah-

res  1t . Er ist definiert als die Jahresveränderungsrate des Jah-

res 1t , wenn das BIP im Jahr 1t  auf dem Niveau des IV. Quartals 
des Jahres 0t  (in saisonbereinigten Zahlen) bleibt. 

Durchschnittliche Veränderungsraten 
Die Zeitangabe bezieht sich auf Anfangs- und Endwert der Be-
rechnungsperiode: Demnach beinhaltet die durchschnittliche 
Rate 2005/2010 als 1. Veränderungsrate jene von 2005 auf 2006, 
als letzte jene von 2009 auf 2010. 

Reale und nominelle Größen 
Die ausgewiesenen Werte sind grundsätzlich real, also um Preis-
effekte bereinigt, zu verstehen. Werden Werte nominell ausge-
wiesen (z. B. Außenhandelsstatistik), so wird dies eigens ange-
führt. 

Inflation, VPI und HVPI 
Die Inflationsrate misst die Veränderung der Verbraucherpreise 
gegenüber dem Vorjahr. Der Verbraucherpreisindex (VPI) ist ein 
Maßstab für die nationale Inflation. Der Harmonisierte Verbrau-
cherpreisindex (HVPI) ist die Grundlage für die vergleichbare 
Messung der Inflation in der EU und für die Bewertung der Preis-
stabilität innerhalb der Euro-Zone (siehe auch https://www. 
statistik.at).  

Die Kerninflation als Indikator der Geldpolitik ist nicht eindeutig 
definiert. Das WIFO folgt der gängigen Praxis, für die Kerninfla-
tion die Inflationsrate ohne die Gütergruppen unverarbeitete 
Nahrungsmittel und Energie zu verwenden. So werden über 87% 
der im österreichischen Warenkorb für den Verbraucherpreisin-
dex (VPI 2020) enthaltenen Güter und Dienstleistungen in die Be-
rechnung der Kerninflation einbezogen. 

WIFO-Konjunkturtest und WIFO-Investitionsbefragung 
Der WIFO-Konjunkturtest ist eine monatliche Befragung von rund 
1.700 österreichischen Unternehmen zur Einschätzung ihrer aktu-
ellen und künftigen wirtschaftlichen Lage. Die WIFO-Investitions-
befragung ist eine halbjährliche Befragung von Unternehmen zu 
ihrer Investitionstätigkeit im Rahmen des WIFO-Konjunkturtests 
(https://www.konjunkturtest.at). Die Indikatoren sind Salden zwi-
schen dem Anteil der positiven und jenem der negativen Mel-
dungen an der Gesamtzahl der befragten Unternehmen ge-
wichtet nach Beschäftigten. 

Arbeitslosenquote 
Österreichische Definition: Anteil der zur Arbeitsvermittlung re-
gistrierten Personen am Arbeitskräfteangebot der Unselbständi-
gen. Das Arbeitskräfteangebot ist die Summe aus Arbeitslosen-
bestand und unselbständig Beschäftigten (gemessen in Stan-
dardbeschäftigungsverhältnissen). Datenbasis: Registrierungen 
bei AMS und Dachverband der Sozialversicherungsträger. 

Definition gemäß ILO und Eurostat: Als arbeitslos gelten Perso-
nen, die nicht erwerbstätig sind und aktiv einen Arbeitsplatz su-
chen. Als erwerbstätig zählt, wer in der Referenzwoche mindes-
tens 1 Stunde selbständig oder unselbständig gearbeitet hat. 
Personen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen, und Lehrlinge 
zählen zu den Erwerbstätigen, nicht hingegen Präsenz- und Zivil-
diener. Die Arbeitslosenquote ist der Anteil der Arbeitslosen an 
allen Erwerbspersonen (Arbeitslose plus Erwerbstätige). Daten-
basis: Umfragedaten von privaten Haushalten (Mikrozensus). 

Begriffe im Zusammenhang mit der österreichischen 
Definition der Arbeitslosenquote 
Personen in Schulungen: Personen, die sich zum Stichtag in AMS-
Schulungsmaßnahmen befinden. Für die Berechnung der Ar-
beitslosenquote wird ihre Zahl weder im Nenner noch im Zähler 
berücksichtigt. 

Unselbständig aktiv Beschäftigte: Zu den "unselbständig Be-
schäftigten" zählen auch Personen in aufrechtem Dienstverhält-
nis, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leis-
ten. Zieht man deren Zahl ab, so erhält man die Zahl der "un-
selbständig aktiv Beschäftigten". 
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Konjunkturreport Einzelhandel 
Jürgen Bierbaumer, Sandra Bilek-Steindl 

 

 

Der Konjunkturreport Einzelhandel stellt einmal pro Quartal 
wesentliche Konjunkturinformationen für den Einzelhandel 
bzw. Handel insgesamt zusammen. Eine laufende Konjunk-
turbeobachtung und -berichterstattung ist von hoher Rele-
vanz, um den Handelsbetrieben sowie der interessierten 
Öffentlichkeit aktuelle Daten und Analysen liefern zu kön-
nen. Der aktuelle Bericht zeigt, dass die heimische Konjunk-
tur im Herbst weiterhin schwach verlief. Nachdem die rea-
len Einzelhandelsumsätze im Juli und August nahezu stag-
nierten, deuten Umfrageergebnisse im September 2024 
eine leichte Aufhellung an. Die Stimmung der heimischen 
Konsument:innen blieb zuletzt jedoch weitgehend ge-
dämpft, geprägt durch ein hohes Maß an Unsicherheit. 
Diese erhöht trotz kräftig gestiegener Haushaltseinkommen 
die Ersparnisbildung, sodass die Konsumnachfrage heuer 
insgesamt stagnieren dürfte. 

 

Im Auftrag des Handelsverbandes Österreich • Oktober 2024 • 22 Seiten • Kostenloser Download: 
https://www.wifo.ac.at/publication/pid/54876715  
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Wettbewerbsnachteile bremsen Wachstum 
der österreichischen Wirtschaft 
Mittelfristige Prognose 2025 bis 2029 
Josef Baumgartner, Serguei Kaniovski, Hans Pitlik, Mark Sommer 

 Nach zwei Jahren Rezession wird Österreichs Wirtschaft 2025 um voraussichtlich 1% wachsen. Für 
2026/2028 erwartet das WIFO ein reales BIP-Wachstum von 1½% p. a. 2029 dürfte es mit 1¼% noch 
leicht über dem Trendwachstum liegen. 

 Da die Arbeitskräfteknappheit wieder zunimmt, wird die Arbeitslosenquote bis 2029 auf voraussichtlich 
5,7% sinken.  

 Die Inflation verlangsamt sich 2025 weiter, dürfte zur Jahresmitte den EZB-Zielwert von 2% erreichen und 
auch mittelfristig dort verharren.  

 Das Budgetdefizit erreicht 2025 4% des nominellen BIP und wird über den gesamten Prognosehorizont 
durchschnittlich 3¾% p. a. betragen, womit die Vorgaben des Europäischen Stabilitäts- und 
Wachstumspaktes klar verfehlt werden. 

 Die Staatsschuld dürfte bis 2029 um rund 107 Mrd. € auf gut 500 Mrd. € anwachsen. Damit wird 
die Staatschuldenquote auf 86½% des BIP steigen (+6½ Prozentpunkte gegenüber 2024). 

 

 
Vergleich der mittelfristigen WIFO-Prognosen zur Entwicklung des realen 
Bruttoinlandsproduktes in Österreich 

Die österreichische Wirtschaft erlebte 2023/24 eine der längsten Rezessionen der Nachkriegs-
zeit. 2025/2029 beträgt das BIP-Wachstum voraussichtlich 1¼% p. a. (Q: Statistik Austria, WIFO-
Berechnungen. Blaue Schattierung: Wachstumstrichter im kontrafaktischen Szenario ohne 
Krisen und ohne Rezession: Obergrenze +1,5% jährliches BIP-Wachstum, Untergrenze +1% 
jährliches BIP-Wachstum). 

 

"Durch die COVID-19-
Krise, die Energiepreis-
krise und die Rezession 
2023/24 büßte Öster-
reich deutlich an Wert-
schöpfung ein. Die Ein-
bußen 2020/2029 liegen 
je nach den Annahmen 
zum durchschnittlichen 
Wachstum im kontra-
faktischen Szenario 
ohne Krisen und ohne 
Rezession zwischen 105 
und 215 Mrd. €." 
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Mittleres Wachstum im kontrafaktischen Szenario ohne Krisen und ohne Rezession (+1,25% p. a.)
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Mittelfristige Prognose Juni 2024
Mittelfristige Prognose März 2024



 552 Mittelfristige Prognose WIFO  ■  Monatsberichte 10/2024, S. 551-570
 

 

Wettbewerbsnachteile bremsen Wachstum der österreichischen 
Wirtschaft 
Mittelfristige Prognose 2025 bis 2029 

Josef Baumgartner, Serguei Kaniovski, Hans Pitlik, Mark Sommer 

 
Wettbewerbsnachteile bremsen Wachstum der 
österreichischen Wirtschaft. Mittelfristige Prognose 2025 
bis 2029 
Österreichs Wirtschaft erholt sich nur langsam von der Re-
zession der Jahre 2023 (–1,0%) und 2024 (–0,6%). Im Ver-
gleich zu anderen europäischen Ländern sind die Energie-
preise und die Lohnstückkosten hierzulande höher. 
Dadurch wird insbesondere die energieintensive Exportwirt-
schaft auch mittelfristig Wettbewerbsnachteile haben. Die 
österreichische Wirtschaft wird daher jährlich um 0,2 Pro-
zentpunkte schwächer wachsen als der Durchschnitt des 
Euro-Raumes. Das Trendwachstum beträgt laut der Me-
thode der Europäischen Kommission ¾% p. a. (Ø 2010/2019 
+1,1% p. a.). Für 2025/26 erwartet das WIFO ein reales Wirt-
schaftswachstum von 1% bzw. 1½%, für den gesamten 
Prognosezeitraum 2025/2029 von 1¼% p. a. (Ø 2010/2019 
+1,6% p. a.). Der private Konsum dürfte ab 2025 anziehen, 
im Prognosezeitraum um durchschnittlich 1½% p. a. zule-
gen und so das Wirtschaftswachstum stützen. Der demo-
grafische Wandel verstärkt die Arbeitskräfteknappheit. Dies 
trübt einerseits die mittelfristigen Wachstumsaussichten, 
dämpft jedoch andererseits merklich die Arbeitslosigkeit: 
Die Arbeitslosenquote unterschritt bereits 2022 das Vorkri-
senniveau von 2019 und wird 2029 5,7% betragen. Der seit 
Ende 2021 beobachtete kräftige Preisauftrieb (2022 +8,6%, 
2023 +7,8%,) verlangsamt sich 2024 auf 3,1%. Bis Mitte 2025 
erreicht die Inflationsrate das 2%-Ziel der EZB und dürfte 
auch mittelfristig dort verharren (Ø 2025/2029 +2% p. a.). 
Die Defizitquote liegt 2025 bei 4% des nominellen BIP und 
im gesamten Prognosezeitraum bei durchschnittlich 3¾%. 
Folglich steigt die Staatsschuld von 80% (2024) bis 2029 auf 
86½% des nominellen BIP.  

 Competitive Disadvantages Slow Down Growth. Medium-
term Forecast of the Austrian Economy 2025 to 2029 
Austria's economy is slowly recovering from the recession of 
2023 (–1.0 percent) and 2024 (–0.6 percent). Compared to 
other European countries, energy prices and unit labour 
costs are higher in Austria. This will put the energy-intensive 
export industry in particular at a competitive disadvantage 
in the medium term. The Austrian economy will therefore 
grow by 0.2 percentage points p.a. less than the euro area 
average. According to the European Commission's 
method, trend growth is +¾ percent p.a. (Ø 2010-2019 
+1.1 percent p.a.). WIFO expects real economic growth of 
1 or 1½ percent for 2025-26 and 1¼ percent p.a. for the en-
tire forecast period 2025-2029 (average 2010-2019 +1.6 per-
cent p.a.). Private consumption is likely to pick up from 
2025, increasing by an average of 1½ percent p.a. in the 
forecast period and thus supporting economic growth. De-
mographic change is exacerbating the labour shortage. 
On the one hand, this is clouding the medium-term growth 
prospects, but on the other hand it is noticeably dampen-
ing unemployment: the unemployment rate already fell 
below the pre-crisis level of 2019 in 2022 and is expected to 
be 5.7 percent in 2029. The strong inflation observed since 
the end of 2021 (2022 +8.6 percent, 2023 +7.8 percent) will 
slow to 3.1 percent in 2024. The inflation rate will reach the 
ECB's 2 percent target by mid-2025 and is likely to remain 
there in the medium term (Ø 2025-2029 +2 percent p.a.). 
The deficit ratio is 4 percent of nominal GDP in 2025 and an 
average of 3¾ percent over the entire forecast period. As 
a result, government debt increases from 80 percent (2024) 
to 86½ percent of nominal GDP by 2029. 
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1. Internationale Rahmenbedingungen 
1.1 Annahmen zur Energiepreisentwicklung 

In der kurzfristigen WIFO-Konjunkturprognose 
2024/25 vom Oktober 2024 (Schiman-Vukan 
& Ederer, 2024) wurde unterstellt, dass Russ-
land weiterhin Erdgas in die EU liefert1). Aus 
Konsistenzgründen bleibt diese Annahme 
auch für die Fortschreibung der Prognose für 
den Zeitraum 2026/2029 aufrecht. Der Anteil 
russischen Erdgases im importierten Energie-
mix dürfte jedoch bis 2027 deutlich zurück-
gehen (Österreichische Energieagentur, 
2022). 

In Abbildung 1 wird die in früheren WIFO-
Prognosen unterstellte Preisentwicklung für 
Rohöl, Erdgas und Strom mit den Preispfa-
den verglichen, die der vorliegenden Prog-
nose zugrunde liegen. Sie basieren auf den 

(durchschnittlichen) Markterwartungen, wie 
sie in den Notierungen der Futures-Kontrakte 
abgebildet werden. Das WIFO unterstellt für 
2025 einen Rohölpreis von 71,5 $ je Barrel 
(Sorte Brent; Jahresdurchschnitt) und bis 
2029 einen Rückgang auf 69 $. Die Großhan-
delspreise für Erdgas und Strom (gemäß 
Dutch TTF bzw. den Strom-Futures für Öster-
reich) sind seit Oktober 2022 drastisch gesun-
ken2) und auch die mittelfristigen Preiserwar-
tungen haben inzwischen deutlich nachge-
geben3). Für 2025 rechnet das WIFO nach 
dem kräftigen Rückgang 2024 (19% 
bzw. 22%) mit einem erneuten Anstieg der 
Großhandelspreise für Erdgas (+18%) und 
Strom (Base +18½% gegenüber dem Vor-
jahr). In den Folgejahren dürften die Gas- 
und Strompreise wieder leicht sinken.  

 

Abbildung 1: Energiepreise 

Monatliche Entwicklung internationaler Notierungen 

  

  

Q: HWWI, IWF, European Energy Exchange, Intercontinental Exchange, Macrobond. Hellblauer Bereich . . . ± Standardabweichung, berechnet aus 
vergangenen Abweichungen zwischen den Spotpreisen und den Futures-Werten. 

 

 
1)  In der ersten Jahreshälfte 2021 hatte die EU wö-
chentlich noch rund 3.000 Mio. m3 russisches Erdgas 
importiert. 2023 waren es 500 Mio. m3 und im III. Quar-
tal 2024 rund 650 Mio. m3 pro Woche (Zachmann 
et al., 2024). 

2)  Im September 2022 waren die Erdgaspreise noch 
5¼-mal und die Strompreise 4½-mal so hoch wie im 
September 2024. 
3)  Im Oktober 2022 waren die Preiserwartungen für 
Erdgas und Strom (Base) für 2024 4¼-mal, für 2025 2¼-
mal und für 2026 1¾- bis 2¼-mal so hoch wie jene, die 
der vorliegenden Prognose zugrunde liegen. 
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Strompreis Österreich (Peak)

Energie bleibt auch mit-
telfristig teuer: Erdgas 

dürfte im Zeitraum 
2025/2029 rund 1½-mal 
so viel und Strom dop-
pelt so viel kosten wie 

noch 2018/2020.  
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Energie wird jedoch auch mittelfristig teurer 
bleiben als vor dem Energiepreisschock 
2021/22: Erdgas dürfte im europäischen 
Großhandel 2025/2029 durchschnittlich 1¾-
mal so viel und Strom doppelt so viel kosten 
wie im Zeitraum 2018/19. In den USA dürften 
die Großhandelspreise für Erdgas (gemäß 
Henry-Hub) dagegen nur leicht über dem 
Niveau vor der COVID-19-Pandemie zu lie-
gen kommen. Damit wird Erdgas in den USA 
deutlich billiger bleiben als in Europa – 2025 
um voraussichtlich 75% und 2029 um 56%. 
Der erhebliche Wettbewerbsnachteil der 
energieintensiven exportorientierten Indust-
rie gegenüber der Konkurrenz in Übersee 
wird sich zwar weiter verringern, aber über 
den gesamten Prognosehorizont bestehen 
bleiben.  

1.2 Annahmen zur Geldpolitik 

Hinsichtlich der Geldpolitik der USA erwartet 
das WIFO für 2024/25 auf der Basis eines 
adaptierten Taylor-Regel-Modells weitere 
Zinssenkungen, wodurch der Dreimonatszins-
satz von 5½% im Jahr 2024 bis 2026 auf 3% 
zurückgeht und in den Folgejahren annah-

megemäß auf diesem Niveau verbleibt (Ab-
bildung 2). 

Im Euro-Raum wird die Geldpolitik ebenfalls 
weiter gelockert. Mit dem Hauptrefinanzie-
rungssatz sinkt auch der Dreimonatsgeld-
marktsatz (von 3½% 2024 auf 2½% 
2026/2029). Die Sekundärmarktrendite auf 
10-jährige deutsche Bundesanleihen dürfte 
von 2½% im Jahr 2024 auf 2% (2025/2027) zu-
rückgehen und bis zum Ende des Prognose-
zeitraumes wieder auf knapp 3% ansteigen. 
Damit wird die Phase einer inversen Zinsstruk-
tur, in der die kurzfristigen Zinsen höher sind 
als die langfristigen, noch länger anhalten. 
Der verstärkte Abbau der im Zuge des Pan-
demie-Notfallankaufprogrammes (Pande-
mic Emergency Purchase Programme – 
PEPP) angekauften Staatsanleihenbestände 
wird bis zum Ende des Prognosezeitraumes 
eine Normalisierung des Zinsgefüges zur 
Folge haben. 

Der Wechselkurs des Dollar gegenüber dem 
Euro bleibt auf Basis der Konjunktur- und Zins-
entwicklung in den beiden Wirtschaftsräu-
men nahezu konstant (2025: 1,11 $, 2029: 
1,08 $ je Euro).  

 

Abbildung 2: Monetäre Rahmenbedingungen 

  

  

Q: Europäische Zentralbank, Federal Reserve Bank, Oxford Economics, WIFO-Berechnungen. 
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Die EZB wird ihre Geld-
politik weiter lockern. 
Der Dreimonatszinssatz 
sinkt bis 2026 auf 2½% 
und dürfte bis 2029 auf 
diesem Niveau verblei-
ben. Die Sekundär-
marktrendite auf 10-jäh-
rige deutsche Bundes-
anleihen wird bis 2029 
auf knapp 3% zulegen. 
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1.3 Annahmen zur internationalen 
Konjunktur 

Belastet von den Energiepreisschocks (ab 
2021), der Wende in der Geldpolitik (ab 
Frühjahr bzw. Sommer 2022) und den inflati-
onsbedingten Kaufkraftverlusten der priva-
ten Haushalte (2022/23) trübte sich die Kon-
junktur ab Mitte 2022 ein, insbesondere in Eu-
ropa. In den fünf für die österreichische Ex-
portwirtschaft wichtigsten Ländern bzw. Län-
dergruppen (Euro-Raum, MOEL 5, USA, 
China, Schweiz) wuchs das reale BIP 2023 
um lediglich 0,8% (exportgewichtet; 2022 
+3,4%, Ø 2010/2019 +2,1% p. a.; Übersicht 1). 
Mit dem Rückgang der Energiepreise und 
der Verbesserung der Finanzierungsbedin-
gungen durch sinkende Kreditzinssätze sollte 
verzögert auch das Marktwachstum wieder 
an Schwung gewinnen. Bis 2026/27 erreicht 
es in den fünf wichtigsten Partnerländern 
(Ländergruppen) voraussichtlich 2% p. a., 
um sich in den Folgejahren etwas abzu-
schwächen und dem Trendoutput anzunä-
hern4). 

Für den Euro-Raum erwartet das WIFO 2024 
ein Wirtschaftswachstum von ¾% und im 
Zeitraum 2025/2029 eine Beschleunigung auf 
+1½% p. a. In den MOEL 5 dürfte das BIP-

Wachstum 2024 2½% betragen und bis 2026 
auf 3½% zunehmen. In den Folgejahren wird 
es sich auf 2¼% p. a. verlangsamen (Abbil-
dung 3). 

Chinas Wirtschaft nahm 2023 nach Überwin-
dung der COVID-19-Krise wieder Fahrt auf 
(+5,2%). Bis 2029 dürfte sich das Wachstum 
aufgrund verschiedener struktureller Heraus-
forderungen (Lui, 2024) auf 3¾% abschwä-
chen.  

Die Wirtschaft der USA hängt kaum von russi-
scher Energie ab, weshalb sie im Gegensatz 
zu Europa keinen Wachstumseinbruch durch 
Energiepreisanstiege und den Ukraine-Krieg 
erlitt. Die USA werden weiterhin von der Ver-
lagerung der europäischen Energienach-
frage von russischem Pipeline-Erdgas zu Flüs-
siggas (LNG) sowie von Standortverlagerun-
gen energieintensiver Industriezweige nach 
Übersee profitieren. Konjunkturbelebend wir-
ken die noch immer starken fiskalpolitischen 
Impulse (Anti-Inflation Act, CHIPS and Sci-
ence Act), die vor allem die Investitionstätig-
keit stützen. Vor diesem Hintergrund wird die 
Wirtschaft der USA im Zeitraum 2025/2029 
um durchschnittlich 2% p. a. wachsen. 

  

Übersicht 1: Internationale Konjunktur 
 Ø 2010/ 

2019 
Ø 2020/ 

2024 
Ø 2025/ 

2029 
2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 

 BIP real, Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Euro-Raum  + 1,4  + 0,9  + 1,5  + 0,4  + 0,8  + 1,4  + 1,5  + 1,5  + 1,5  + 1,4 
MOEL 51)  + 3,2  + 2,0  + 2,8  + 0,2  + 2,4  + 3,2  + 3,4  + 2,7  + 2,4  + 2,2 
USA  + 2,4  + 2,3  + 2,0  + 2,9  + 2,5  + 1,8  + 2,0  + 2,1  + 2,1  + 2,0 
Schweiz  + 1,9  + 1,7  + 1,7  + 0,7  + 1,4  + 1,3  + 1,8  + 1,9  + 1,8  + 1,7 
China  + 7,7  + 4,7  + 3,9  + 5,2  + 4,6  + 4,2  + 4,0  + 3,9  + 3,8  + 3,7 
            
Insgesamt, exportgewichtet2)  + 2,1  + 1,5  + 1,9  + 0,8  + 1,5  + 1,8  + 2,0  + 1,9  + 1,8  + 1,7 
            
Annahmen zur Prognose           
Rohölpreis, Brent $ je Barrel 80 75 70 82 80 72 71 70 70 69 
Erdgaspreis, Dutch TTF € je MWh . 50 30 41 33 39 33 28 25 25 
Strompreis Österreich           

Base € je MWh . 117 78 102 79 94 85 76 72 64 
Peak € je MWh . 123 89 104 81 103 95 87 83 75 

Wechselkurs $ je € 1,23 1,11 1,09 1,08 1,11 1,11 1,09 1,09 1,08 1,08 
Internationale Zinssätze           

Dreimonatszinssatz in % 0,2 1,3 2,5 3,4 3,6 2,9 2,4 2,4 2,4 2,5 
Sekundärmarktrendite Deutschland in % 1,1 1,0 2,3 2,4 2,4 2,1 1,9 2,1 2,5 2,9 

Q: WIFO-Berechnungen. – 1) Tschechien, Ungarn, Polen, Slowenien, Slowakei. – 2) Euro-Raum, MOEL 5, USA, Schweiz, China: gewichtet mit den österrei-
chischen Exportanteilen. 

 

 
4)  Für die Jahre 2024/25 wurden die Annahmen zur 
Entwicklung der internationalen Wirtschaft von 
Schiman-Vukan & Ederer (2024) übernommen. Für die 
Periode 2026 bis 2029 basieren sie auf einer durch das 

WIFO angepassten Variante der Weltprognose von 
Oxford Economic Forecasting (Global Economic 
Forecast, Basisszenario) vom 11. September 2024. 

In den für die österrei-
chische Exportwirtschaft 

wichtigsten Partnerlän-
dern beschleunigt sich 
das Wirtschaftswachs-

tum von 0,8% (2023) auf 
2% p. a. (2026/27). Da-
nach schwächt es sich 

leicht ab. 
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Abbildung 3: Angenommene Wirtschaftsentwicklung in vier wichtigen Handelspartnerregionen 

BIP real, Veränderung gegen das Vorjahr in % 

  

  

Q: WIFO-Berechnungen, Oxford Economics. MOEL 5: Tschechien, Ungarn, Polen, Slowenien, Slowakei. 

2. Prognose der Wirtschaftsentwicklung in Österreich 
2.1 Gesamtwirtschaftliche Nachfrage 

Aufbauend auf der kurzfristigen Konjunktur-
prognose für 2024 und 2025 (Schiman-Vukan 
& Ederer, 2024, in diesem Heft) und auf Basis 
der Annahmen zur internationalen Entwick-
lung (Kapitel 1) sowie zur Fiskalpolitik in Öster-
reich (Kapitel 2.5) für die Jahre 2026 bis 2029 
wird die wirtschaftliche Entwicklung bis 2029 
prognostiziert. Es handelt sich um eine mo-
dellgestützte Expert:innenprognose unter 
Einsatz des WIFO-Macromod (Baumgartner 
et al., 2005). Hinsichtlich der wirtschaftspoliti-
schen Rahmenbedingungen in Österreich 
folgt das WIFO in seinen Prognosen einer 
semi-restriktiven "No-Policy-Change"-An-
nahme5). 

 
5)  Im Allgemeinen werden nur bereits beschlossene 
Gesetze und Verordnungen berücksichtigt. Unter be-
stimmten Umständen wird von dieser Regel abgewi-
chen (daher semi-restriktiv): Erstens dann, wenn der 
Verhandlungs- oder Gesetzwerdungsprozess bereits 
weit fortgeschritten ist (Gesetzesentwürfe in Begutach-
tung, in manchen Fällen auch Ministerratsbeschlüsse, 

Die Aussichten für die europäische und die 
österreichische Wirtschaft haben sich seit 
den letzten Updates der mittelfristigen Prog-
nose vom März bzw. Juni 2024 (Baumgartner 
et al., 2024; Baumgartner, 2024) weiter ein-
getrübt. Trotz der Verbesserung der internati-
onalen Konjunktur und einer Belebung des 
privaten Konsums wird sich die österreichi-
sche Wirtschaft nur langsam von der Rezes-
sion 2023/24 (1% bzw. 0,6%) erholen. Für 
2025 erwartet das WIFO ein Wirtschafts-
wachstum von 1%, für den Zeitraum 
2025/2029 einen durchschnittlichen jährli-
chen BIP-Zuwachs von 1¼% (Ø 2010/2019 
+1,6% p. a.; Übersicht 2). 

wenn für deren Umsetzung eine stabile Mehrheit im 
Parlament sehr wahrscheinlich erscheint) und zwei-
tens, wenn zur betreffenden Regelung sowohl ein kla-
rer Zeitplan und auch hinreichend detaillierte Informa-
tionen vorliegen, die eine quantitative Einschätzung 
ermöglichen. 
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Übersicht 2: Hauptergebnisse der mittelfristigen Prognose für Österreich 
 Ø 2010/ 

2019 
Ø 2020/ 

2024 
Ø 2025/ 

2029 
2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 

 Veränderung in % p. a. 
Bruttoinlandsprodukt 

          

Real  + 1,6  + 0,4  + 1,3  – 1,0  – 0,6  + 1,0  + 1,5  + 1,5  + 1,4  + 1,3 
Nominell  + 3,3  + 4,4  + 3,3  + 5,6  + 3,7  + 3,1  + 3,5  + 3,4  + 3,4  + 3,2 

Verbraucherpreise  + 1,9  + 4,7  + 2,0  + 7,8  + 3,1  + 2,2  + 2,0  + 2,0  + 2,0  + 2,0 
BIP-Deflator  + 1,7  + 4,0  + 2,0  + 6,6  + 4,3  + 2,1  + 1,9  + 1,9  + 1,9  + 1,9 
Lohn- und Gehaltssumme1)  + 3,5  + 5,8  + 3,3  + 8,3  + 7,9  + 4,1  + 3,4  + 3,2  + 3,1  + 2,9 

Pro Kopf, real2)  + 0,1  + 0,2  + 0,5  – 0,9  + 4,6  + 1,2  + 0,6  + 0,5  + 0,4  + 0,2 
Unselbständig Beschäftigte laut VGR3)  + 1,5  + 0,8  + 0,7  + 1,4  + 0,1  + 0,6  + 0,8  + 0,8  + 0,7  + 0,7 
Unselbständig aktiv Beschäftigte4)  + 1,4  + 0,9  + 0,7  + 1,2  + 0,2  + 0,7  + 0,8  + 0,8  + 0,7  + 0,7 
  

          
 

In % 
Arbeitslosenquote 

          

In % der Erwerbspersonen5) 5,6 5,5 5,0 5,1 5,2 5,3 5,2 5,0 4,9 4,6 
In % der unselbständigen Erwerbspersonen 7,8 7,5 6,5 6,4 7,0 7,2 6,9 6,6 6,2 5,7 

  
          

 
In % des BIP 

Außenbeitrag 3,2 1,7 2,0 2,1 2,4 2,5 2,2 1,9 1,7 1,6 
            

Finanzierungssaldo des Staates laut Maastricht-Definition  – 1,5  – 4,7  – 3,8  – 2,6  – 3,7  – 4,0  – 3,7  – 3,7  – 3,8  – 3,8 
Zyklisch bereinigter Budgetsaldo           

Methode der Europäischen Kommission6)  – 1,4  – 3,9  – 3,57)  – 2,5  – 2,9  – 3,3  – 3,2  – 3,5  – 3,8   – 
WIFO-Methode8)  – 1,5  – 4,0  – 3,5  – 2,5  – 2,8  – 3,1  – 3,2  – 3,4  – 3,7  – 3,8 

Struktureller Budgetsaldo           
Methode der Europäischen Kommission6)  – 1,1  – 3,9  – 3,47)  – 2,5  – 2,9  – 3,3  – 3,2  – 3,5  – 3,8 – 
WIFO-Methode8)  – 1,2  – 4,0  – 3,4  – 2,5  – 2,8  – 3,1  – 3,2  – 3,4  – 3,7  – 3,8 

            
Staatsschuld 81,1 80,5 84,4 78,6 80,1 82,4 83,4 84,4 85,4 86,6 
  

          
 

In % des verfügbaren Einkommens 
Sparquote der privaten Haushalte 8,0 10,7 10,4 8,7 11,4 11,5 11,0 10,5 9,9 9,3 
  

          
 

Veränderung in % p. a. 
Trendoutput, real 

          

Methode der Europäischen Kommission6)  + 1,1  + 1,1  + 0,87)  + 1,1  + 0,7  + 0,7  + 0,8  + 0,8  + 0,9 – 
WIFO-Methode8)  + 1,0  + 1,2  + 1,0  + 1,3  + 0,9  + 0,8  + 0,9  + 1,0  + 1,1  + 1,1 

  
          

 
In % des Trendoutputs 

Outputlücke, real 
          

Methode der Europäischen Kommission6)  – 0,1  – 1,4  – 0,67)  – 0,2  – 1,4  – 1,1  – 0,8  – 0,4  ± 0,0 – 
WIFO-Methode8)  – 0,0  – 1,2  – 0,6  – 0,2  – 1,6  – 1,5  – 0,9  – 0,5  – 0,2  – 0,0 

Q: Arbeitsmarktservice, Dachverband der Sozialversicherungsträger, Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. – 1) Brutto, ohne Arbeitgeberbeiträge. – 
2) Beschäftigungsverhältnisse laut VGR, deflationiert mit dem VPI. – 3) Beschäftigungsverhältnisse. – 4) Ohne Personen in aufrechtem Dienstverhältnis, die 
Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leisten. – 5) Laut Eurostat (Labour Force Survey). – 6) WIFO-Schätzung auf Basis der WIFO-Prognose 
vom Oktober 2024, Parametrisierung gemäß der Prognose der Europäischen Kommission vom Mai 2024. – 7) Ø 2025/2028. – 8) WIFO-Schätzung auf Basis 
der WIFO-Prognose vom Oktober 2024 gemäß Produktionsfunktionsansatz der Europäischen Kommission, aber mit stärkerer Glättung des Trendoutputs 
und ohne Schließungsrestriktion für die Outputlücke. 

 

Österreich dürfte damit über den Progno-
sehorizont etwas schwächer wachsen als 
der Durchschnitt der Euro-Länder (Abbil-
dung 4). Dafür ist nach Einschätzung des 
WIFO in erster Linie eine Verschlechterung 
der internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
durch höhere Lohnsteigerungen und ein hö-
heres Preisniveau für Energie verantwortlich. 
Daneben zeigen sich auch strukturelle Prob-
leme, etwa bei der Integration von Mig-
rant:innen, der Erwerbsbeteiligung (im Be-
sonderen von Älteren und Frauen) sowie im 
Bildungssystem, die mittel- bis langfristig das 
Wirtschaftswachstum bremsen (Felbermayr, 
2024). 

Die Nettoreallöhne pro Kopf steigen 2024 
um voraussichtlich 4½%, getragen zum einen 
durch kräftige Lohnerhöhungen und zum 
anderen durch fiskalische Maßnahmen (Aus-
gleich der kalten Progression, Senkung der 
3. Tarifstufe der Einkommensteuersätze im 
Rahmen der ökosozialen Steuerreform 
2022/2024). Die Entwicklung der Nettolöhne, 
die Maßnahmen zur Abfederung der Teue-
rung für Haushalte mit niedrigem Einkommen 
(Indexierung von Sozialleistungen, Heiz- und 
Wohnkostenzuschüsse), die Vermögensein-
kommen und die Inflation bestimmen den 
Verlauf des real verfügbaren Haushaltsein-
kommens, das 2024 um 3¼% zunehmen 

Auf die Rezession der 
Jahre 2023/24 folgen 
eine verhaltene Erho-

lung (2025 +1%) und mit-
telfristig ein moderates 
Wachstum (2026/2029 

+1½% p. a.).  
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dürfte. Der private Konsum wird 2024 jedoch 
noch stagnieren, wodurch die Sparquote 
auf 11½% ansteigen (2023: 8¾%, 
Ø 2010/2019: 8,0%) und auch noch 2025 auf 
diesem hohen Niveau verharren dürfte 
(Schiman-Vukan & Ederer, 2024). Ab 2026 
sollte der private Konsum die wichtigste 
Wachstumsstütze darstellen. Ermöglicht wird 
dies durch die höhere Ersparnisbildung der 
Vorjahre und die etwas günstigere Konjunk-
tur, die mit einem anhaltenden Rückgang 
der Arbeitslosigkeit einhergeht (siehe Kapi-
tel 2.3). Die Sparquote sinkt in der Folge bis 
2029 auf 9¼% (Abbildungen 5 und 6, Über-
sicht 2).  

Die Warenexporte entwickeln sich üblicher-
weise im Einklang mit der internationalen 

Konjunktur und der inländischen Industrie-
produktion. Für 2024 wird für die wichtigsten 
Zielregionen (siehe Kapitel 1) ein Markt-
wachstum von 1½% unterstellt. Die Exporte 
i. w. S. gehen 2024 um 2¼% zurück (Über-
sicht 3), wobei die Reiseverkehrsexporte 
noch stützend wirken (+1,0%). Die Erholung 
der Weltwirtschaft belebt auch den (Wa-
ren-)Export: 2025/2029 wachsen die Exporte 
i. w. S. um 2½% p. a. (real). Die Importe 
i. w. S. hängen von der Inlandskonjunktur, 
den Exporten sowie der Nachfrage nach In-
vestitions- und dauerhaften Konsumgütern 
ab. In den Jahren 2025 bis 2029 beträgt das 
Importwachstum voraussichtlich 2¾% p. a. 
Der Überschuss im Außenbeitrag verringert 
sich von 2½% (2025) auf 1½% des nominellen 
BIP (2029). 

  

Übersicht 3: Komponenten der realen Nachfrage 
 Ø 2010/ 

2019 
Ø 2020/ 

2024 
Ø 2025/ 

2029 
2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 

 Veränderung in % p. a. 
Konsumausgaben 

          

Private Haushalte1)  + 0,9  + 0,2  + 1,6  – 0,5  + 0,1  + 1,2  + 1,8  + 1,9  + 1,7  + 1,5 
Staat  + 0,7  + 1,5  + 0,9  + 1,2  + 0,3  + 0,8  + 0,8  + 0,8  + 0,9  + 0,9 

Bruttoanlageinvestitionen  + 2,5  – 1,1  + 1,7  – 3,2  – 2,8  + 0,2  + 2,9  + 2,1  + 1,9  + 1,4 
Ausrüstungen2)  + 3,8  + 0,6  + 2,3  + 2,4  – 1,5  – 0,6  + 4,0  + 3,1  + 2,9  + 2,1 
Bauten  + 1,1  – 3,0  + 1,0  – 9,3  – 4,4  + 1,1  + 1,6  + 0,9  + 0,8  + 0,5 

Inländische Verwendung  + 1,4  + 0,1  + 1,5  – 3,5  – 0,3  + 0,9  + 1,8  + 1,7  + 1,6  + 1,3 
Exporte  + 4,4  + 1,0  + 2,4  – 0,4  – 2,3  + 2,4  + 2,4  + 2,5  + 2,4  + 2,3 
Importe  + 4,2  + 0,7  + 2,7  – 4,6  – 1,9  + 2,2  + 3,0  + 3,0  + 2,7  + 2,4 
            
Bruttoinlandsprodukt  + 1,6  + 0,4  + 1,3  – 1,0  – 0,6  + 1,0  + 1,5  + 1,5  + 1,4  + 1,3 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. – 1) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. – 2) Einschließlich militärischer Waffensysteme 
und sonstiger Anlagen. 

  
 

Abbildung 4: Wirtschaftswachstum in Österreich und im Euro-Raum 
BIP real, Veränderung gegen das Vorjahr in % 

 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. 
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Der private Konsum zieht 
nach einer Schwäche-
phase in den Jahren 
2023 (½%) und 2024 
(+0,1%) wieder an 
(2026/2028 +1¾% p. a.). 
2029 schwächt sich der 
Zuwachs etwas auf 1½% 
ab. 
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Abbildung 5: Nachfrage und Einkommen 

 

 

 

 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. 
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Die Ausrüstungsinvestitionen (einschließlich 
sonstiger Anlageinvestitionen) dürften 2024 
und 2025 um 1½% bzw. ½% schrumpfen. Der 
Rückgang folgt aus der Konjunkturschwä-
che, der Unsicherheit über die künftige 
Nachfrageentwicklung sowie der erschwer-
ten Selbstfinanzierung der Unternehmen in-
folge negativer Bruttobetriebsüberschüsse 
und hoher Zinssätze. Mit der Konjunkturerho-
lung, der Senkung des Körperschaftsteuer-
satzes und der Einführung eines (Öko-)Inves-
titionsfreibetrages sollte sich verzögert auch 

das Investitionswachstum etwas beschleuni-
gen (2026 +4%). Der Umstieg auf eine CO2-
ärmere Produktionsweise erfordert zwar ver-
stärkte Investitionen in die Energiewende, 
wegen der geopolitischen Unsicherheit, der 
Verschlechterung der Lohnstückkostenposi-
tion gegenüber wichtigen europäischen Mit-
bewerbern (siehe Kapitel 2.4) und der im EU-
Vergleich erhöhten Energiepreise für Strom 
und Erdgas6) dürfte jedoch insbesondere die 
heimische Industrie zurückhaltend investie-
ren (2027/2029 +2¾% p. a.). 

 

Abbildung 6: Konsumausgaben und Sparquote der privaten Haushalte 

 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. 

 

Die Abschwächung der Baukonjunktur, die 
schon im 2. Halbjahr 2022 eingesetzt hatte, 
führte 2023 (9¼%) und 2024 (4½%) zu ei-
nem Einbruch der Bauinvestitionen. Er traf 
vor allem den Wohnbau: durch die hohe 
Teuerung sanken 2023 die real verfügbaren 
Haushaltseinkommen und der Realwert der 
Ersparnisse, während die deutlich höheren 
Baupreise, die verschärften Kreditvergabere-
geln und die gestiegenen Kreditzinssätze die 
Finanzierung von Wohnraum erschwerten 
und somit die Wohnbaunachfrage dämpf-
ten (Baumgartner et al., 2023). Ab 2025 er-
wartet das WIFO eine leichte Erholung der 
Bauinvestitionen (Ø 2025/2029 +1% p. a.), 
zum einen wegen des Rückgangs der Zinsen 
sowie der allgemeinen Konjunkturbelebung 
und zum anderen aufgrund von Nachholef-
fekten. Im privaten Bereich handelt es sich 
bei Investitionen in die Energiewende groß-
teils um Bauinvestitionen. Dies dürfte die 
Baunachfrage etwas stabilisieren. 

2.2 Trendoutput und Outputlücke 

Das Wachstum des Trendoutputs entspricht 
dem mittelfristigen Wachstumspfad einer 

 
6)  Siehe die europäische Energiepreisstatistik von Eu-
rostat für Unternehmen: https://ec.europa.eu/euro 
stat/cache/infographs/energy_prices/enprices.html.  

Volkswirtschaft bei stabiler Inflation und Voll-
beschäftigung. Der Trendoutput wird durch 
die Entwicklung der Erwerbsbevölkerung, die 
Kapitalakkumulation, die strukturelle Arbeits-
losenquote (Non-Accelerating Wage Rate 
of Unemployment – NAWRU) und die Ge-
samtfaktorproduktivität (TFP) bestimmt. Die 
strukturelle Arbeitslosenquote hängt von den 
Grenzkosten für Arbeit sowie von institutio-
nellen und strukturellen Faktoren auf dem Ar-
beitsmarkt ab, welche die Lohnsetzung und 
die Flexibilität des Arbeitsmarktes beeinflus-
sen (Hristov et al., 2017). Das TFP-Wachstum 
entspricht jenem Teil des Trendwachstums, 
der durch den Einsatz von Arbeit und Kapital 
nach konjunktureller Bereinigung nicht er-
klärt werden kann (Solow-Residuum, Abbil-
dung 7). Die Outputlücke als prozentuelle 
Abweichung des BIP vom Trendoutput ist ein 
Maß für die gesamtwirtschaftliche Kapazi-
tätsauslastung und zeigt die konjunkturelle 
Lage einer Volkswirtschaft an. Eine Unteraus-
lastung der Produktionsfaktoren Kapital und 
Arbeit führt zu einer negativen Outputlücke 
und deutet auf einen sinkenden Inflations-
druck hin. Die wirtschaftspolitische Bedeu-
tung der Outputlücke liegt in der Beurteilung 
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der zyklischen Wirkung der Fiskalpolitik. Eine 
antizyklische Fiskalpolitik dämpft die negati-
ven Auswirkungen von Konjunkturschwan-
kungen auf die Einkommen von privaten 

Haushalten und Unternehmen und sichert 
die Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen 
über den Konjunkturzyklus hinweg. 

 

Abbildung 7: Entwicklung des realen Trendoutputs und der gesamten Faktorproduktivität (Trend-TFP) 
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

  

Q: Europäische Kommission, WIFO-Berechnungen. WIFO-Methode . . . WIFO-Schätzung auf Basis der WIFO-Prognose vom Oktober 2024 gemäß Pro-
duktionsfunktionsansatz der Europäischen Kommission, aber mit stärkerer Glättung des Trendoutputs und ohne Schließungsrestriktion für die Outputlü-
cke. Methode der Europäischen Kommission . . . WIFO-Schätzung auf Basis der WIFO-Prognose vom Oktober 2024, Parametrisierung gemäß der Prog-
nose der Europäischen Kommission vom Mai 2024. 

 
 

Abbildung 8: Revision der realen BIP-Entwicklung durch Statistik Austria 

 

Q: Statistik Austria. 

 

Der Trendoutput ist nicht direkt beobachtbar 
und wurde mit ökonometrischen Verfahren 
auf Grundlage der Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnung (VGR) für 1976/2023 und der 
WIFO-Prognose für 2024/25 geschätzt. Schät-
zungen des Trendoutputs sind mit erheb-

licher Unsicherheit behaftet, da die zu-
grunde liegenden Daten und Prognosen be-
trächtlichen Revisionen unterliegen. So 
wurde die gesamte VGR für die Jahre 1995 
bis 2022 im Rahmen einer (europaweiten) 
Generalrevision aufgrund neuer Daten-
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grundlagen bzw. angepasster Berechnungs-
methoden überarbeitet. Statistik Austria 
(2024b, 2024c) revidierte das durchschnittli-
che Wirtschaftswachstum 2019/2022 auf die-
ser Basis um 0,4 Prozentpunkte p. a. nach 
oben (2014/2022 +0,2 Prozentpunkte, Abbil-
dung 8). Für 2023 wurde das reale BIP in der 
ersten VGR-Jahresrechnung auf Basis der 
neuen Berechnungsmethode gegenüber 
der vorläufigen vierteljährlichen VGR (nach 
alter Berechnungsmethode) um ¼ Prozent-
punkt nach unten revidiert. Aufgrund dieser 
ungünstigeren Ausgangslage und der 
schwächer als erwarteten Konjunktur in der 
ersten Jahreshälfte 2024 senkte das WIFO 
seine Prognose des BIP-Wachstums für die 
Jahre 2024 und 2025 um jeweils rund ½ Pro-
zentpunkt7). Durch die Kombination einer 
Aufwärtsrevision der historischen VGR-Daten 
und einer Abwärtsrevision der Konjunktur-
prognose 2024/25 ergibt sich für den Zeit-
raum 2019/2025 eine Aufwärtskorrektur des 
Trendwachstums um 0,1 Prozentpunkt. Die 
Kapitalakkumulation und das Beschäfti-
gungswachstum bleiben im Durchschnitt 
2019/2025 gegenüber der mittelfristigen 
Prognose vom Juni 2024 unverändert. 

Die Europäische Kommission schätzt den 
Trendoutput mit einem Produktionsfunktions-
ansatz, der Konjunkturschwankungen auf 
dem Arbeitsmarkt und die gesamtwirtschaft-
liche Kapazitätsauslastung berücksichtigt 
(Havik et al., 2014). Die WIFO-Schätzung 
nach der Methode der Europäischen Kom-
mission ergibt für 2025/2028 ein durchschnitt-
liches Trendwachstum von 0,8% p. a. und 
entspricht damit dem Prognosewert vom 
Juni 2024 (Baumgartner, 2024). Die Europäi-
sche Kommission schätzte in ihrer Prognose 
vom Mai 2024 das mittelfristige Trendwachs-
tum in Österreich auf 0,9% p. a. 
(Ø 2025/2028; Europäische Kommission, 
2024). Nach der Methode der Europäischen 
Kommission ist die Outputlücke seit 2023 ne-
gativ, was auf eine Unterauslastung der Ge-
samtkapazität hinweist. In den Jahren 2025 
bis 2028 wird die Outputlücke gemäß der 
technischen Annahme der Kommission 
schrittweise geschlossen. Auch in den WIFO-
Schätzungen schließt sich die Outputlücke 
gegen Ende des Prognosehorizontes, aller-
dings ergibt sich dies endogen aus dem 
Wachstumspfad.  

 

Übersicht 4: Beitrag der Inputfaktoren zum Wachstum des Trendoutputs 
 Ø 2010/ 

2019 
Ø 2020/ 

2024 
Ø 2025/ 

2029 
2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 

Methode der Europäischen Kommission1)           
BIP, real (implizit) Veränderung in % p. a.  + 1,6  + 0,4  + 1,22)  – 1,0  – 0,6  + 1,0  + 1,2  + 1,2  + 1,3 – 
Trendoutput Veränderung in % p. a.  + 1,1  + 1,1  + 0,82)  + 1,1  + 0,7  + 0,7  + 0,8  + 0,8  + 0,9 – 

Arbeit Prozentpunkte  + 0,2  + 0,2  + 0,02)  + 0,3  + 0,1  – 0,0  + 0,0  + 0,0  + 0,0 – 
Kapital Prozentpunkte  + 0,5  + 0,5  + 0,42)  + 0,4  + 0,3  + 0,3  + 0,3  + 0,4  + 0,4 – 
Gesamte Faktorproduktivität Prozentpunkte  + 0,3  + 0,4  + 0,42)  + 0,3  + 0,3  + 0,3  + 0,4  + 0,5  + 0,5 – 

Outputlücke, real in % des Trendoutputs  – 0,1  – 1,4  – 0,62)  – 0,2  – 1,4  – 1,1  – 0,8  – 0,4  ± 0,0 – 
            
WIFO-Methode3)           
BIP, real Veränderung in % p. a.  + 1,6  + 0,4  + 1,3  – 1,0  – 0,6  + 1,0  + 1,5  + 1,5  + 1,4  + 1,3 
Trendoutput Veränderung in % p. a.  + 1,0  + 1,2  + 1,0  + 1,3  + 0,9  + 0,8  + 0,9  + 1,0  + 1,1  + 1,1 

Arbeit Prozentpunkte  + 0,2  + 0,4  + 0,2  + 0,5  + 0,2  + 0,1  + 0,2  + 0,2  + 0,2  + 0,2 
Kapital Prozentpunkte  + 0,5  + 0,5  + 0,4  + 0,4  + 0,3  + 0,3  + 0,4  + 0,4  + 0,4  + 0,4 
Gesamte Faktorproduktivität Prozentpunkte  + 0,3  + 0,4  + 0,5  + 0,3  + 0,3  + 0,3  + 0,4  + 0,5  + 0,5  + 0,6 

Outputlücke, real in % des Trendoutputs  – 0,0  – 1,2  – 0,6  – 0,2  – 1,6  – 1,5  – 0,9  – 0,5  – 0,2  – 0,0 
            
Schätzung der Europäischen Kommission (Frühjahr 2024)           
BIP, real Veränderung in % p. a.  + 1,5  + 0,3  + 1,22)  – 0,8  + 0,3  + 1,6  + 1,1  + 1,0  + 1,0 – 
Trendoutput Veränderung in % p. a.  + 1,0  + 0,9  + 0,92)  + 1,0  + 0,8  + 0,8  + 1,0  + 0,9  + 0,9 – 

Arbeit Prozentpunkte  + 0,2  + 0,3  + 0,32)  + 0,5  + 0,4  + 0,3  + 0,4  + 0,2  + 0,2 – 
Kapital Prozentpunkte  + 0,5  + 0,5  + 0,42)  + 0,4  + 0,4  + 0,4  + 0,4  + 0,4  + 0,4 – 
Gesamte Faktorproduktivität Prozentpunkte  + 0,3  + 0,1  + 0,22)  + 0,1  + 0,1  + 0,2  + 0,2  + 0,3  + 0,3 – 

Outputlücke, real in % des Trendoutputs  – 0,1  – 1,5  – 0,12)  – 0,5  – 1,0  – 0,3  – 0,2  – 0,1  ± 0,0 – 

Q: Europäische Kommission, Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. – 1) WIFO-Schätzung auf Basis der WIFO-Prognose vom Oktober 2024, Parametrisie-
rung gemäß der Prognose der Europäischen Kommission vom Mai 2024. – 2) Ø 2025/2028. – 3) WIFO-Schätzung auf Basis der WIFO-Prognose vom Okto-
ber 2024 gemäß Produktionsfunktionsansatz der Europäischen Kommission, aber mit stärkerer Glättung des Trendoutputs und ohne Schließungsrestriktion 
für die Outputlücke. 

 

 
7)  Siehe dazu die Konjunkturprognose vom Oktober 
2024 (Schiman-Vukan & Ederer, 2024) und jene von 
Juni 2024 (Baumgartner, 2024). 
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Übersicht 4 vergleicht die aktuelle WIFO-
Schätzung laut der Methode der Europäi-
schen Kommission mit deren eigener Schät-
zung vom Mai 2024, zerlegt in die Beiträge 
der TFP, der Arbeit und des Kapitals. In der 
WIFO-Schätzung leistet die Arbeitsmarktdy-
namik gegenwärtig keinen Beitrag zum 
Trendwachstum. Der Beitrag des Faktors Ar-
beit ist damit um 0,3 Prozentpunkte niedriger 
als in der Frühjahrsprognose der Europäi-
schen Kommission, jener des Kapitals ist 
gleich und jener der TFP ist um 0,2 Prozent-
punkte höher. Beide Schätzungen unterstrei-
chen die Beiträge der Kapitalakkumulation 
und des Produktivitätswachstums, die derzeit 
die wichtigsten Stützen des Trendwachstums 
sind. 

Die WIFO-Schätzung gemäß der Methode 
der Europäischen Kommission unterstellt 

ausgehend von 1,4% (2024) eine Schlie-
ßung der Outputlücke bis zum Ende des 
Prognosezeitraumes (Abbildung 9). In einer 
alternativen Schätzung ermittelt das WIFO 
eine Outputlücke, wie sie sich aus der mittel-
fristigen BIP-Prognose und dem geschätzten 
Trendoutput endogen ergibt. Darüber hin-
aus werden in dieser Variante die Erwerbs-
quote und die durchschnittlich geleisteten 
Arbeitsstunden stärker geglättet, um die Pro-
zyklizität des geschätzten Produktionspoten-
zials zu verringern (Maidorn, 2018; EU Inde-
pendent Fiscal Institutions, 2019, 2022). Diese 
Schätzung gemäß WIFO-Methode ergibt ein 
etwas kräftigeres durchschnittliches Trend-
wachstum von 1,0% p. a. (2025/2029). Da 
das BIP-Wachstum über die gesamte Prog-
noseperiode am bzw. über dem Trend-
wachstum liegt, schließt sich die Outputlü-
cke auch in dieser Variante. 

 

Abbildung 9: Outputlücke 
Real, in % des Trendoutputs 

 

Q: Europäische Kommission, WIFO-Berechnungen. WIFO-Methode . . . WIFO-Schätzung auf Basis der WIFO-
Prognose vom Oktober 2024 gemäß Produktionsfunktionsansatz der Europäischen Kommission, aber mit stärke-
rer Glättung des Trendoutputs und ohne Schließungsrestriktion für die Outputlücke. Methode der Europäischen 
Kommission . . . WIFO-Schätzung auf Basis der WIFO-Prognose vom Oktober 2024, Parametrisierung gemäß der 
Prognose der Europäischen Kommission vom Mai 2024. 

 

2.3 Arbeitsmarkt 

Die Nachwirkung der Rezession führt 2024 zu 
einer Stagnation der unselbständigen akti-
ven Beschäftigung (+0,2%). Im Zuge der Kon-
junkturerholung verstärkt sich der Zuwachs 
2025/2029 auf ¾% p. a. (Übersicht 5). Der de-
mografische Wandel verschärft im Progno-
sezeitraum die Arbeitskräfteknappheit. Die 
Erwerbsbevölkerung (15 bis 65 Jahre) 
schrumpft ab 2025 um 0,4% p. a., wodurch 
das Wachstum des Arbeitskräfteangebotes 
von 0,8% (2025) auf 0,1% (2029) zurückgeht. 
Da geburtenstarke Jahrgänge ins Pensions-

alter vorrücken und jüngere Kohorten 
schwächer besetzt sind, wird der Abfluss aus 
der Beschäftigung den Zufluss an neuen Ar-
beitskräften deutlich übersteigen (Horvath & 
Hyll et al., 2022). 

Neben dieser quantitativen Angebotsver-
knappung wird sich in vielen Branchen auch 
der qualitative Mismatch verschärfen: Wäh-
rend vornehmlich Beschäftigte mit mittlerer 
Ausbildung (z. B. Lehrabschluss und betriebli-
cher Weiterbildung) aus dem Arbeitsmarkt 
ausscheiden, verfügen die neu eintretenden 
Arbeitskräfte deutlich öfter über höhere 
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Outputlücke (2024  

1,6%) schließt sich bis 
2029, da das erwartete 
reale BIP-Wachstum bis 
2029 wieder über dem 
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Die Arbeitslosenquote 
dürfte nach der Rezes-

sion 2023 (6½%) bis 2029 
auf 5,7% sinken, da sich 

die Konjunktur aufhellt 
und das Arbeitsangebot 

zurückgeht. 
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Ausbildungsabschlüsse. Insbesondere im 
Handwerk und im Handel dürfte es damit 
immer schwieriger werden, geeignetes Per-
sonal bzw. Lehrlinge zu finden (Horvath & 
Huber et al., 2022). Sollte der seit rund 

15 Jahren beobachtete Rückgang der 
durchschnittlich geleisteten Arbeitszeit je Er-
werbstätigen anhalten (oder sich verstär-
ken), würde dies das Arbeitsangebot zusätz-
lich verknappen (Statistik Austria, 2024a). 

 

Übersicht 5: Arbeitsmarkt, Einkommen, Preise 
 Ø 2010/ 

2019 
Ø 2020/ 

2024 
Ø 2025/ 

2029 
2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 

 In % 
Arbeitslosenquote 

          

In % der Erwerbspersonen1) 5,6 5,5 5,0 5,1 5,2 5,3 5,2 5,0 4,9 4,6 
In % der unselbständigen Erwerbspersonen 7,8 7,5 6,5 6,4 7,0 7,2 6,9 6,6 6,2 5,7 

  
          

 
Veränderung in % p. a. 

Unselbständig Beschäftigte laut VGR2)  + 1,5  + 0,8  + 0,7  + 1,4  + 0,1  + 0,6  + 0,8  + 0,8  + 0,7  + 0,7 
Unselbständig aktiv Beschäftigte3)  + 1,4  + 0,9  + 0,7  + 1,2  + 0,2  + 0,7  + 0,8  + 0,8  + 0,7  + 0,7 
Selbständige4)  + 1,3  + 0,7  + 0,6  + 0,5  + 0,6  + 0,6  + 0,6  + 0,6  + 0,6  + 0,6 
Arbeitslose  + 1,5  – 0,2  – 3,7  + 2,9  + 10,3  + 3,0  – 3,0  – 4,3  – 5,0  – 8,6 
            
Produktivität5)  + 0,4  – 0,5  + 0,6  – 2,0  – 0,6  + 0,3  + 0,8  + 0,7  + 0,7  + 0,6 
            
Lohn- und Gehaltssumme6)  + 3,5  + 5,8  + 3,3  + 8,3  + 7,9  + 4,1  + 3,4  + 3,2  + 3,1  + 2,9 

Pro Kopf, real7)  + 0,1  + 0,2  + 0,5  – 0,9  + 4,6  + 1,2  + 0,6  + 0,5  + 0,4  + 0,2 
Lohnstückkosten, Gesamtwirtschaft  + 1,7  + 5,3  + 2,0  + 8,7  + 8,5  + 3,1  + 1,8  + 1,7  + 1,6  + 1,6 
            
Verbraucherpreise  + 1,9  + 4,7  + 2,0  + 7,8  + 3,1  + 2,2  + 2,0  + 2,0  + 2,0  + 2,0 
BIP-Deflator  + 1,7  + 4,0  + 2,0  + 6,6  + 4,3  + 2,1  + 1,9  + 1,9  + 1,9  + 1,9 

Q: Arbeitsmarktservice, Dachverband der Sozialversicherungsträger, Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. – 1) Laut Eurostat (Labour Force Survey). – 
2) Beschäftigungsverhältnisse. – 3) Ohne Personen in aufrechtem Dienstverhältnis, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leisten. – 
4) Laut WIFO, einschließlich mithelfender Familienangehöriger. – 5) BIP real pro Kopf (Erwerbstätige: unselbständige Beschäftigungsverhältnisse und Selb-
ständige laut VGR). – 6) Brutto, ohne Arbeitgeberbeiträge. – 7) Beschäftigungsverhältnisse laut VGR, deflationiert mit dem VPI. 

  

Zusätzlich zur weiteren Zunahme der Er-
werbsbeteiligung von Frauen und Älteren, 
die u. a. aus der schrittweisen Anhebung 
des Regelpensionsalters der Frauen ab 2024 
und dem steigenden Qualifikationsniveau 
Älterer folgt, unterstellt das WIFO einen an-
haltenden Anstieg des ausländischen Ar-
beitskräfteangebotes. Er wird u. a. durch Ein-
pendler:innen aus dem angrenzenden Aus-
land und Vertriebene aus der Ukraine getra-
gen, die zunehmend in den österreichischen 
Arbeitsmarkt integriert werden. Je nach Ver-
lauf des Ukraine-Krieges könnte der Zustrom 
an Flüchtlingen noch zunehmen bzw. sich 
die Aufenthaltsdauer in Österreich verlän-
gern. Der Anteil ausländischer Arbeitskräfte 
an der Gesamtbeschäftigung dürfte bis 2029 
auf knapp 29% ansteigen (2010: 13,8%). 

Die mittelfristige Verknappung des Arbeits-
angebotes dämpft zwar das Trendwachs-
tum, verringert aber auch die Arbeitslosig-
keit: Die Arbeitslosenquote wird bis 2029 auf 
voraussichtlich 5,7% zurückgehen (2024: 
7,2%).  

2.4 Inflation und Löhne 

Der Anstieg der Verbraucherpreise (gemäß 
VPI) war nach 2022 (8,6%) auch 2023 (7,8%) 

 
8)  2022 trug der Bereich Energie 2,8 Prozentpunkte zur 
Inflationsrate (laut VPI) bei. Sein Anteil an der Gesamt-

außerordentlich kräftig. Der Schwerpunkt 
der Inflation verschob sich jedoch von den 
Energiepreisen8) zu den in der Kerninflation 
erfassten Bereichen. So waren 2023/24 im 
Besonderen die arbeitsintensiven Dienstleis-
tungen für den Preisauftrieb verantwortlich. 
Nach 3,1% im Jahr 2024 schwächt sich die 
Inflation bis Mitte 2025 auf 2% ab und ent-
spricht voraussichtlich auch mittelfristig dem 
EZB-Zielwert (Ø 2025/2029 +2% p. a., Über-
sicht 5). 

Die europäischen Großhandelspreise für 
Rohöl, Erdgas und Strom gaben ab Septem-
ber 2022 deutlich nach (Kapitel 1.1). Mit 
deutlicher Verzögerung dämpfen die Preise 
für Haushaltsenergie 2024 auch in Österreich 
die Inflation. Die Strompreisbremse verrin-
gerte die Inflationsrate 2023 um rund ¾ Pro-
zentpunkte. Mit ihrem Auslaufen ab Jänner 
2025, der Rückführung der Energieabgabe 
für Gas und Strom auf das Normalniveau so-
wie der Erhöhung der CO2-Bepreisung wird 
ab Jahresbeginn 2025 der Inflationsbeitrag 
der Energiepreise wieder zunehmen. 

Die kräftige Teuerung des Jahres 2023 spie-
gelt sich in den Lohnabschlüssen: die Brutto-
nominallöhne pro Kopf dürften 2024 um 7,8% 
gestiegen sein (2023 +6,9%). In arbeitsintensi-

inflation lag damit bei 33% – bei einem Gewicht im 
Warenkorb von lediglich 7,2%. 

Die Inflation verlangsamt 
sich deutlich von 7,8% 
(2023) auf 3,1% (2024), 
erreicht Mitte 2025 den 
2%-Zielwert der EZB und 
dürfte bis 2029 bei 2% 
verharren. 
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ven Bereichen wie dem Dienstleistungssektor 
werden die deutlich höheren Arbeitskosten 
verstärkt auf die Verbraucherpreise über-
wälzt. Da die Inflation im Jahresverlauf 2024 
zurückging und die Arbeitslosigkeit in der Re-
zession zunahm, ist 2025 im Vergleich zu den 
Vorjahren mit niedrigeren Lohnabschlüssen 
zu rechnen (+3,4%). Dies dämpft auch nach-
haltig den Beitrag der Kerninflation zur Ge-
samtinflation.  

In Österreich liegt den zeitlich gestaffelten 
Tarifverhandlungen (Bittschi, 2023) üblicher-
weise die Inflationsrate der letzten 12 Mo-
nate (rollierende Inflation) zugrunde. Die 
Bruttoreallöhne pro Kopf dürften daher in 
den kommenden Jahren zwar noch merk-
lich (Ø 2025/2029 +½% p. a., Ø 2010/2019 
+0,1% p. a.) aber deutlich schwächer stei-
gen als 2024 (+4½%). Kumuliert wird der Re-
allohnverlust der Jahre 2022/23 großteils aus-
geglichen.  

Für die Jahre 2025 (+1¼%) bis 2029 (+¼%) er-
wartet das WIFO eine Verlangsamung des 
Reallohnzuwachses, da sich der Abstand 
zwischen der rollierenden Inflation (als 
Grundlage der Lohnforderungen) und der 
erwarteten Inflation im Folgejahr verkleinern 
wird. Zusätzlich dämpft der langfristige Struk-
turwandel, der einen Beschäftigungsabfluss 
von der güterproduzierenden Industrie (mit 
höherem durchschnittlichem Lohnniveau) zu 

den Dienstleistungsbereichen mit sich bringt, 
den durchschnittlichen Lohnzuwachs. Im 
Vergleich zum Zeitraum 2010/2019, der Peri-
ode nach der Finanzmarkt- und Wirtschafts-
krise und vor der COVID-19-Krise, wird das 
durchschnittliche jährliche Reallohnwachs-
tum 2025/2029 dennoch um knapp ½ Pro-
zentpunkt höher sein. Darin spiegelt sich 
auch die erwartete Knappheit an Arbeits-
kräften als Folge des demografischen Wan-
dels (Kapitel 2.3).  

Die Lohnzuwächse erhöhen markant die 
Lohnstückkosten, wenngleich in abnehmen-
dem Tempo (2024 +8½%, 2025 +3,1%, 2029 
+1,6%, Ø 2010/2019 +1,7% p. a.). Die Real-
löhne (pro Kopf, 2025/2029 +½% p. a.) dürf-
ten daher im Prognosezeitraum im Ausmaß 
der Produktivität (+½% p. a.) wachsen.  

Die relative Lohnstückkostenposition gegen-
über den europäischen Handelspartnern 
verschlechterte sich nach einer Verbesse-
rung 2021/22, die der niedrigen Inflation und 
dem in Österreich trägeren Lohnanpas-
sungssystem geschuldet war, im Jahr 2023 
deutlich (Bittschi & Meyer, 2024, in diesem 
Heft). In den Jahren 2024 bis 2026 dürfte sie 
sich vor allem gegenüber Deutschland wei-
ter verschlechtern und die Wettbewerbsfä-
higkeit der exportorientierten Industrie anhal-
tend belasten (Abbildung 10)9). 

  

Abbildung 10: Entwicklung der relativen Lohnstückkosten 

 

Q: Statistik Austria, Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose (2024), WIFO-Berechnungen. 

 

2.5 Öffentlicher Sektor 

Die Entwicklung des Staatshaushaltes wird in 
den kommenden Jahren einerseits durch 
hohe demografisch bedingte Transferausga-
ben und umfangreiche öffentliche Investi-

 
9)  Diese Einschätzung fußt auf einem Vergleich der 
Lohnstückkosten auf der Basis der vorliegenden WIFO-
Prognose und der Projektgruppe Gemeinschaftsdiag-
nose (2024) für Deutschland. Für einen Vergleich mit 

tionspakete und andererseits durch eine ab-
geschwächte Einnahmendynamik geprägt 
sein. Wenngleich die Verbraucherpreise 
2025/2029 nur noch um 2% p. a. steigen wer-
den, bleiben die budgetären Herausforde-

einer größeren Ländergruppe wären die Länderprog-
nosen der Europäischen Kommission und der OECD 
geeignete Quellen, diese werden aber erst nach der 
Fertigstellung dieses Beitrages veröffentlicht. 
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doch verlangsamt, stei-
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rungen durch verschiedene strukturelle Fak-
toren (demografischer Wandel, Kinderbe-
treuung, Klimawandel, geopolitische Risiken) 
bestehen. Durch das Auslaufen der im Zuge 
der Teuerungs- und Energiepreiskrise be-
schlossenen Unterstützungsmaßnahmen wer-
den die öffentlichen Haushalte zwar spürbar 
entlastet, doch stehen einer nachhaltigen 
Budgetkonsolidierung hohe Belastungen 
durch zusätzliche Ausgabenbeschlüsse ent-
gegen. Die gesamtstaatlichen Finanzie-
rungssalden dürften daher im Prognosezeit-
raum weiter deutlich negativ bleiben. 

Für das Jahr 2024 erwartet das WIFO einen 
negativen Finanzierungssaldo von 3,7% des 

BIP. 2025 vergrößert sich das Defizit auf 4,0% 
(Übersicht 6, Abbildung 11). Ohne ein Ge-
gensteuern seitens der Finanzpolitik wird das 
Budgetdefizit auch in den Folgejahren bis 
2029 bei 3¾% des BIP liegen. Die Staats-
schuld dürfte von 82,4% des BIP (2025) bis 
2029 auf 86,6% zunehmen. 

Die Staatsausgabenquote wird nach einem 
deutlichen Anstieg von 52,7% (2023) auf 
54,5% des BIP (2024) bis 2029 weiter auf 
54,7% des BIP zulegen. Sie bleibt somit dau-
erhaft über dem Niveau der Staatseinnah-
men, die stabil etwa 50,7% des BIP betragen 
werden.  

 

Übersicht 6: Staat 
 Ø 2010/ 

2019 
Ø 2020/ 

2024 
Ø 2025/ 

2029 
2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 

 Veränderung in % p. a. 
Laufende Einnahmen  + 3,4  + 4,9  + 3,4  + 6,4  + 5,1  + 3,1  + 3,6  + 3,3  + 3,5  + 3,4 
Laufende Ausgaben  + 2,2  + 6,6  + 3,4  + 5,0  + 7,2  + 3,5  + 3,0  + 3,4  + 3,7  + 3,4 
Bruttoinlandsprodukt, nominell  + 3,3  + 4,4  + 3,3  + 5,6  + 3,7  + 3,1  + 3,5  + 3,4  + 3,4  + 3,2 
  

          
 

In % des BIP 
Finanzierungssaldo des Staates laut 
Maastricht-Definition  – 1,5  – 4,7  – 3,8  – 2,6  – 3,7  – 4,0  – 3,7  – 3,7  – 3,8  – 3,8 
Zyklisch bereinigter Budgetsaldo           

Methode der Europäischen Kommission1)  – 1,4  – 3,9  – 3,52)  – 2,5  – 2,9  – 3,3  – 3,2  – 3,5  – 3,8   – 
WIFO-Methode3)  – 1,5  – 4,0  – 3,5  – 2,5  – 2,8  – 3,1  – 3,2  – 3,4  – 3,7  – 3,8 

Struktureller Budgetsaldo           
Methode der Europäischen Kommission1)  – 1,1  – 3,9  – 3,42)  – 2,5  – 2,9  – 3,3  – 3,2  – 3,5  – 3,8   – 
WIFO-Methode3)  – 1,2  – 4,0  – 3,4  – 2,5  – 2,8  – 3,1  – 3,2  – 3,4  – 3,7  – 3,8 

Staatsschuld 81,1 80,5 84,4 78,6 80,1 82,4 83,4 84,4 85,4 86,6 

Q: Europäische Kommission, Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. – 1) WIFO-Schätzung auf Basis der WIFO-Prognose vom Oktober 2024, Parametrisie-
rung gemäß der Prognose der Europäischen Kommission vom Mai 2024. – 2) Ø 2025/2028. – 3) WIFO-Schätzung auf Basis der WIFO-Prognose vom Okto-
ber 2024 gemäß Produktionsfunktionsansatz der Europäischen Kommission, aber mit stärkerer Glättung des Trendoutputs und ohne Schließungsrestriktion 
für die Outputlücke. 

  
  

Abbildung 11: Einnahmen, Ausgaben und Finanzierungssaldo des Staates 
Laut Maastricht-Definition 

 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. 
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Das gesamtstaatliche 
Defizit liegt im Prognose-
zeitraum mit durch-
schnittlich 3¾% des no-
minellen BIP über den 
Vorgaben des Europäi-
schen Stabilitäts- und 
Wachstumspaktes. Die 
Staatsschuldenquote 
dürfte von 82½% (2025) 
bis 2029 auf 86½% des 
BIP steigen. 
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Auf allen gebietskörperschaftlichen Ebenen 
werden die Staatsausgaben in den kom-
menden Jahren durch verschiedene Investi-
tions- und Konjunkturstützungsprogramme 
getrieben, die in den letzten Jahren be-
schlossen wurden. Dazu zählen die Wohn-
raum- und Bauoffensive, Klimaschutzmaß-
nahmen, Nachholinvestitionen in die Lan-
desverteidigung sowie das kommunale In-
vestitionspaket. Hinzu kommt ein erhebli-
cher, aber noch schwer bezifferbarer Investi-
tionsbedarf des Bundes (einschließlich der 
ÖBB), der Länder und der Gemeinden zur 
Behebung der Hochwasserschäden vom 
September 2024. Die erforderlichen budge-
tären Aufwendungen für die Instandsetzung 
und Schadenskompensation sind kurzfristig 
nicht vollständig absehbar, werden jedoch 
voraussichtlich die gewährten Kohäsionsmit-
tel aus dem EU-Haushalt in Höhe von 
0,5 Mrd. € deutlich übersteigen und vor al-
lem die Budgets 2024/25 belasten. Die prog-
nostizierte Ausgabenentwicklung ab 2025 ist 
neben den genannten Investitionen auch 
auf das weiterhin dynamische Wachstum 
monetärer Sozialleistungen – insbesondere 
der Ausgaben für Pensionen und Pflege – zu-
rückzuführen, die 2025/2029 um durch-
schnittlich 4,4% pro Jahr steigen werden. Ihr 
Anteil am BIP nimmt dadurch von 18,5% 
(2023) auf 20,6% (2029) zu. Auch die Zinsaus-
gaben, die bis 2029 auf 1,9% des BIP an-
wachsen werden (2023: 1,2%), tragen zu 
den hohen Defiziten bei. Die gesamten 
Staatsausgaben steigen 2025/2029 um 3,4% 
p. a. 

Auf der Einnahmenseite zeigen sich die 
dämpfenden Wirkungen der ab 2023 einge-
führten Anpassung der Tarifgrenzen und Ab-
setzbeträge bei Lohn- und Einkommensteu-
ern an die Inflation (Ausgleich der kalten 
Progression). Die Einnahmen aus direkten 
Steuern (Einkommen- und Vermögensteu-
ern) werden 2025/2029 im Durchschnitt um 
3,4% p. a. und damit deutlich langsamer 
wachsen als im Zeitraum 2020/2024 (+4,7% 
p. a.). Das ist auch darauf zurückzuführen, 
dass die in den letzten Jahren außerge-
wöhnlich hohen Zuwächse der Körperschaft-
steuereinnahmen angesichts der verhalte-
nen Gewinnentwicklung deutlich abflauen 
werden. Bei moderateren Lohnabschlüssen 
wird sich auch die Einnahmendynamik bei 
den Sozialabgaben auf +3,4% p. a. 
(2025/2029) verringern. Die Prognose der in-
direkten Steuern (Produktions- und Importab-
gaben) fällt mit +3,7% p. a. (Ø 2025/2029) et-
was günstiger aus. Pro Jahr werden die 
Staatseinnahmen über den Prognosezeit-
raum 2025/2029 um durchschnittlich 3,4% 
wachsen. 

Der prognostizierte Budgetpfad stellt die öf-
fentliche Hand vor erhebliche Herausforde-
rungen, da er deutlich über den Vorgaben 
des Europäischen Stabilitäts- und Wachs-
tumspaktes liegt und die Einleitung eines De-
fizitverfahrens durch die Europäische Kom-

mission daher sehr wahrscheinlich ist. Nach 
Aufhebung der "allgemeinen Ausweichklau-
sel" ab 2024 werden die strukturellen Budget-
vorgaben erheblich verfehlt, was den bud-
getären Spielraum der kommenden Bundes-
regierung stark einschränken wird. Auch die 
subnationalen Gebietskörperschaften ste-
hen einem strukturell bedingten, hohen Aus-
gabendruck gegenüber. Die Verpflichtun-
gen der Länder und Gemeinden, um die im 
Finanzausgleich 2024/2028 akkordierten Ziele 
in den Bereichen Umwelt, Wohnen und Ele-
mentarbildung zu erreichen und den Her-
ausforderungen im Gesundheits- und Pflege-
wesen gerecht zu werden, führten offenbar 
bereits im laufenden Jahr zu einem be-
trächtlichen Ausgabenzuwachs. 

Angesichts der hohen Defizite und des prog-
nostizierten Anstiegs der Staatsschuld wird 
Österreich in den kommenden Jahren ge-
zwungen sein, verstärkt Konsolidierungsmaß-
nahmen zu ergreifen. Der Konsolidierungs-
druck betrifft nicht nur den Bund, sondern – 
trotz ihrer derzeit noch vergleichsweise güns-
tigen Verschuldungssituation – auch die Bun-
desländer und Gemeinden. Die Konsolidie-
rung des Staatshaushaltes ist insoweit eine 
gesamtstaatliche Aufgabe, für deren nach-
haltigen Erfolg das strategische Zusammen-
wirken aller Ebenen erforderlich ist. 

2.6 Mittelfristige Prognose des 
Treibhausgasausstoßes 

Im Herbst 2024 legt das WIFO erstmals eine 
mittelfristige Prognose der Treibhaus-
gasemissionen vor. Das methodische Vorge-
hen wurde im folgenden Kasten umrissen 
und in Sommer et al. (2024a, 2024b) näher 
beschrieben. 

Die Treibhausgasemissionen dürften 2024 
abermals deutlich zurückgegangen sein. Ur-
sächlich sind eine Reihe von Gründen, die 
allesamt emissionsmindernd wirken. Dazu 
zählen  

 die milde Witterung zu Jahresbeginn,  
 ein starker Rückgang des Einsatzes fossi-

ler Energieträger für die Raumwärmeer-
zeugung,  

 sehr günstige Bedingungen für die Strom-
produktion aus Wind- und Wasserkraft,  

 ein verstärkter Ausbau von Photovoltaik-
anlagen 2023/24,  

 die schwache Konjunktur in der Waren-
herstellung sowie 

 ein anhaltender Rückgang des Kraftstoff-
absatzes.  

Im Prognosezeitraum dürften die Emissionen 
zwar weiter, aber schwächer sinken als in 
den Jahren 2023/24. Einerseits wirken die be-
stehenden Trends – insbesondere der fortge-
setzte Heizungstausch und der vermehrte 
Einsatz von Elektrofahrzeugen – deutlich 
emissionsmindernd. Andererseits wird von ei-
ner Rückkehr zu durchschnittlichen Witter-

Der Treibhausgasausstoß 
wird im Prognosezeit-

raum zwar weiter, aber 
schwächer sinken als 

2023/24. 
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ungsbedingungen und einer leichten Kon-
junkturerholung ausgegangen. Zudem befin-
den sich die Verstromung von Gas und der 
Kraftstoffexport im Tank bereits auf historisch 
niedrigen Niveaus, weshalb sich der Rück-
gang verlangsamen dürfte.  

Insgesamt werden die Emissionen sinken, 
aber noch nicht deutlich genug, um den 
von der bisherigen Bundesregierung ange-

strebten Pfad der Klimaneutralität bis 2040 
einzuhalten. Im Jahr 2029 dürfte der Ausstoß 
um 39% über dem Zielpfad liegen (Abbil-
dung 12). Um ihm näher zu kommen, müss-
ten bis zum Ende des Prognosehorizontes in 
den vier zentralen Bereichen (Mobilität, 
Raum- und Prozesswärme, Landwirtschaft) 
stärkere Fortschritte erzielt werden als derzeit 
erwartet. 

  

Abbildung 12: Entwicklung der Treibhausgasemissionen bis 2029 und Zielpfad bis 2040 

 

Q: Umweltbundesamt bis 2023, WIFO-Prognose 2024 bis 2029. 

 
   

 
Prognose der Treibhausgasemissionen – eine kurze Methodenbeschreibung 
Zum Einsatz kommt das am WIFO entwickelte Modell ALICE (Austrian Laboratory to Investigate Carbon Emissions; siehe Som-
mer et al., 2021), das bereits seit 2020 für die Abschätzung von Treibhausgasemissionen und seit 2022 für die kurzfristige Treib-
hausgasprognose genutzt wird. ALICE ist ein strukturelles Modell, welches ein konsistentes Abbild von Wirtschaft, Energie und 
Emissionen darstellt1). Grundsätzlich werden die realisierten Zeitreihendaten zum Verbrauch und Aufkommen von Energie 
fortgeschrieben.  

Da Energie- und Emissionsdaten erst mit zweijähriger Verzögerung zur Verfügung stehen, erfolgt die Fortschreibung in zwei 
Schritten. Im ersten Schritt wird mittels zeitnaher Monatsdaten zum Absatz von Gas, Öl- und Kohleprodukten eine Nahzeit-
prognose (Nowcast) der Energienachfrage sowie der Emissionen des laufenden Jahres erstellt. Darauf baut im zweiten Schritt 
die Prognose der Emissionen bis 2029 auf. Sie berücksichtigt energierelevante Trends, die nach Wirtschaftszweigen disaggre-
gierte mittelfristige Konjunkturprognose und eine Reihe von Annahmen zu absehbaren Entwicklungen. Die berechneten Ver-
läufe zu Energieeinsatz und -aufkommen dienen zur Ableitung der Emissionen gemäß der Struktur der Nationalen Treibhaus-
gasinventur. Die Prognose erfolgt unter der zentralen Annahme, dass die Emissionsintensität der eingesetzten Energieträger 
und Prozesse unverändert bleibt. 
 _______________________  
1)  Dazu wird die WIFO-Konjunkturprognose mit Daten von Statistik Austria aus der Nutzenergieanalyse und der Gesamtenergiebilanz sowie Daten aus 
der Nationalen Treibhausgasinventur (https://unfccc.int/ghg-inventories-annex-i-parties/2023) zusammengeführt. 

 

3. Prognoserisiken 

Die größten Abwärtsrisiken bergen weiterhin 
der Nahost-Konflikt und der Ukraine-Krieg. 
Eine Ausweitung des Nahost-Konflikts auf die 
gesamte Region hätte über Lieferengpässe, 
höhere Transportkosten und eine deutliche 
Verteuerung von Rohöl negative Folgen für 
die Weltwirtschaft. Eine weitere Eskalation 
des Ukraine-Krieges könnte u. a. verstärkte 
Fluchtbewegungen, Liefereinschränkungen 
bei Erdgas und eine Ausweitung der EU-

Sanktionen auf russische Rohstoffe mit sich 
bringen.  

Eine Ausweitung protektionistischer Maßnah-
men in den bilateralen Handelskonflikten 
zwischen den USA, China und der EU hätte 
wegen der Verzahnung der Wertschöp-
fungsketten negative Folgen für die ge-
samte Weltwirtschaft.  
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Der Ukraine-Krieg und 
der Nahost-Konflikt ber-
gen weiterhin die be-
deutendsten Abwärtsrisi-
ken.  
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China ringt weiterhin mit einer hohen Über-
schuldung von Unternehmen der Immobili-
enbranche und der Bauwirtschaft10). Dies 
birgt nicht nur Risiken für die chinesische 
Konjunktur, sondern durch internationale 
Verflechtungen auch für die globalen Fi-
nanzmärkte. 

Eine Okkupation Taiwans durch China hätte 
neben geostrategischen und sicherheitspoli-
tischen auch drastische wirtschaftliche Fol-
gen, vor allem für die Industrieländer (z. B. 
hinsichtlich der Verfügbarkeit von High-End-
Computerchips).  

Ein Eintreten der erwähnten Abwärtsrisiken 
würde dazu führen, dass sich die österreichi-

schen Ausfuhren schwächer entwickeln als 
in der Prognose unterstellt. Das Wirtschafts-
wachstum, die Beschäftigungs- und die Ein-
kommensentwicklung würden in diesem Fall 
ebenso gedämpft wie das Abgabenauf-
kommen, während die Staatsausgaben ten-
denziell höher ausfallen würden als ange-
nommen.  

Aufgrund der "No-Policy-Change"-Annahme 
wurden in der vorliegenden Prognose keine 
Hypothesen zu zusätzlichen Maßnahmen 
oder Reformen formuliert, etwa in den Berei-
chen Pflege, Pensionen, Integration, Bildung, 
Finanzausgleich oder Klimaschutz.  
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Deutlicher Anstieg der relativen Lohnstückkosten 
im Jahr 2023 
Benjamin Bittschi, Birgit Meyer 

 Der Beitrag untersucht die Entwicklung der lohnbezogenen Wettbewerbsfähigkeit anhand der 
Lohnstückkostenentwicklung in Österreich im Vergleich zu den wichtigsten Handelspartnern. 

 Die relative Lohnstückkostenentwicklung ist ein zusammenfassendes Maß von Veränderungen der 
Arbeitskosten, der Produktivität und des Wechselkurses. 

 Österreichs nominell-effektiver Wechselkurs mit den wichtigsten Handelspartnern stieg im Jahr 2023 um 
0,6%. 

 Die Lohnstückkosten in der österreichischen Warenherstellung erhöhten sich 2023 um 9,7%. Die relativen 
Lohnstückkosten verschlechterten sich damit sowohl gegenüber dem gewichteten Durchschnitt aller 
Handelspartner (+3,3 Prozentpunkte) als auch gegenüber den EU-Handelspartnern (+1,9 Prozent-
punkte). 

 In den letzten zehn Jahren wuchsen die Lohnstückkosten in der Herstellung von Waren um 
0,4 Prozentpunkte p. a. langsamer als im Durchschnitt aller Handelspartner, aber um 0,2 bzw. 
0,5 Prozentpunkte schneller als in Deutschland bzw. in Westeuropa. 

 

 
Entwicklung der relativen Lohn- und Lohnstückkosten in der 
Herstellung von Waren 
In €, 2015 = 100 

 

Relativ zu den Handelspartnern stiegen die Lohnstückkosten in der österreichischen 
Warenherstellung 2023 deutlich an (Q: Statistik Austria, Eurostat, AMECO, nationale 
statistische Ämter, WIFO-Berechnungen. Handelspartner: EU-Handelspartner (ohne 
Malta), Norwegen, Vereinigtes Königreich, USA, Kanada und Japan). 

 

"Österreich weist im Durchschnitt 
der letzten fünf Jahre verglichen mit 
ähnlichen Volkswirtschaften die 
ungünstigste Entwicklung der 
Lohnstückkosten auf." 
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Deutlicher Anstieg der relativen Lohnstückkosten im Jahr 2023 
Benjamin Bittschi, Birgit Meyer 

 
Deutlicher Anstieg der relativen Lohnstückkosten im 
Jahr 2023 
Im Jahr 2023 stiegen die Lohnstückkosten in der österreichi-
schen Herstellung von Waren um 9,7% gegenüber dem 
Vorjahr. Dies impliziert eine deutliche Verschlechterung der 
relativen Lohnstückkosten, sowohl gegenüber dem ge-
wichteten Durchschnitt aller Handelspartner (+3,3 Prozent-
punkte) als auch gegenüber den EU-Handelspartnern 
(+1,9 Prozentpunkte). Auch verglichen mit dem wichtigsten 
Handelspartner Deutschland verschlechterten sich die re-
lativen Lohnstückkosten (+4,6 Prozentpunkte). Lediglich ge-
genüber den osteuropäischen Handelspartnern war eine 
Verbesserung zu verzeichnen. Beeinflusst wird die Entwick-
lung gegenüber dem gewichteten Durchschnitt der Han-
delspartner vor allem durch eine schwächere Produktivi-
tätsentwicklung in Kombination mit einer ungünstigen Ent-
wicklung der Wechselkurse. Gegenüber Deutschland und 
den westeuropäischen Ländern resultiert die Verschlechte-
rung hingegen vorrangig aus der dynamischeren Entwick-
lung der Arbeitskosten. In den letzten zehn Jahren wuchsen 
Österreichs Lohnstückkosten in der Herstellung von Waren 
um 0,4 Prozentpunkte p. a. langsamer als im Durchschnitt 
aller Handelspartner, aber um 0,2 bzw. 0,5 Prozentpunkte 
schneller als in Deutschland bzw. in Westeuropa. Aufgrund 
der staatlichen Hilfsmaßnahmen im Zuge der COVID-19-
Pandemie bzw. zur Abfederung der hohen Inflation sind 
die Ergebnisse nach wie vor mit Vorsicht zu interpretieren. 

 Significant Increase in Relative Unit Labour Costs in 2023 
In 2023, unit labour costs in the Austrian production of 
goods rose by 9.7 percent compared to the previous year. 
This is a significant deterioration in relative unit labour costs, 
both compared to the weighted average of all trading 
partners (+3.3 percentage points) and compared to EU 
trading partners (+1.9 percentage points). Relative unit la-
bour costs also deteriorated compared to the most im-
portant trading partner, Germany (+4.6 percentage 
points). Unit labour costs only improved compared to the 
Eastern European trading partners. This development com-
pared to the weighted average of trading partners is pri-
marily due to a poorer productivity trend in combination 
with an unfavourable exchange rate development. Com-
pared to Germany and the Western European countries, 
on the other hand, the dynamic development of labour 
costs is the main determinant of the poorer unit labour cost 
development. Over the last ten years, Austrian unit labour 
costs in the production of goods have grown 0.4 percent-
age points p.a. slower than the average for all trading 
partners, but 0.2 and 0.5 percentage points faster than in 
Germany and Western Europe respectively. Due to the 
government aid measures in the wake of the COVID-19 
pandemic and the cushioning of high inflation, the data 
should still be interpreted with caution. 
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1. Die relativen Lohnstückkosten bilden die Entwicklung der preislichen 
Wettbewerbsfähigkeit Österreichs im Warenhandel ab 

Für die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
von Volkswirtschaften spielt die Interaktion 
von Produktionskosten, Produktivität und 
Wechselkursen eine wichtige Rolle. Die Ent-
wicklung der preislichen Wettbewerbsfähig-
keit österreichischer Waren kann mit Hilfe der 
Veränderung der relativen Lohnstückkosten 
über die Zeit abgebildet werden. Bei den re-
lativen Lohnstückkosten handelt es sich um 
einen Index, in welchem Veränderungen 
der Arbeitskosten, der Produktivität und des 
Wechselkurses in einem Indikator zusam-
mengefasst und mit den um Wechselkursver-
änderungen bereinigten Lohnstückkosten 
(d. h. den Arbeitskosten je produzierte Ein-
heit) der wichtigsten Handelspartner vergli-
chen werden. 

Die Lohnstückkosten sind jedoch nur ein par-
tielles Maß der internationalen Wettbewerbs-
fähigkeit eines Sektors oder gar einer ge-
samten Volkswirtschaft, da sie nur die preisli-
che bzw., genauer genommen, die lohnbe-
zogene Dimension der Wettbewerbsfähig-
keit abbilden. Wie einige ökonometrische 
Untersuchungen (z. B. Carlin et al., 2001; 
Köhler-Töglhofer et al., 2017) zeigen, trägt 
die Veränderung der relativen Lohnstückkos-
ten mittelfristig erheblich zur Erklärung von 
Handelsströmen und Verschiebungen der 
Marktanteile zwischen Handelspartnern bei. 
Andere Untersuchungen betonen allerdings 
die Bedeutung weiterer Faktoren, z. B. der 
Technologie und der Organisationsstruktu-
ren, für die Entwicklung der Exporte und 



WIFO  ■  Monatsberichte 10/2024, S. 571-585 Lohnstückkostenentwicklung 573 
 

Marktanteile, während sie Veränderungen 
der Lohnstückkosten nur eine begrenzte Er-
klärungskraft zuschreiben (Dosi et al., 2015). 

Beim vorliegenden Beitrag handelt es sich 
um das jährlich erscheinende Update der 
Analyse der Lohnstückkostenentwicklung. 
Untersucht wird der Zeitraum von 1995 bis 
einschließlich 2023. Damit werden sowohl 
die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie 
als auch jene der Energie- und Inflationskrise 
auf die Entwicklung der Lohnstückkosten Ös-
terreichs relativ zu den wichtigsten Handels-
partnern erfasst. Die Ergebnisse für die Kri-
senjahre 2020 bis 2023 sind allerdings sowohl 
im Zeitvergleich als auch im Vergleich mit 
den wichtigsten Partnerländern mit Vorsicht 
zu interpretieren. Dies ist auf länderspezifi-
sche Unterschiede in der Ausgestaltung, Um-
setzung und zeitlichen Verbuchung der 
staatlichen Krisenmaßnahmen zurückzufüh-
ren. 

Die Auswahl der Vergleichsländer ist durch 
die Verfügbarkeit von längeren Zeitreihen zu 
den Lohnstückkosten bzw. ihren einzelnen 

Komponenten eingeschränkt. Die Untersu-
chung beschränkt sich deshalb auf die EU-
Mitgliedsländer (mit Ausnahme von Malta) 
sowie Norwegen, die USA, das Vereinigte 
Königreich, Japan und Kanada. Diese 
30 Länder decken rund zwei Drittel der öster-
reichischen Importe und Exporte ab.  

Mit der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung (VGR) für das Jahr 2023, die im Sep-
tember 2024 veröffentlicht wurde, wurden 
auch die Daten für die Jahre 1995 bis 2022 
revidiert. Zudem wurde die Berechnung der 
Gewichte für die relativen Lohnstückkosten 
aktualisiert, um die Handelsverflechtungen 
möglichst zutreffend und aktuell abzubilden. 
Die Revision und die Anpassung der Ge-
wichtsberechnung hatten eine Korrektur ein-
zelner Werte zur Folge, die Tendenz der 
Lohnstückkostenentwicklung blieb jedoch 
unverändert. Gegenüber der Analyse des 
Vorjahres (Bittschi & Meyer, 2023) zeigen die 
revidierten Daten eine etwas ungünstigere 
Entwicklung der relativen Lohnstückkosten in 
der österreichischen Industrie im Jahr 2022.  

2. Der nominell-effektive Wechselkurs stieg 2023 um 0,6% 

Ausgangspunkt für die Betrachtung der 
preislichen Wettbewerbsfähigkeit und somit 
der relativen Lohnstückkostenposition ist der 
nominell-effektive Wechselkurs. Dieser ver-
gleicht den Wert der nationalen Währung 
mit einem Währungskorb, der anhand eines 
Gewichtungsschemas die Bedeutung der 
einzelnen Handelspartner widerspiegelt1). 
Durch das Deflationieren des nominell-effek-
tiven Wechselkurses mit den Lohnstück-

kosten kann die Lohnstückkostenposition der 
inländischen Sachgütererzeugung bestimmt 
werden. Die Lohnstückkostenposition bildet 
somit den realen Außenwert der nationalen 
Währung im internationalen Wettbewerb ab 
und entspricht einem real-effektiven Wech-
selkurs dieser Währung (siehe Kasten "Be-
rechnungsmethode und Datenbasis für den 
Lohnstückkostenvergleich").  

 

Abbildung 1: Entwicklung des nominell-effektiven Wechselkursindex für Industriewaren 

 

Q: WIFO-Berechnungen. Gewichteter Durchschnitt der Ländergruppe laut Lohnstückkostenberechnung. 

 

 
1)  Da im verwendeten Gewichtungsschema des 
Währungskorbes etwas mehr als 70% auf Euro-Länder 
entfallen, spielen Wechselkursveränderungen in der 

Berechnung des nominell-effektiven Wechselkurses 
nur eine untergeordnete Rolle für die österreichische 
Exportwirtschaft.  
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Im Jahr 2023 war aus österreichischer Sicht 
eine leichte Aufwertung des nominell-effekti-
ven Wechselkurses für Industriewaren zu ver-
zeichnen (+0,6%)2). Sie war das Ergebnis ei-
ner Kombination aus Auf- und Abwertungen 
des Euro gegenüber den Landeswährungen 
der unterschiedlichen Handelspartner (Ab-
bildung 1). So wertete der Euro gegenüber 
der Norwegischen Krone (+13,10%), dem Ja-
panischen Yen (+10,10%), der Schwedischen 
Krone (+7,95%), dem Kanadischen Dollar 
(+6,51%), dem Dollar (+2,63%), dem Briti-
schen Pfund (+2,03%), dem Rumänischem 
Lei (+0,30%) und der Dänischen Krone 
(+0,15%) auf, was die österreichischen Ex-
porte in diese Länder verteuerte. Diesen teils 

starken Aufwärtsentwicklungen standen Ab-
wertungsbewegungen zu anderen Währun-
gen gegenüber. So verlor der Euro relativ 
zum Polnischen Zloty (3,04%), zum Schwei-
zer Franken (3,33%) und zum Ungarischen 
Forint (2,35%) an Wert. 

Langfristig ist der nominell-effektive 
Wechselkursindex seit 2004 weitgehend 
stabil und schwankt nur geringfügig3). Seit 
2015 ist eine leichte Aufwärtstendenz er-
kennbar (2023 +2,3% gegenüber 2015), die 
2019 und 2022 etwas gebremst wurde. 

   

 
Berechnungsmethode und Datenbasis für den Lohnstückkostenvergleich 
Die Lohnstückkosten in Landeswährung (LSK) einer Branche, eines Sektors oder der Gesamtwirtschaft sind durch das Verhält-
nis der nominellen Lohnsumme (LS) zur realen Bruttowertschöpfung (BWS) definiert: 

LSK = LS

BWS
 .  

Dividiert man sowohl Lohnsumme als auch Bruttowertschöpfung durch ein Maß des Arbeitseinsatzes, so ergeben sich die 
beiden Komponenten der Lohnstückkosten: Arbeitskosten je Arbeitseinheit und Arbeitsproduktivität.  

Eine Veränderung des Anteils der Selbständigen an den Erwerbstätigen kann durch die Darstellung der Lohnstückkosten als 
Quotient von Arbeitskosten je unselbständige Arbeitskraft (AN) und Bruttowertschöpfung gemessen an den Erwerbstätigen 
(EWT) berücksichtigt werden: 

LSK =
LS
AN

BWS
EWT

 . 

Das WIFO berechnet die Lohnstückkosten anhand dieser Formeln und mit Daten, die nach dem Erhebungskonzept der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung ermittelt werden. Zur Ermittlung der Lohnstückkosten in der österreichischen Herstel-
lung von Waren wird anstelle des Personenkonzeptes (Beschäftigte und Erwerbstätige) die Zahl der Beschäftigungs- bzw. 
Erwerbstätigenverhältnisse verwendet. 

Für internationale Vergleiche müssen die Lohnstückkosten in einer gemeinsamen Währung ausgedrückt werden, weil Wech-
selkursverschiebungen die Kostenposition eines Landes ebenso verändern können wie die Lohnstückkostenentwicklung. Die 
relative Lohnstückkostenposition eines Landes ergibt sich so als Quotient der Lohnstückkosten beider Handelspartner, ge-
messen in einheitlicher Währung. Für einen Vergleich mit mehreren Ländern muss ein Gewichtungsschema herangezogen 
werden, da die einzelnen Märkte im Außenhandel meist unterschiedliche Bedeutung haben. Unabhängig vom methodi-
schen Ansatz basiert ein solches Gewichtungsschema auf Daten der Außenhandelsstatistik und bildet somit die Außenhan-
delsverflechtung einer Volkswirtschaft ab. 

Das WIFO stützt sich auf eine harmonisierte Methode, die auch die Zentralbanken des Euro-Raumes zur Messung der interna-
tionalen Wettbewerbsfähigkeit nutzen. Das Gewichtungsschema besteht aus einfachen (bilateralen) Importgewichten und 
doppelten (multilateralen) Exportgewichten für Industriewaren (SITC 5 bis 8; zur Methode siehe im Detail Turner & Dack, 1993). 
Durch die doppelte Exportgewichtung wird neben dem Wettbewerb mit den Handelspartnern auf den jeweils heimischen 
Märkten auch jener auf allen anderen Exportmärkten berücksichtigt. Die doppelten Exportgewichte werden seit 2022 basie-
rend auf den "Trade in Value Added"-Informationen der OECD für jedes Jahr separat ermittelt und angewandt. Für die Jahre 
2021 bis 2023 wurde aufgrund fehlender Daten der Durchschnitt der Jahre 2018/2020 fortgeschrieben. Die Umstellung des 
Gewichtungsschemas auf jährliche, variable Gewichte erlaubt es, Marktanteilsverschiebungen sowie Veränderungen des 
Wettbewerbs mit Drittländern auf ausländischen Märkten zu berücksichtigen. Die Neuberechnung der Gewichte gewährleis-
tet somit eine möglichst korrekte und aktuelle Abbildung der länderspezifischen Handelsverflechtungen. 

Die internationalen Daten zu Bruttoentgelten, Produktivität und Lohnstückkosten der Herstellung von Waren und der Gesamt-
wirtschaft entstammen vorwiegend der Eurostat-Datenbank. Nur wenn diese keine aktuellen Werte enthielt, wurde auf Zah-
len aus der AMECO-Datenbank und auf nationale Statistiken der jeweiligen Länder zurückgegriffen (das betrifft die USA, Ka-
nada, Japan und das Vereinigte Königreich).  

 

 
2)  Ein Rückgang des nominell-effektiven Wechselkur-
ses entspricht einer Abwertung der Referenzwährung 
(Euro bzw. vor 1999 Schilling), ein Anstieg einer Auf-
wertung. 

3)  Die Schwankungsbreite wäre größer, wenn mehr 
Nicht-Euro-Länder in die Betrachtung einbezogen 
werden könnten, als das hier aufgrund der Datenver-
fügbarkeit möglich ist. 

Trotz einer leichten Auf-
wertung im Jahr 2023 
blieb der nominell-ef-
fektive Wechselkurs in 
der jüngeren Vergan-
genheit weitgehend 
stabil. 
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Zur Länderauswahl 
Das Aggregat "EU-Handelspartner" umfasst alle EU-Handelspartner Österreichs ohne Malta, das Aggregat "alle Handels-
partner" zusätzlich das Vereinigte Königreich, Norwegen, die USA, Kanada und Japan. Um den heterogenen Dynamiken 
innerhalb der EU Rechnung zu tragen, wurden mit den "EU-Mitgliedsländern vor 2004" und den "neuen EU-Mitgliedsländern 
(Beitritt ab 2004)" zwei weitere Ländergruppen unterschieden. Malta und das Vereinigte Königreich sind auch darin nicht 
enthalten.  

 

3. Inflationsdruck dämpfte die dynamische Entwicklung von Arbeitskosten 
und Produktivität in Österreich 

Die Entwicklung der Arbeitskosten in der Her-
stellung von Waren wird auf Basis der Brutto-
entgelte je unselbständige Arbeitskraft in 
Landeswährung beurteilt (Übersicht 1). Diese 
Kennzahl aus der VGR erfasst die Lohn- und 
Gehaltssumme einschließlich Sozialabgaben 
der Arbeitgeber pro Kopf. Durch die COVID-
19-Hilfen und Stützungsmaßnahmen im Rah-
men der Inflationsbekämpfung verschob 
sich die Finanzierung der Arbeitnehmerent-
gelte ab 2020 teilweise von den Unterneh-
men hin zur öffentlichen Hand. Da diese Um-
stände in der VGR nicht immer abgebildet 
werden, geben die Daten zu den Arbeitskos-
ten für die Jahre 2020 bis 2023 nur einge-
schränkt Aufschluss über den tatsächlichen 
Aufwand der Unternehmen. Sie sind daher 
als Determinante der preislichen Wettbe-
werbsfähigkeit mit Vorsicht zu interpretieren. 
Dies gilt – wie bereits in den Vorjahren – in 
ähnlicher Weise auch für die Vergleichslän-
der. Zudem wurden in den Vergleichslän-
dern unterschiedliche Stützungsmaßnahmen 
ergriffen, was den Vergleich der Arbeitskos-
ten sowohl zwischen den Ländern als auch 
innerhalb einzelner Länder über die Zeit er-
schwert. 

Nominell stiegen die Bruttoentgelte pro Kopf 
in der österreichischen Warenherstellung 
2023 um 6,5% im Vergleich zum Vorjahr. Da-
mit legten die Arbeitskosten in Österreich 
stärker zu als 2022 (+3,9%). Aufgrund einer 
deutlichen Revision der VGR-Daten ist das in 
Übersicht 1 ausgewiesene Wachstum der Ar-
beitskosten pro Kopf für 2022 wesentlich 
niedriger als im Vorjahresbeitrag errechnet 
(+3,9% gegenüber +5,1% laut Bittschi & 
Meyer, 2023). Im Jahr 2023 stiegen die Ar-
beitskosten pro Kopf bei den wichtigsten 
Handelspartnern etwas kräftiger als in Öster-
reich. Im gewichteten Durchschnitt aller 
Handelspartner betrug der Anstieg der Ar-
beitskosten je Beschäftigten in der Herstel-
lung von Waren 7,0% (EU-Handelspartner 
+7,6%). In Deutschland legten die Arbeitskos-
ten dagegen um 0,8 Prozentpunkte schwä-
cher zu als in Österreich.  

Längerfristig entwickelten sich die Arbeits-
kosten pro Kopf in Österreich laut den aktu-
ellen Daten etwas weniger dynamisch als im 
gewichteten Durchschnitt der Handels-
partner. In den vergangenen zehn Jahren 

stiegen sie in Österreich um 2,7% p. a., im 
gewichteten Durchschnitt aller Handels-
partner um 3,4% p. a. und im gewichteten 
Durchschnitt der EU-Handelspartner um 3,6% 
pro Jahr. Diese Gegenüberstellung (Über-
sicht 1) beruht jedoch auf Zahlen in Landes-
währung und berücksichtigt noch keine 
Wechselkursschwankungen. 

In einheitlicher Währung, also unter Berück-
sichtigung von Wechselkursschwankungen, 
verteuerte sich die Arbeitsleistung in Öster-
reich relativ zu den Vergleichsländern vor al-
lem im Krisenjahr 2009 und dann erneut zwi-
schen 2011 und 2014 (Abbildung 2). Ab 2015 
gingen die relativen Arbeitskosten in Öster-
reich wieder zurück und schwankten in den 
folgenden Jahren nur geringfügig. In den Kri-
senjahren ab 2020 (COVID-19-Pandemie, In-
flationskrise) waren die Arbeitskosten in Ös-
terreich relativ zum gewichteten Durch-
schnitt aller Handelspartner ebenfalls rück-
läufig. 2023 war das Niveau der Arbeitskos-
ten relativ zu allen Handelspartnern ver-
gleichbar mit jenem der 2000er-Jahre. Ähnli-
ches gilt auch für das Niveau der Arbeitskos-
ten relativ zu den EU-Handelspartnern.  

Der gewichtete Durchschnitt aller Handels-
partner ergibt sich aus teils sehr unterschied-
lichen Arbeitskostenverläufen in den einzel-
nen Ländern bzw. Ländergruppen. Durch 
die Aufwertung des Euro gegenüber dem 
Dollar, dem Kanadischen Dollar, dem Japa-
nischen Yen und der Norwegischen Krone 
stiegen 2023 die Arbeitskosten in Euro in den 
USA (+1,2%), Kanada (3,8%), Japan (6,3%) 
und Norwegen (5,5%) im Vergleich zu Ös-
terreich und den anderen Euro-Ländern 
deutlich schwächer bzw. sanken. Aufgrund 
dieser Wechselkursdynamik erhöhten sich 
die Arbeitskosten pro Kopf in der Herstellung 
von Waren im gewichteten Durchschnitt al-
ler Handelspartner und in Euro um 0,7 Pro-
zentpunkte schwächer als in nationaler 
Währung. Somit stiegen die Arbeitskosten 
pro Kopf in Österreich in nationaler Währung 
gemessen zwar um 0,5 Prozentpunkte lang-
samer als im gewichteten Durchschnitt aller 
Handelspartner, berücksichtigt man jedoch 
die Wechselkursschwankungen, so ergibt 
sich für Österreich ein ähnliches Wachstum 
der Arbeitskosten pro Kopf.  
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Übersicht 1: Entwicklung der Arbeitskosten pro Kopf (Beschäftigte) in der Herstellung 
von Waren 
In Landeswährung 

 Ø 2013/ 
2018 

Ø 2018/ 
2023 

Ø 2013/ 
2023 

2021 2022 2023 

 Veränderung in % p. a. Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Österreich  + 2,2  + 3,2  + 2,7  + 3,3  + 3,9  + 6,5 
        
Belgien  + 1,5  + 3,6  + 2,5  + 5,4  + 5,9  + 7,1 
Dänemark  + 2,0  + 3,1  + 2,5  + 3,0  + 3,1  + 4,9 
Deutschland  + 2,7  + 2,6  + 2,7  + 3,6  + 3,7  + 5,6 
Irland  + 4,5  + 3,8  + 4,2  + 1,8  + 5,6  + 9,0 
Griechenland  – 1,1  + 2,1  + 0,5  + 3,1  + 3,5  + 3,8 
Spanien  + 0,2  + 3,2  + 1,7  + 5,2  + 3,8  + 4,8 
Frankreich  + 2,1  + 1,0  + 1,5  + 6,5  + 3,9  + 4,9 
Italien  + 1,9  + 2,3  + 2,1  + 10,7  + 3,3  + 3,3 
Luxemburg  + 1,3  + 3,1  + 2,2  + 5,9  + 4,0  + 6,8 
Niederlande  + 2,0  + 3,4  + 2,7  + 2,9  + 2,9  + 5,5 
Portugal  + 2,1  + 5,7  + 3,9  + 6,5  + 7,4  + 8,0 
Finnland  + 1,0  + 2,9  + 1,9  + 7,0  + 3,4  + 4,0 
Schweden  + 2,7  + 2,5  + 2,6  + 6,6  – 1,5  + 3,8 
        
Bulgarien  + 8,9  + 12,4  + 10,6  + 10,0  + 12,9  + 23,9 
Tschechien  + 5,6  + 6,1  + 5,8  + 6,8  + 8,1  + 7,8 
Estland  + 5,9  + 7,9  + 6,9  + 11,4  + 6,4  + 12,0 
Kroatien  + 1,2  + 4,7  + 3,0  + 3,5  + 12,1  + 11,7 
Zypern  + 2,3  + 2,8  + 2,5  + 5,1  + 0,3  + 7,0 
Lettland  + 8,7  + 8,6  + 8,6  + 5,7  + 14,4  + 12,1 
Litauen  + 7,5  + 8,4  + 7,9  + 8,5  + 15,9  + 4,2 
Ungarn  + 5,6  + 9,9  + 7,7  + 8,5  + 13,0  + 17,5 
Polen  + 4,3  + 10,7  + 7,5  + 10,7  + 9,1  + 16,0 
Rumänien  + 8,9  + 9,9  + 9,4  + 7,4  + 12,7  + 16,8 
Slowenien  + 3,2  + 6,1  + 4,6  + 7,2  + 7,1  + 9,2 
Slowakei  + 5,4  + 5,9  + 5,7  + 7,6  + 6,8  + 9,3 
        
Vereinigtes Königreich  + 1,3  + 4,6  + 3,0  + 4,7  + 6,7  + 8,7 
Norwegen  + 2,2  + 3,8  + 3,0  + 4,3  + 3,8  + 6,9 
USA  + 2,3  + 3,4  + 2,8  + 4,0  + 3,2  + 3,9 
Japan  + 1,6  + 1,3  + 1,4  + 2,3  + 2,2  + 3,2 
Kanada  + 1,7  + 4,0  + 2,9  – 0,9  + 9,5  + 2,4 
        
Alle Handelspartner1)5)  + 2,8  + 4,0  + 3,4  + 5,4  + 5,1  + 7,0 
EU-Handelspartner2)5)  + 3,0  + 4,2  + 3,6  + 5,9  + 5,3  + 7,6 

EU-Mitgliedsländer vor 20043)5)  + 2,3  + 2,6  + 2,4  + 5,1  + 3,6  + 5,2 
"Neue" EU-Mitgliedsländer 
(Beitritt ab 2004)4)5)  + 5,4  + 8,7  + 7,0  + 8,1  + 10,1  + 13,8 

        
 Wachstumsdifferenz in 

Prozentpunkten p. a. 
Wachstumsdifferenz in Prozentpunkten 

Österreich       
Alle Handelspartner1)5) = 100  – 0,5  – 0,8  – 0,7  – 2,0  – 1,2  – 0,5 
EU-Handelspartner2)5) = 100  – 0,7  – 1,0  – 0,9  – 2,4  – 1,4  – 1,0 

EU-Mitgliedsländer vor 
20043)5)  – 0,1  + 0,6  + 0,3  – 1,7  + 0,2  + 1,2 
"Neue" EU-Mitgliedsländer 
(Beitritt ab 2004)4)5)  – 3,0  – 5,1  – 4,1  – 4,5  – 5,6  – 6,5 

Deutschland = 100  – 0,4  + 0,5  + 0,0  – 0,2  + 0,1  + 0,8 

Q: Statistik Austria, Eurostat, AMECO, nationale statistische Ämter, WIFO-Berechnungen. Japan: aufgrund fehlen-
der Daten wurde für 2023 die Veränderungsrate der Gesamtwirtschaft angeführt. – 1) EU-Handelspartner (ohne 
Malta), Norwegen, Vereinigtes Königreich, USA, Kanada und Japan. – 2) Ohne Malta, Vereinigtes Königreich. – 
3) Ohne Vereinigtes Königreich. – 4) Bulgarien, Tschechien, Estland, Kroatien, Zypern, Lettland, Litauen, Ungarn, 
Polen, Rumänien, Slowenien, Slowakei. – 5) Gewichteter Durchschnitt der Handelspartner gemäß WIFO-
Berechnungen der einfachen Importgewichtung und doppelten Exportgewichtung für Industriewaren. 
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Als wichtigster Handelspartner spielt 
Deutschland für den internationalen Ver-
gleich der Arbeitskosten pro Kopf eine be-
sondere Rolle. In den 2000er-Jahren und bis 
zur Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise 2009 
stiegen die Arbeitskosten pro Kopf in der 
deutschen Warenherstellung sehr mäßig. In 
dieser Periode erhöhten sich daher die Ar-
beitskosten in Österreich deutlich stärker als 
in Deutschland (Abbildung 2). Dieses Muster 
änderte sich nach Ausbruch der Krise 2009. 
Zwischen 2010 und 2019 war keine eindeu-
tige Verschiebung der Kostenrelation zwi-
schen den beiden Ländern festzustellen. Für 
die Jahre seit der COVID-19-Krise 2020 zei-
gen die Daten jedoch eine kräftigere Zu-
nahme der Bruttoentgelte pro Kopf in Öster-
reich als in Deutschland bei gleichzeitig stär-
kerer Arbeitskostendynamik.  

Dies gilt auch bei Betrachtung des gewich-
teten Durchschnitts der Handelspartner, die 
bereits vor 2004 der EU angehörten. Im Jahr 
2023 stiegen die Arbeitskosten pro Kopf im 
gewichteten Durchschnitt dieser 13 Länder 
um 5,3% und somit um 1,2 Prozentpunkte 
schwächer als in Österreich. Auch über die 
letzten zehn Jahre (2013/2023) legen die Ar-
beitskosten pro Kopf in Österreich um durch-
schnittlich 0,3 Prozentpunkte pro Jahr ra-
scher zu als in vergleichbaren westlichen EU-
Ländern. 

In den letzten fünf Jahren (2018/2023) ver-
zeichneten die meisten EU-Länder eine zu-
nehmende Kostendynamik. Dies war insbe-
sondere in Osteuropa zu beobachten. Dort 
vollzieht sich seit den 1990er-Jahren in Hin-
blick auf die Arbeitskosten ein Aufholprozess 
gegenüber den westeuropäischen Hoch-
lohnländern. Nach dem Ausbruch der Fi-
nanzmarkt- und Wirtschaftskrise kam dieser 
Prozess zwar in einigen Ländern ins Stocken, 
etwa in Polen oder Ungarn. In den folgen-
den Jahren und vor allem zuletzt wurden al-
lerdings wieder Steigerungsraten deutlich 
über dem EU-Durchschnitt verzeichnet, die 
auf eine Fortsetzung des Aufholprozesseses 
hindeuten. Für das Jahr 2023 zeigt sich ein 
kräftiger Anstieg der Arbeitskosten pro Kopf 
(in Landeswährung), insbesondere in Bulga-
rien (+23,9%), Ungarn (+17,5%) und Rumä-
nien (+16,8%), wo ein dynamisches Lohn-
wachstum mit hohem Inflationsausgleich so-
wie eine Anhebung des Mindestlohns die 
Bruttoentgelte pro Kopf stark steigen ließen. 
Im gewichteten Aggregat der "neuen" EU-
Handelspartner (Beitritt ab 2004) erhöhten 
sich die Arbeitskosten pro Kopf 2023 um 
13,8% im Vergleich zum Vorjahr.  

Neben den Arbeitskosten je Beschäftigten ist 
die Produktivität die zweite wichtige Kompo-
nente zur Berechnung der relativen Lohn-
stückkosten. Diese wird als reale Brutto-

wertschöpfung pro Kopf (Erwerbstätige) ge-
messen. Übersicht 2 stellt die Entwicklung der 
Produktivität je Erwerbstätigen in der Herstel-
lung von Waren im internationalen Vergleich 
in nationaler Währung dar.  

Infolge der COVID-19-Pandemie sank die 
Produktivität pro Kopf in der österreichischen 
Warenherstellung 2020 um 6,8%. Allerdings 
wurde dieser Rückgang 2021 mehr als aus-
geglichen (+10,2%). Im Jahr 2022 legte die 
Pro-Kopf-Produktivität laut den im Septem-
ber 2023 veröffentlichten VGR-Daten trotz 
Energie- und Inflationskrise neuerlich zu 
(+4,3%). 2023 folgte jedoch ein Rückgang 
um 2,9%. Damit entwickelte sich die Pro-
Kopf-Produktivität in Österreich deutlich 
schwächer als im gewichteten Durchschnitt 
aller Handelspartner (+0,2%).  

Der anhaltende Inflationsdruck bremste 
nicht nur in Österreich, sondern auch in vie-
len Partnerländern die Erholung nach der 
COVID-19-Krise. In Deutschland, wo die Pro-
Kopf-Produktivität im Jahr 2021 um 10,3% an-
gestiegen war, folgte 2022 und 2023 ein zag-
haftes Wachstum von 0,4% bzw. 0,7%. Ne-
ben Deutschland erlebten auch viele an-
dere wichtige Handelspartner nach dem 
starken Produktivitätswachstum des Jahres 
2021 eine Flaute. 2022 erlaubten der Inflati-
onsdruck und die Energiekrise zumeist – 
wenn überhaupt – nur gedämpfte Zu-
wächse. Nur Irland (+15,6%) konnte 2022 an 
das hohe Wachstum des Vorjahres anknüp-
fen, musste jedoch 2023 einen Produktivitäts-
rückgang von 23,5% hinnehmen. Mit der Slo-
wakei (+20,1%), Dänemark (+9,7%), Luxem-
burg (+3,7%), Bulgarien (+3,5%) und Japan 
(+3,1%) erzielten 2023 nur einige wenige Län-
der ein deutliches Produktivitätswachstum 
pro Kopf. Die Mehrheit der Handelspartner 
verzeichnete dagegen, u. a. aufgrund des 
hohen Inflationsdrucks, nur moderate 
Wachstumsraten oder – ähnlich wie Öster-
reich – Produktivitätseinbußen. Der Rück-
gang der Produktivität pro Kopf war jedoch 
hierzulande deutlich ausgeprägter als bei 
vielen Handelspartnern. Im internationalen 
Vergleich schnitten 2023 nur Irland (23,5%), 
Schweden (6,7%), Ungarn (3,8%), Rumä-
nien (3,5%), Kanada (3,5%) und die Nie-
derlande (3,2%) schwächer ab als Öster-
reich.  

Der Vergleich der Produktivitätsentwicklung 
mit den Handelspartnern fällt somit für Öster-
reich mittelfristig leicht negativ aus: In den 
Jahren 2018 bis 2023 stieg die Produktivität 
pro Kopf um durchschnittlich 0,2 Prozent-
punkte pro Jahr schwächer als im Durch-
schnitt der Handelspartner, im Vergleich mit 
den "neuen" EU-Handelspartnern (Beitritt ab 
2004) sogar um 1,2 Prozentpunkte schwä-
cher. 

Die Arbeitskosten pro 
Kopf stiegen zwischen 

2013 und 2023 in Öster-
reich etwas stärker als in 
den "alten" EU-Mitglieds-
ländern, jedoch deutlich 

schwächer als in den 
Ländern, die ab 2004 

der EU beitraten.  

Die hohe Inflation 
bremste das Produktivi-
tätswachstum pro Kopf. 
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Übersicht 2: Entwicklung der Produktivität pro Kopf (Erwerbstätige) in der Herstellung 
von Waren 
In Landeswährung 

 Ø 2013/ 
2018 

Ø 2018/ 
2023 

Ø 2013/ 
2023 

2021 2022 2023 
 

Veränderung in % p. a. Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Österreich  + 1,9  + 0,6  + 1,3  + 10,2  + 4,3  – 2,9 
        
Belgien  + 1,9  + 1,0  + 1,4  + 3,0  + 3,2  – 0,8 
Dänemark  + 2,5  + 5,4  + 3,9  + 13,3  + 4,3  + 9,7 
Deutschland  + 2,2  + 0,6  + 1,4  + 10,3  + 0,4  + 0,7 
Irland  + 15,6  + 4,0  + 9,6  + 15,8  + 15,6  – 23,5 
Griechenland  + 1,0  + 3,4  + 2,2  + 11,2  + 0,6  + 1,8 
Spanien  + 0,8  + 0,9  + 0,8  + 14,3  + 3,9  + 0,6 
Frankreich  + 2,0  – 0,8  + 0,6  + 8,0  – 2,8  + 1,2 
Italien  + 1,8  – 0,0  + 0,9  + 15,4  + 1,5  – 2,7 
Luxemburg  + 0,8  + 2,4  + 1,6  + 6,0  – 8,5  + 3,7 
Niederlande  + 2,5  + 1,2  + 1,8  + 11,0  + 2,4  – 3,2 
Portugal  + 1,0  + 0,7  + 0,9  + 4,7  + 3,0  – 2,0 
Finnland  + 2,2  – 0,5  + 0,8  + 0,1  – 5,2  + 0,1 
Schweden  + 2,5  + 1,2  + 1,9  + 18,1  + 1,8  – 6,7 
        
Bulgarien  + 2,6  + 4,5  + 3,5  + 1,6  + 25,8  + 3,5 
Tschechien  + 3,5  + 2,2  + 2,8  + 1,3  + 8,3  + 2,9 
Estland  + 2,7  + 0,4  + 1,5  + 13,5  – 11,0  – 2,4 
Kroatien  + 1,5  + 0,2  + 0,9  + 9,8  + 2,2  – 2,3 
Zypern  + 7,6  – 0,1  + 3,7  – 3,5  – 1,3  + 0,3 
Lettland  + 4,8  + 1,3  + 3,0  + 5,4  + 0,8  – 3,3 
Litauen  + 2,0  + 2,0  + 2,0  + 5,2  + 5,2  – 6,4 
Ungarn  + 1,8  + 0,5  + 1,1  + 6,4  + 3,6  – 3,8 
Polen  + 2,9  + 3,3  + 3,1  – 1,4  + 8,9  + 2,9 
Rumänien  + 4,7  – 0,1  + 2,3  + 5,7  – 1,0  – 3,5 
Slowenien  + 2,3  + 1,2  + 1,8  + 7,1  – 5,5  + 0,9 
Slowakei  + 5,8  + 2,9  + 4,4  + 4,2  – 6,1  + 20,1 
        
Vereinigtes Königreich  + 0,9  + 1,7  + 1,3  + 5,0  – 4,9  + 2,5 
Norwegen  + 0,8  – 0,4  + 0,2  + 5,7  – 2,7  – 1,2 
USA  + 0,7  + 0,5  + 0,6  + 5,7  – 3,1  – 0,6 
Japan  + 1,6  + 1,5  + 1,5  + 11,3  – 0,6  + 3,1 
Kanada  + 0,8  – 0,7  + 0,1  – 1,0  – 0,2  – 3,5 
        
Alle Handelspartner1)5)  + 2,1  + 0,9  + 1,5  + 8,4  + 0,8  – 0,2 
EU-Handelspartner2)5)   + 2,4  + 0,9  + 1,6  + 9,0  + 1,7  – 0,3 

EU-Mitgliedsländer vor 20043)5)  + 2,2  + 0,6  + 1,4  + 10,8  + 1,0  – 0,9 
"Neue" EU-Mitgliedsländer 
(Beitritt ab 2004)4)5)  + 3,2  + 1,9  + 2,5  + 3,1  + 4,3  + 2,0 

        
 Wachstumsdifferenz  

in Prozentpunkten p. a. 
Wachstumsdifferenz  
in Prozentpunkten 

Österreich       
Alle Handelspartner1)5) = 100  – 0,2  – 0,2  – 0,2  + 1,6  + 3,4  – 2,8 
EU-Handelspartner2)5) = 100  – 0,5  – 0,2  – 0,4  + 1,0  + 2,5  – 2,6 

EU-Mitgliedsländer vor 
20043)5)  – 0,3  + 0,1  – 0,1  – 0,6  + 3,2  – 2,0 
"Neue" EU-Mitgliedsländer 
(Beitritt ab 2004)4)5)  – 1,3  – 1,2  – 1,2  + 6,9  + 0,0  – 4,8 

Deutschland = 100  – 0,4  + 0,0  – 0,2  – 0,1  + 3,9  – 3,6 

Q: Statistik Austria, Eurostat, AMECO, nationale statistische Ämter, WIFO-Berechnungen. Japan: aufgrund fehlen-
der Daten wurde für 2023 die Veränderungsrate der Gesamtwirtschaft angeführt. – 1) EU-Handelspartner (ohne 
Malta), Norwegen, Vereinigtes Königreich, USA, Kanada und Japan. – 2) Ohne Malta, Vereinigtes Königreich. – 
3) Ohne Vereinigtes Königreich. – 4) Bulgarien, Tschechien, Estland, Kroatien, Zypern, Lettland, Litauen, Ungarn, 
Polen, Rumänien, Slowenien, Slowakei. – 5) Gewichteter Durchschnitt der Handelspartner gemäß WIFO-
Berechnungen der einfachen Importgewichtung und doppelten Exportgewichtung für Industriewaren. 
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Auch bei Betrachtung über ein zehnjähriges 
Zeitfenster (2013/2023) bestätigen die neues-
ten, revidierten Daten dieses Bild. Während 
in Österreich die Produktivität pro Kopf in 
den letzten zehn Jahren um durchschnittlich 
1,3% pro Jahr wuchs, betrug der Zuwachs im 
gewichteten Durchschnitt aller Handels-
partner rund 1,5% pro Jahr (EU-Handels-
partner +1,6% p. a.). In Deutschland war das 
Wachstum im selben Zeitraum um 0,2 Pro-

zentpunkte pro Jahr kräftiger als in Öster-
reich. Gegenüber den ostmitteleuropäi-
schen Handelspartnern war der Zuwachs in 
Österreich deutlich verhaltener ("neue" EU-
Mitgliedsländer 1,2 Prozentpunkte pro 
Jahr). Damit entwickelte sich die Produktivi-
tät in Österreich mittel- bis langfristig etwas 
weniger dynamisch als bei den wichtigsten 
Handelspartnern.  

4. Deutliche Verschlechterung der relativen Lohnstückkosten in der 
Warenherstellung 

Aus der Veränderung der Arbeitskosten 
(Bruttoentgelte pro Kopf) und der Produktivi-
tät (Bruttowertschöpfung pro Kopf) ergibt 
sich die Entwicklung der Lohnstückkosten 
(Arbeitskosten je Produktionseinheit). Sie 
schwankte in den letzten drei Jahren erheb-
lich. Im Jahr 2021 gingen die Lohnkosten je 
Produktionseinheit in der Warenherstellung 
deutlich um 6,2% zurück. 2022 ergab sich 
eine Stagnation; der Wert von 0,4% impli-
ziert eine Abwärtsrevision gegenüber dem 
Vorjahresbeitrag (Bittschi & Meyer, 2023), der 
von +2,2% ausgegangen war. Für das Jahr 
2023 zeigt sich dagegen ein kräftiger Anstieg 
der Lohnstückkosten von 9,7% (Übersicht 3). 
Im mittelfristigen Durchschnitt der Jahre 
2018/2023 beträgt die jährliche Steigerung 
2,5%, im längerfristigen Durchschnitt 
2013/2023 1,4%. 

Die Analyse der Lohnstückkosten als Indika-
tor der preislichen Wettbewerbsfähigkeit ist 
erst bei gleichzeitiger Betrachtung der Ent-
wicklung in anderen Ländern aussagekräf-
tig. Übersicht 3 gibt einen detaillierten Über-
blick über die Lohnstückkostendynamik bei 
den einzelnen Handelspartnern und die Ent-
wicklung der österreichischen Lohnstückkos-
tenposition, d. h. des mit den Lohnstückkos-
ten deflationierten real-effektiven Wechsel-
kurses im Verhältnis zu den Handelspartnern. 
2023 verschlechterte sich Österreichs Lohn-
stückkostenposition um 3,3 Prozentpunkte 
gegenüber dem gewichteten Durchschnitt 
aller Handelspartner. Dies ist vor allem die 
Folge einer deutlich dynamischeren Entwick-
lung in Österreich gegenüber den beiden 
wichtigsten Handelspartnern Deutschland 
und USA. Dort legten die Lohnstückkosten im 
Jahr 2023 nur um 4,9% bzw. 1,8% zu. Auch im 
Vergleich zu Westeuropa insgesamt (EU-
Mitgliedsländer vor 2004 +5,7%) war der An-
stieg in Österreich mit +9,7% kräftiger. Positi-
ven Einfluss auf die relative Lohnstückkosten-
entwicklung in Österreich hat demgegen-
über die Entwicklung in den ostmitteleuropä-
ischen EU-Mitgliedsländern (Beitritt ab 2004). 
Vor allem aufgrund des in diesen Ländern 
deutlich rascheren Lohnkostenwachstums 
ergibt sich bei den Lohnstückkosten im ge-
wichteten Durchschnitt eine Wachstumsdif-
ferenz von 3,1 Prozentpunkten (2023). 

Das hohe Lohnstückkostenwachstum des 
Jahres 2023 in Österreich folgt auch aus ei-
nem Nachholeffekt bei den Arbeitskosten, 
welcher sich durch die verzögerte Berück-
sichtigung der Inflation aufgrund der Rollie-
rung in den Lohnverhandlungen ergibt. Aus 
diesem Grund war in Österreich die langfris-
tige Entwicklung der Lohnstückkosten im 
Vergleich zum gewichteten Durchschnitt al-
ler bzw. der EU-Handelspartner (0,4 
bzw. 0,2 Prozentpunkte) in den vergange-
nen zehn Jahren (2013/2023) immer noch 
günstiger. Allerdings gilt dies nicht mehr ge-
genüber Westeuropa ("alte" EU-Mitglieds-
länder +0,5 Prozentpunkte) und Deutschland 
(+0,2 Prozentpunkte). 

In der grafischen Darstellung werden Trend-
wenden und langfristige Veränderungen 
deutlicher (Abbildung 2). Demnach verbes-
serte sich die preisliche Wettbewerbsfähig-
keit der österreichischen Warenherstellung in 
der zweiten Hälfte der 1990er-Jahre erheb-
lich gegenüber dem Durchschnitt aller Han-
delspartner. Nach einer gegenläufigen Ent-
wicklung in den frühen 2000er-Jahren war 
bis zum Ausbruch der Finanzmarkt- und Wirt-
schaftskrise aus österreichischer Sicht erneut 
eine Verbesserung zu verzeichnen. Die Wirt-
schaftskrise löste eine weitere Trendwende 
aus, mit einer Verschlechterung der relativen 
Lohnstückkosten der österreichischen Indust-
rie 2009/10. Von 2010 bis 2020 war die Ent-
wicklung gegenüber dem gewichteten 
Durchschnitt der Handelspartner zwar 
schwankend, aber weitgehend stabil. Die 
Jahre 2021 und 2022 brachten dann deutli-
che Verbesserungen der heimischen Lohn-
stückkosten. Im Jahr 2023 folgte allerdings 
abermals eine Trendwende. Die relativen 
Lohnstückkosten näherten sich wieder dem 
längerfristigen Durchschnitt an, wobei ge-
genüber allen Handelspartnern weiterhin In-
dexwerte deutlich unter dem Durchschnitt 
der 2010er-Jahre zu verzeichnen sind. Im 
Vergleich zu Deutschland und Westeuropa 
wurden mit der Aufwärtsbewegung des Jah-
res 2023 hingegen bereits wieder die länger-
fristig beobachteten Werte erreicht. 

Im Durchschnitt  
der letzten zehn Jahre  

entwickelte sich die  
Produktivität in Öster-
reich weniger dyna-

misch als bei den wich-
tigsten Handelspartnern. 

Gegenüber den Han-
delspartnern stiegen die 

Lohnstückkosten in der 
österreichischen Waren-

herstellung 2023 
deutlich an. 
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Übersicht 3: Entwicklung der Lohnstückkosten pro Kopf (Beschäftigte bzw. Erwerbstätige) in der Herstellung von Waren und 
in der Gesamtwirtschaft 
In € 

 
Ø 2013/2018 Ø 2018/2023 Ø 2013/2023 2021 2022 2023  

Veränderung in % p. a. Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Herstellung von Waren       
Österreich  + 0,3  + 2,5  + 1,4  – 6,2  – 0,4  + 9,7 
        
Belgien  – 0,4  + 2,5  + 1,1  + 2,4  + 2,7  + 8,0 
Dänemark  – 0,5  – 2,1  – 1,3  – 8,9  – 1,2  – 4,6 
Deutschland  + 0,4  + 2,0  + 1,2  – 6,1  + 3,4  + 4,9 
Irland  – 9,6  – 0,2  – 5,0  – 12,1  – 8,6  +42,5 
Griechenland  – 2,1  – 1,2  – 1,7  – 7,3  + 2,8  + 1,9 
Spanien  – 0,5  + 2,3  + 0,9  – 8,0  – 0,1  + 4,2 
Frankreich  + 0,1  + 1,8  + 0,9  – 1,4  + 6,9  + 3,6 
Italien  + 0,0  + 2,3  + 1,2  – 4,0  + 1,8  + 6,2 
Luxemburg  + 0,5  + 0,8  + 0,6  – 0,2  +13,7  + 2,9 
Niederlande  – 0,5  + 2,2  + 0,9  – 7,2  + 0,5  + 9,1 
Portugal  + 1,1  + 4,9  + 3,0  + 1,7  + 4,3  +10,2 
Finnland  – 1,2  + 3,4  + 1,1  + 6,9  + 9,1  + 4,0 
Schweden  – 3,1  – 1,0  – 2,0  – 6,7  – 7,7  + 3,0 
        
Bulgarien  + 6,2  + 7,6  + 6,9  + 8,2  – 10,2  +19,7 
Tschechien  + 2,2  + 5,2  + 3,7  + 8,7  + 4,2  + 7,2 
Estland  + 3,1  + 7,5  + 5,3  – 1,9  +19,5  +14,7 
Kroatien  + 0,2  + 4,2  + 2,2  – 5,6  + 9,6  +14,4 
Zypern  – 4,9  + 3,0  – 1,1  + 8,9  + 1,6  + 6,6 
Lettland  + 3,7  + 7,2  + 5,4  + 0,2  +13,5  +16,0 
Litauen  + 5,3  + 6,3  + 5,8  + 3,2  +10,2  +11,3 
Ungarn  + 2,3  + 5,5  + 3,8  – 0,1  – 0,0  +25,2 
Polen  + 1,1  + 5,8  + 3,4  + 9,2  – 2,4  +16,3 
Rumänien  + 2,9  + 8,7  + 5,8  – 0,1  +13,6  +20,6 
Slowenien  + 0,9  + 4,8  + 2,8  + 0,1  +13,4  + 8,3 
Slowakei  – 0,4  + 2,9  + 1,2  + 3,3  +13,7  – 8,9 
        
Vereinigtes Königreich  – 0,4  + 3,2  + 1,4  + 3,1  +13,2  + 4,0 
Norwegen  – 2,7  + 0,7  – 1,0  + 4,2  + 7,3  – 4,3 
USA  + 4,0  + 4,7  + 4,4  – 5,1  +19,5  + 1,8 
Japan  – 0,1  – 3,2  – 1,7  – 13,8  – 3,2  – 9,1 
Kanada  – 1,3  + 5,7  + 2,1  + 3,2  +18,8  – 0,3 
        
Alle Handelspartner1)5)  + 0,6  + 3,0  + 1,8  – 3,2  + 5,2  + 6,2 
EU-Handelspartner2)5)  + 0,4  + 2,9  + 1,6  – 2,8  + 3,1  + 7,6 

EU-Mitgliedsländer vor 20043)5)  – 0,1  + 1,9  + 0,9  – 5,0  + 2,7  + 5,7 
"Neue" EU-Mitgliedsländer (Beitritt ab 
2004)4)5)  + 1,8  + 5,7  + 3,7  + 4,3  + 4,1  +13,2 

        
 Wachstumsdifferenz in Prozentpunkten p. a. Wachstumsdifferenz in Prozentpunkten 
Österreich       

Alle Handelspartner1)5) = 100  – 0,2  – 0,5  – 0,4  – 3,2  – 5,3  + 3,3 
EU-Handelspartner2)5) = 100  – 0,0  – 0,4  – 0,2  – 3,6  – 3,3  + 1,9 

EU-Mitgliedsländer vor 20043)5)  + 0,4  + 0,5  + 0,5  – 1,3  – 3,0  + 3,8 
"Neue" EU-Mitgliedsländer (Beitritt ab 
2004)4)5)  – 1,4  – 3,0  – 2,2  – 10,1  – 4,3  – 3,1 

Deutschland = 100  – 0,1  + 0,5  + 0,2  – 0,2  – 3,6  + 4,6 

Q: Statistik Austria, Eurostat, AMECO, nationale statistische Ämter, WIFO-Berechnungen. Lohnstückkosten: Quotient aus Bruttoentgelten pro Kopf (un-
selbständig Beschäftigte) und realer Bruttowertschöpfung bzw. BIP real pro Kopf (Erwerbstätige). Japan: aufgrund fehlender Daten wurde für 2023 die 
Veränderungsrate der Gesamtwirtschaft angeführt. – 1) EU-Handelspartner (ohne Malta), Norwegen, Vereinigtes Königreich, USA, Kanada und Japan. – 
2) Ohne Malta, Vereinigtes Königreich. – 3) Ohne Vereinigtes Königreich. – 4)  Bulgarien, Tschechien, Estland, Kroatien, Zypern, Lettland, Litauen, Ungarn, 
Polen, Rumänien, Slowenien, Slowakei. – 5) Gewichteter Durchschnitt der Handelspartner gemäß WIFO-Berechnungen der einfachen Importgewich-
tung und doppelten Exportgewichtung für Industriewaren bzw. für die Gesamtwirtschaft. 
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Übersicht 3/Fortsetzung: Entwicklung der Lohnstückkosten pro Kopf (Beschäftigte bzw. Erwerbstätige) in der Herstellung von 
Waren und in der Gesamtwirtschaft 
In € 

 
Ø 2013/2018 Ø 2018/2023 Ø 2013/2023 2021 2022 2023 

  Veränderung in % p. a. Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Gesamtwirtschaft       
Österreich  + 1,6  + 4,0  + 2,8  + 0,3  + 2,2  + 8,7 
Alle Handelspartner1)5)  + 1,6  + 3,8  + 2,7  – 0,2  + 5,6  + 6,6 
EU-Handelspartner2)5)  + 1,5  + 3,7  + 2,6  + 0,1  + 4,3  + 8,1 

EU-Mitgliedsländer vor 20043)5)  + 1,2  + 3,1  + 2,2  – 0,3  + 3,6  + 6,3 
"Neue" EU-Mitgliedsländer (Beitritt ab 
2004)4)5)  + 2,1  + 5,5  + 3,8  + 1,0  + 6,6  +13,3 

        
  Wachstumsdifferenz in Prozentpunkten p. a. Wachstumsdifferenz in Prozentpunkten 
Österreich       

Alle Handelspartner1)5) = 100  + 0,0  + 0,2  + 0,1  + 0,5  – 3,2  + 2,0 
EU-Handelspartner2)5) = 100  + 0,1  + 0,3  + 0,2  + 0,2  – 2,1  + 0,6 

EU-Mitgliedsländer vor 20043)5)  + 0,4  + 0,8  + 0,6  + 0,6  – 1,4  + 2,3 
"Neue" EU-Mitgliedsländer (Beitritt ab 
2004)4)5)  – 0,5  – 1,4  – 0,9  – 0,7  – 4,2  – 4,1 

Deutschland = 100  – 0,4  + 0,4  + 0,0  + 0,6  – 2,1  + 1,7 

Q: Statistik Austria, Eurostat, AMECO, nationale statistische Ämter, WIFO-Berechnungen. Lohnstückkosten: Quotient aus Bruttoentgelten pro Kopf (un-
selbständig Beschäftigte) und realer Bruttowertschöpfung bzw. BIP real pro Kopf (Erwerbstätige). Japan: aufgrund fehlender Daten wurde für 2023 die 
Veränderungsrate der Gesamtwirtschaft angeführt. – 1) EU-Handelspartner (ohne Malta), Norwegen, Vereinigtes Königreich, USA, Kanada und Japan. – 
2) Ohne Malta, Vereinigtes Königreich. – 3) Ohne Vereinigtes Königreich. – 4)  Bulgarien, Tschechien, Estland, Kroatien, Zypern, Lettland, Litauen, Ungarn, 
Polen, Rumänien, Slowenien, Slowakei. – 5) Gewichteter Durchschnitt der Handelspartner gemäß WIFO-Berechnungen der einfachen Importgewich-
tung und doppelten Exportgewichtung für Industriewaren bzw. für die Gesamtwirtschaft. 

 

Die Gegenüberstellung der relativen Lohn-
stückkosten und der relativen Arbeitskosten 
(Bruttoentgelte pro Kopf, Abbildung 2) zeigt 
implizit, wie sich die Produktivität in Öster-
reich im Vergleich mit den Handelspartnern 
entwickelte. Wenn die Lohnstückkosten stär-
ker zurückgingen als die relativen Bruttoent-
gelte, entwickelte sich die Produktivität in 
Österreich vorteilhafter als in den anderen 
Ländern. Ein paralleler Verlauf der beiden 
Zeitreihen signalisiert einen gleichmäßigen 
Produktivitätsfortschritt, ein stärkerer Rück-
gang der Bruttoentgelte als der relativen 
Lohnstückkosten eine Verschlechterung der 
Produktivität in Österreich relativ zu den Han-
delspartnern. Der tendenzielle Rückgang 
der Bruttoentgelte bei steigenden Lohn-
stückkosten zeigt daher eine schwächere 
Produktivitätsentwicklung gegenüber dem 
gewichteten Durchschnitt aller Handels-
partner an (siehe Kapitel 3). Gegenüber 
Deutschland und den anderen "alten" EU-
Ländern sind die steigenden Lohnstückkos-
ten der letzten Jahre dagegen vor allem auf 
den stärkeren Anstieg der Arbeitskosten zu-
rückzuführen. Die Entwicklung am aktuellen 
Datenrand ist jedoch aufgrund der COVID-
19-Maßnahmen sowie des starken Einflusses 
der Inflation und der damit verbundenen 

 
4)  In Irland z. B. führte eine Korrektur der VGR 2015 zu 
einem überdimensionierten Produktivitätsanstieg. Die 
neuen VGR-Bestimmungen sehen vor, die Einkünfte 
aus intellektuellen Eigentumsrechten, die in Irland ge-
halten werden, dem irischen BIP zuzurechnen (OECD, 
2016). Dies betrifft vor allem die Herstellung von Wa-
ren, spiegelt dadurch die wirtschaftliche Aktivität in Ir-
land korrekter wider, verzerrt aber die Einschätzung 

staatlichen Preiseingriffe mit Vorsicht zu inter-
pretieren. Preiseingriffe können kurzfristig die 
Inflation dämpfen und somit zu einer schwä-
cheren Überwälzung von Preisanstiegen auf 
die Arbeitskosten führen, bergen allerdings 
mittel- und langfristig das Risiko einer höhe-
ren Inflation. Zudem gilt es, mögliche VGR-
Revisionen zu beachten. 

In den einzelnen Vergleichsländern entwi-
ckelten sich die Lohnstückkosten durchwegs 
heterogen. Der Verlauf ist auch von instituti-
onellen Besonderheiten geprägt4). Dies gilt 
vor allem für die Entwicklung der letzten fünf 
Jahre, welche von starken staatlichen Ein-
griffen, sowohl im Zusammenhang mit der 
COVID-19-Pandemie als auch mit den ho-
hen Inflationsraten infolge des russischen An-
griffskrieges, geprägt waren. Vergleicht man 
Österreich mit Volkswirtschaften, welche hin-
sichtlich ihrer Bevölkerung und ihres BIP pro 
Kopf ähnlich sind, zeigen sich für die letzten 
fünf Jahre (2018/2023) keine Länder mit ei-
ner ungünstigeren Entwicklung der Lohn-
stückkosten. Sowohl in skandinavischen Län-
dern wie Dänemark (2,1% p. a.) oder 
Schweden (1,0% p. a.) als auch in den Be-
nelux-Ländern war die Entwicklung günstiger 
als in Österreich (+3,2% p. a.). In den ostmit-

der Lohnstückkosten. Die Darstellung der Lohnstück-
kostenentwicklung in der Sachgütererzeugung kann 
intellektuelle Eigentumsrechte nur dann vollständig 
berücksichtigen, wenn die Produktion und die Zutei-
lung dieser Rechte im selben Land stattfinden. Dies ist 
in weltweiten Wertschöpfungsketten jedoch nicht un-
bedingt der Fall. 

Österreich weist im 
Durchschnitt der letzten 

fünf Jahre verglichen mit 
ähnlichen Volkswirt-

schaften die ungüns-
tigste Entwicklung der 
Lohnstückkosten auf. 
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teleuropäischen EU-Ländern beschleunigte 
sich die Lohnstückkostendynamik in den letz-
ten fünf Jahren hingegen spürbar ("neue" 
EU-Länder +5,7% p. a.) und war deutlich 

kräftiger als in Österreich, da die Produktivi-
tät trotz robuster Wachstumsraten nicht mit 
den Arbeitskosten Schritt hielt. 

  

Abbildung 2: Entwicklung der relativen Lohn- und Lohnstückkosten in der Herstellung 
von Waren 

In €, 2015 = 100 

 

 

 

 

Q: Statistik Austria, Eurostat, AMECO, nationale statistische Ämter, WIFO-Berechnungen. – 1) EU-Handelspartner 
(ohne Malta), Norwegen, Vereinigtes Königreich, USA, Kanada und Japan. – 2) Ohne Malta, Vereinigtes König-
reich.  – 3) Ohne Vereinigtes Königreich. – 4) Bulgarien, Tschechien, Estland, Kroatien, Zypern, Lettland, Litauen, 
Ungarn, Polen, Rumänien, Slowenien, Slowakei.  
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5. Kräftiger Anstieg der gesamtwirtschaftlichen Lohnstückkosten auch im 
internationalen Vergleich 

Die Wettbewerbsfähigkeit der Exportwirt-
schaft wird neben den Lohnstückkosten der 
Warenerzeugung auch teilweise von jenen 
der Gesamtwirtschaft bestimmt: Soweit 
Dienstleistungen und nicht handelbare Gü-
ter als Vorleistungen benötigt werden, hat 
ihre Kostenentwicklung Einfluss auf die Wett-
bewerbsfähigkeit der am Außenhandel be-
teiligten Sektoren (Deutsche Bundesbank, 
1998). Allerdings werden die gesamtwirt-
schaftlichen Lohnstückkosten auch maß-
geblich von Sektoren beeinflusst, in welchen 
das Produktivitätswachstum konzeptionell 
schwer messbar ist, wie z. B. dem öffentli-
chen Sektor. Dementsprechend sollten auch 
die gesamtwirtschaftlichen Lohnstückkosten 
mit Vorsicht interpretiert werden. Dies gilt 
auch deshalb, da die rezentesten Daten im-
mer noch Revisionen unterliegen und sich 
die staatlichen Maßnahmen zur Inflationsbe-
kämpfung international unterscheiden. Da-
mit ergibt sich auch eine beträchtliche He-
terogenität hinsichtlich der Überwälzung der 
Inflation auf die Arbeitskosten. 

In Österreich nahmen 2023 die Arbeitskosten 
je Produktionseinheit über alle Sektoren um 
8,7% zu, um 1,7 Prozentpunkte stärker als in 
Deutschland, während der Unterschied zum 
gewichteten Durchschnitt der EU-Handels-
partner bzw. aller Handelspartner +0,6 bzw. 
+2,0 Prozentpunkte beträgt.  

Langfristig (2013/2023) wuchsen die Lohn-
stückkosten in der Gesamtwirtschaft in Öster-
reich um 0,2 Prozentpunkte p. a. schneller 
als im Durchschnitt der EU-Handelspartner 
und gleich rasch wie in Deutschland. 

Längerfristig ist sowohl in Österreich als auch 
bei den Handelspartnern die Dynamik der 
Lohnstückkosten in der Gesamtwirtschaft 
deutlich kräftiger als in der Warenproduk-
tion. Dies entspricht den Erwartungen, da in 
der Herstellung von Waren das größte Po-
tenzial zur Steigerung der Arbeitsproduktivi-
tät durch Mechanisierung und Automatisie-
rung besteht. 

6. Zusammenfassung 

Die verfügbaren Daten zeigen für 2023 einen 
deutlichen Anstieg der relativen Lohnstück-
kosten in Österreich. Im Vergleich zum ge-
wichteten Durchschnitt aller Handelspartner 
folgt diese ungünstige Entwicklung vor allem 
aus den schwächeren Produktivitätszuwäch-
sen, im Vergleich zu Westeuropa auch aus 
einer höheren Arbeitskostendynamik.  

Konkret stiegen die Arbeitskosten pro Kopf in 
der österreichischen Herstellung von Waren 
2023 um 0,5 Prozentpunkte schwächer als im 
gewichteten Durchschnitt der Handels-
partner. Demgegenüber wuchs die Wert-
schöpfung pro Kopf in der Warenherstellung 
um 2,8 Prozentpunkte langsamer als im 
Durchschnitt aller Handelspartner und um 
3,6 Prozentpunkte langsamer als beim wich-
tigsten Handelspartner Deutschland. 

Insgesamt stiegen die Lohnstückkosten in 
der österreichischen Warenherstellung mit 
+9,7% um 3,3 Prozentpunkte stärker als im 
gewichteten Durchschnitt der Handels-
partner. Zu Deutschland beträgt der Ab-
stand sogar 4,6 Prozentpunkte. 

Im langfristigen Vergleich lagen die Lohn-
stückkosten im Jahr 2023 immer noch deut-
lich unter dem gewichteten Durchschnitt 
der (EU-)Handelspartner. Gegenüber 

Deutschland und den anderen "alten" EU-
Mitgliedsländern ist hingegen am aktuellen 
Datenrand eine Verschlechterung zu be-
obachten. Sie ist insbesondere der dynami-
schen Entwicklung der Arbeitskosten in Ös-
terreich zuzuschreiben. 

Die gesamtwirtschaftlichen Lohnstückkosten 
wuchsen 2023 in Österreich um 2,0 Prozent-
punkte schneller als im Durchschnitt aller 
Handelspartner und um 0,6 Prozentpunkte 
rascher als bei den EU-Handelspartnern. 
Auch gegenüber Deutschland ergab sich 
2023 eine Verschlechterung (+1,7 Prozent-
punkte). 

Der Verschlechterung der relativen Lohn-
stückkosten lag auch eine ungünstige 
Wechselkursentwicklung zu Grunde. Der no-
minell-effektive Wechselkurs stieg 2023 um 
0,6% an, da der Euro u. a. gegenüber dem 
Dollar und dem Japanischen Yen aufwer-
tete.  

Bei der Interpretation der Ergebnisse, vor al-
lem der mittel- und längerfristigen Entwick-
lung, sind weiterhin mögliche Verzerrungen 
durch die länderspezifisch unterschiedlichen 
Herangehensweisen zur Abfederung der 
COVID-19-Krise sowie der Inflation zu berück-
sichtigen. 

Die gesamtwirtschaftli-
chen Lohnstückkosten 
stiegen 2023 in Öster-

reich deutlich schneller 
als bei den Handels-

partnern. 
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Abbildung 3: Arbeitskosten in der Herstellung von Waren im internationalen Vergleich 

Arbeitskosten je Stunde in €, 2023, Österreich = 100 

 

Q: Eurostat, Arbeitskräfteerhebung 2020, Arbeitskostenindex, WIFO, WIFO-Berechnungen. Ohne Auszubil-
dende. 

7. Anhang: Arbeitskosten je Stunde in der Herstellung von Waren 

Während für die Berechnung von aktuellen, 
international vergleichbaren Lohnstückkos-
ten in der Herstellung von Waren nur Daten 
zu den Arbeitskosten je Arbeitskraft verfüg-
bar sind, können für die europäischen Län-
der auch Arbeitskosten je Beschäftigten-
stunde betrachtet werden. Sie basieren auf 
der Arbeitskostenerhebung, die in den EU-
Ländern alle vier Jahre durchgeführt wird. 
Die jährliche Entwicklung zwischen zwei Er-
hebungen wird anhand eines Arbeitskosten-
index fortgeschrieben. Die hier veröffentlich-
ten Ergebnisse beruhen auf dem Arbeitskos-
tenindex von Eurostat und der Arbeitskräf-
teerhebung des Jahres 2020. 

Anders als die Arbeitskostenerhebung wird 
der Arbeitskostenindex nicht in allen Ländern 
nach demselben statistischen Konzept ermit-
telt. Damit ist die internationale Vergleich-
barkeit etwas eingeschränkt. Die Werte des 
Arbeitskostenindex sind daher mit Vorsicht zu 
interpretieren. Für Österreich basiert der In-
dex auf Daten der Konjunkturerhebung. 

Diese Daten können zum Teil spürbar von 
den VGR-Werten zur Entwicklung der Brutto-
entgelte abweichen, die den Lohnstückkos-
tenberechnungen zugrunde liegen. Dies 
kann auch damit zusammenhängen, dass 
die Arbeitskosten, anders als die VGR-
Bruttoentgelte, zusätzlich zu den Sozialversi-
cherungsbeiträgen lohnabhängige Steuern 
der Arbeitgeber:innen einschließen. Zu be-
achten ist auch, dass die Arbeitskosten eine 
Maßzahl für die Belastung des Faktors Arbeit 
sind, aber keine Rückschlüsse darauf zulas-
sen, von wem diese Kosten letztlich getra-
gen werden. Für die Jahre seit 2020 ist wei-
ters zu berücksichtigen, dass staatliche Hilfs-
maßnahmen im Rahmen der COVID-19-
Pandemie sowie der Teuerungskrise, welche 
den Faktor Arbeit betreffen, die dargestell-
ten Werte verzerren könnten. 

Übersicht 4 gibt die auf Basis des Arbeitskos-
tenindex ermittelten Arbeitskosten je Stunde 
für den Zeitraum 2018/2023 wieder. 2023 kos-
tete die Arbeitsstunde in Österreichs Waren-
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herstellung durchschnittlich 47,21 €. Öster-
reich nahm damit im europäischen Ver-
gleich den 5. Rang ein. Seit 2018 wachsen 
die Arbeitskosten je Stunde in Österreich um 
4,1% p. a. und somit um 0,8 Prozentpunkte 
schneller als im Durchschnitt der EU 27 

(+3,3% p. a.), um 1,3 Prozentpunkte rascher 
als im Euro-Raum (+2,8% p. a.) und um 
1,6 Prozentpunkte rascher als in Deutsch-
land. Gegenüber 2022 betrug der Anstieg in 
Österreich 7,5%, im EU-Durchschnitt 5,7% und 
in Deutschland 4,8%. 

 

Übersicht 4: Arbeitskosten je Stunde in der Herstellung von Waren 
 

2018 2019 2020 2021 2022 2023 Ø 2018/2023  
In € Verände-

rung in % 
Bulgarien 4,60 5,15 5,41 5,79 6,83 7,99  + 11,7 
Rumänien 6,02 6,60 7,00 7,30 8,29 9,66  + 9,9 
Lettland 8,79 9,51 10,12 10,31 11,27 12,43  + 7,2 
Polen 9,31 9,86 10,07 10,60 11,48 13,18  + 7,2 
Zypern 11,92 12,44 12,24 12,42 12,84 13,46  + 2,5 
Ungarn 9,61 10,46 10,32 10,78 11,13 13,58  + 7,2 
Litauen 8,79 9,31 9,79 11,03 12,50 13,86  + 9,5 
Malta 11,91 11,93 11,15 11,36 13,12 14,34  + 3,8 
Portugal 11,69 11,83 12,75 13,12 13,78 14,60  + 4,5 
Griechenland 13,82 14,37 14,28 13,94 14,77 15,21  + 1,9 
Estland 11,77 12,59 12,98 13,58 15,51 16,47  + 6,9 
Slowakei 12,09 12,92 13,37 14,20 15,66 16,85  + 6,9 
Tschechien 12,75 13,75 14,32 15,19 16,66 18,45  + 7,7 
Spanien 22,82 23,29 24,23 24,01 24,57 25,97  + 2,6 
Slowenien 19,38 20,09 20,42 21,77 23,59 26,04  + 6,1 
Italien 27,73 28,70 29,41 28,82 29,70 30,91  + 2,2 
EU 27 27,48 28,35 28,96 29,16 30,64 32,38  + 3,3 
Euro-Raum 33,34 34,21 34,84 34,84 36,44 38,29  + 2,8 
Irland 32,42 33,58 33,12 34,81 36,66 38,58  + 3,5 
Finnland 36,91 37,13 36,98 38,46 39,72 41,23  + 2,2 
Schweden 41,82 41,98 42,03 45,54 44,72 42,92  + 0,5 
Frankreich 40,18 41,02 41,94 42,07 43,62 45,33  + 2,4 
Luxemburg 40,08 40,73 40,98 41,18 43,19 46,02  + 2,8 
Niederlande 37,72 38,52 40,13 40,65 43,62 46,43  + 4,2 
Österreich 38,59 39,78 40,84 41,45 43,90 47,21  + 4,1 
Deutschland 41,71 42,83 43,22 43,09 45,16 47,33  + 2,6 
Norwegen 49,78 50,21 47,10 51,15 52,31 49,53  – 0,1 
Belgien 41,16 42,01 42,74 43,30 46,29 49,75  + 3,9 
Dänemark 45,34 46,68 47,37 49,38 50,93 52,27  + 2,9 

Q:  Eurostat, Arbeitskräfteerhebung 2020, Arbeitskostenindex, WIFO, WIFO-Berechnungen. Ohne Auszubildende. 
Länder aufsteigend gereiht nach den Arbeitskosten im Jahr 2023. 
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EU-weite CO2-Bepreisung und Optionen zur 
Einnahmenverwendung 
Effekte auf Emissionen, Wirtschaft und Verteilung 
Claudia Kettner, Daniela Kletzan-Slamanig, Mark Sommer, Gerhard Streicher 

 Mit dem Europäischen Klimagesetz hat sich die Europäische Union verpflichtet, bis 2050 klimaneutral zu 
werden. Ab 2027 wird ein zweites Emissionshandelssystem eingeführt, das Emissionen aus dem 
Straßenverkehr und dem Gebäudesektor bepreist. 

 Der vorliegende Beitrag analysiert die Effekte einer EU-weiten CO2-Bepreisung in Verbindung mit 
unterschiedlichen Rückvergütungsoptionen mit dem makroökonomischen Modell ADAGIO. 

 Die Einführung der CO2-Bepreisung hat in der EU insgesamt negative makroökonomische Effekte, 
wobei ihr Ausmaß je nach Rückvergütungsoption und den Modellannahmen variiert. 

 Für Österreich und Polen, die im Detail betrachtet wurden, ergeben die Szenarien leicht positive 
makroökonomische Auswirkungen.  

 Zudem bestätigt die Modellanalyse einen Trade-off zwischen makroökonomischer Effizienz und dem 
Entlastungspotenzial für einkommensschwächere Haushalte durch unterschiedliche Optionen der 
Einnahmenrückvergütung. 

 

 
Auswirkungen der Einnahmenrückvergütung auf das real verfügbare 
Haushaltseinkommen nach Einkommensquintilen  

 

Die Einnahmenrückvergütung ist zentral, um unerwünschte Verteilungswirkungen zu 
minimieren. Die Klimadividende führt als einzige Option zu einem leichten Anstieg des 
Haushaltseinkommens der unteren zwei Quintile (Q: WIFO-Berechnungen). 

 

"Der EU-Fonds für einen 
gerechten Übergang 
kann dazu beitragen, 
die negativen sozioöko-
nomischen Auswirkun-
gen der grünen Transfor-
mation abzumildern und 
eine Verschärfung der 
Ungleichheit innerhalb 
und zwischen den Län-
dern zu verhindern." 
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EU-weite CO2-Bepreisung und Optionen zur Einnahmenverwendung 
Effekte auf Emissionen, Wirtschaft und Verteilung 

Claudia Kettner, Daniela Kletzan-Slamanig, Mark Sommer, Gerhard Streicher 

 
EU-weite CO2-Bepreisung und Optionen zur Einnahmen-
verwendung. Effekte auf Emissionen, Wirtschaft und 
Verteilung 
Obwohl mit dem Emissionshandelssystem 2 (ETS 2) die Ein-
führung eines EU-weiten CO2-Preises für die Sektoren Ge-
bäude und Verkehr bereits beschlossen wurde, sind detail-
lierte Analysen zu den makroökonomischen und vertei-
lungspolitischen Auswirkungen bislang rar. Der vorliegende 
Beitrag stützt sich auf das makroökonomische Modell 
ADAGIO, um die Effekte der EU-weiten CO2-Bepreisung in 
sechs verschiedenen Szenarien zur Einnahmenrückvergü-
tung zu simulieren. Mit Österreich und Polen stehen neben 
der EU 27 zwei Länder im Zentrum der Analyse, die sich hin-
sichtlich ihrer Energiesysteme und Wirtschaftsstruktur erheb-
lich unterscheiden. Der Fokus liegt auf den makroökonomi-
schen Effekten der CO2-Bepreisung einschließlich Rückver-
gütung, ihrem Beitrag zur Emissionsreduktion und auf ihren 
Verteilungswirkungen.  

 EU-wide Carbon Pricing and Options for Revenue 
Recycling. Effects on Emissions, Economy and Distribution 
While the EU has already adopted an EU-wide carbon 
price for the buildings and transport with the Emissions Trad-
ing System 2 (ETS 2), detailed analyses of the macroeco-
nomic and distributional effects are rare. This article applies 
the macroeconomic model ADAGIO to simulate the ef-
fects of EU-wide carbon pricing under six different revenue 
recycling options. Austria and Poland, two countries that 
differ considerably in terms of their energy systems and 
economic structure, are at the centre of the analysis. The 
focus is on the macroeconomic effects of carbon pricing, 
its contribution to emissions reduction and its distributional 
effects.  

 

 JEL-Codes: Q54, Q58, H23 • Keywords: CO2-Bepreisung, Einnahmenrückvergütung, makroökonomische Effekte, Verteilungs-
effekte 
Der vorliegende Beitrag basiert auf einem WIFO Working Paper mit finanzieller Unterstützung des Jubiläumsfonds der 
Oesterreichischen Nationalbank (Projektnummer 11819, Förderungsnummer 18472): Claudia Kettner, Daniela Kletzan-
Slamanig, Mark Sommer, Gerhard Streicher, EU-wide Carbon Pricing – Macroeconomic Effects and Distributional Implications 
(September 2024, 38 Seiten, kostenloser Download: https://www.wifo.ac.at/publication/pid/54289860).  
Begutachtung: Margit Schratzenstaller • Wissenschaftliche Assistenz: Katharina Köberl-Schmid (katharina.koeberl-
schmid@wifo.ac.at), Susanne Markytan (susanne.markytan@wifo.ac.at) • Abgeschlossen am 27. 9. 2024 
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1. Hintergrund 

Mit dem im Jahr 2021 verabschiedeten Euro-
päischen Klimagesetz hat sich die Europäi-
sche Union rechtlich verpflichtet, bis 2050 kli-
maneutral zu werden, und damit die Not-
wendigkeit anerkannt, den anthropogenen 
Klimawandel ambitioniert zu bekämpfen. 
Das Gesetz enthält das Zwischenziel, die 
Treibhausgasemissionen bis 2030 um 55% im 
Vergleich zu 1990 zu reduzieren. Obwohl die 
EU-weiten Emissionen in den letzten drei 
Jahrzehnten (1990/2022) um 31% gesunken 
sind, erfordert das Erreichen des ehrgeizigen 
langfristigen Dekarbonisierungsziels weitere 
Anstrengungen. Der Treibhausgasausstoß 
muss in allen Bereichen, insbesondere in den 

 
1)  Es steht nur mehr die Reform der Energiesteuerricht-
linie aus. Das Einstimmigkeitsprinzip bei Steuerfragen 
erweist sich seit Jahrzehnten als großes Hindernis für 
die Reform der Energiebesteuerung in der EU. Nicht 

Sektoren Gebäude und Verkehr, drastisch 
gesenkt werden. 

Das 2021 vorgestellte "Fit for 55"-Paket soll ei-
nen regulatorischen Rahmen schaffen, der 
sicherstellt, dass die Klimaziele in den EU-
Mitgliedsländern auf faire und kosteneffizi-
ente Weise erreicht werden können. Daher 
wurde die EU-Klima- und Energiepolitik an-
gepasst und neue Instrumente eingeführt. 
Fast alle legislativen Vorschläge des Pakets 
wurden inzwischen angenommen1). Für 
große Emittenten in Industrie und Energieer-
zeugung führte die EU bereits 2005 das Euro-
päische Emissionshandelssystem (EU-ETS) ein, 

zuletzt aufgrund des Widerstandes einiger Mitglieds-
länder (insbesondere Polens) ist eine Einigung derzeit 
nicht in Sicht. 

Im Rahmen des "Fit for 
55"-Pakets wurde die 
Einführung eines EU-
weiten Emissionshan-
delssystems für Ge-
bäude und Verkehr be-
schlossen. 



WIFO  ■  Monatsberichte 10/2024, S. 587-598 CO2-Bepreisung 589 
 

das etwa 45% der gesamten Treibhaus-
gasemissionen erfasst. Für diese Sektoren 
wurde ein EU-weites Reduktionsziel von 62% 
(2005/2030) definiert2). Dagegen wurden 
Emissionen aus anderen Quellen, insbeson-
dere aus Gebäuden und Verkehr, bisher auf 
Ebene der Mitgliedsländer reguliert. Diese 
nicht vom EU-ETS erfassten Sektoren sollen 
bis 2030 eine Emissionsreduktion von 40% er-
reichen, wobei für die einzelnen Mitglieds-
länder im Rahmen der Lastenteilungsverord-
nung differenzierte Reduktionsziele gelten.  

Bisher waren demnach nationale Energie- 
und CO2-Steuern wichtige Instrumente zur 
Verringerung des Treibhausgasausstoßes. Ab 
2027 wird jedoch ein zweites, separates EU-
weites Emissionshandelssystem (ETS 2) den 
Betrieb aufnehmen. Es erfasst Emissionen aus 
dem Straßenverkehr, Gebäuden und ande-
ren Sektoren, hauptsächlich kleinen, nicht 
durch das bestehende EU-ETS geregelte In-
dustriesparten. Die Emissionszertifikate im 
ETS 2 werden vollständig versteigert, wobei 
die Einnahmen teilweise dem neuen Klima-
Sozialfonds (Social Climate Fund – SCF) zu-
fließen sollen. Der SCF wurde eingerichtet, 
um das neue Emissionshandelssystem zu er-
gänzen, negative Auswirkungen in den re-
gulierten Sektoren abzumildern, sowie von 
Energie- oder Mobilitätsarmut betroffene pri-
vate Haushalte, Verkehrsnutzer:innen und 
Kleinstunternehmen zu unterstützen. 

Die Einführung des Klima-Sozialfonds unter-
streicht, dass die EU verstärkt auf die sozialen 
Aspekte der Klimapolitik achtet. Der kräftige 
Energiepreisanstieg infolge des Ukraine-Krie-
ges zeigte, wie wichtig Ausgleichsmaßnah-
men sind, um insbesondere vulnerable Haus-
haltsgruppen vor Mehrbelastungen zu schüt-
zen, die aus Maßnahmen zur Erreichung der 
Klimaneutralität folgen können. Dazu zählen 
sowohl Energiepreiserhöhungen als auch In-
vestitionsbedarfe, etwa zur Verbesserung 
der thermischen Qualität von Wohngebäu-
den oder zur Dekarbonisierung des Heizsys-
tems. Zudem gilt es, Unterschiede in den Be-
dürfnissen und Möglichkeiten für eine Ände-
rung der Konsum- und Produktionsmuster in 
verschiedenen Bevölkerungsgruppen und 
Regionen zu berücksichtigen. 

In der wissenschaftlichen Literatur zur Ökolo-
gisierung des Steuersystems und insbeson-
dere zur CO2-Bepreisung werden unter-
schiedliche Optionen der Einnahmenrück-
vergütung hinsichtlich ihres Potenzials disku-
tiert, makroökonomisch oder verteilungspoli-
tisch unerwünschte Effekte abzufedern. In 
der Praxis erfolgt die Rückvergütung zumeist 
über die Senkung von Steuern oder Sozial-
versicherungsbeiträgen oder über Pauschal-

 
2)  Zudem wird das System auf den internationalen 
Seeverkehr ausgeweitet. 
3)  Demgegenüber ermittelten Landis et al. (2019) für 
die meisten Länder selbst ohne Einnahmenrückvergü-
tung positive bis neutrale Effekte der CO2-Bepreisung. 
Rüb (2024) zeigt erhebliche Unterschiede zwischen 

zahlungen wie den (regional differenzierten) 
österreichischen Klimabonus. 

Obwohl die EU-weite CO2-Bepreisung für die 
Sektoren Gebäude und Verkehr mit ETS 2 
bereits beschlossen wurde, gibt es bislang 
kaum detaillierte Analysen der makroökono-
mischen und verteilungspolitischen Effekte 
(sowohl innerhalb als auch zwischen den 
Ländern). Bisher konzentrierten sich die Un-
tersuchungen auf die EU als Ganzes (z. B. 
Chevallier, 2011; Metcalf & Stock, 2020; Euro-
päische Kommission, 2021; Green, 2021; 
Fragkos & Fragkiadakis, 2022; Känzig, 2023; 
Känzig & Konradt, 2023), ohne die Besonder-
heiten der einzelnen Mitgliedsländer, z. B. 
Unterschiede im Energiesystem oder im Ein-
kommensniveau, zu berücksichtigen. 

In Bezug auf die verteilungspolitischen Aus-
wirkungen deuten die meisten Studien auf 
unerwünschte Effekte der CO2-Bepreisung 
auf Haushaltsebene hin, wenn die Einnah-
men nicht rückvergütet werden. In diesem 
Fall ergibt sich eine Mehrbelastung für ein-
kommensschwache Haushalte, die CO2-
Bepreisung wirkt also regressiv (Büchs, 2021; 
Cunha Montenegro et al., 2019; Rüb, 2024; 
Symons et al., 2002)3). Auf EU-Ebene hat die 
CO2-Bepreisung laut Feindt et al. (2021) 
ebenfalls problematische Verteilungswirkun-
gen, da einige Länder mit geringen Pro-
Kopf-Einkommen stärker betroffen seien. Die 
Autor:innen folgern, dass zwar auch eine 
Umverteilung auf nationaler Ebene eine pro-
gressive EU-weite Wirkung sicherstellen 
könne, eine unionsweite Umverteilung je-
doch effektiver wäre, um die am stärksten 
gefährdeten privaten Haushalte zu entschä-
digen, da die Regressivität auf EU-Ebene 
durch länderübergreifende Effekte verur-
sacht werde. 

Der vorliegende Beitrag modelliert die Ef-
fekte einer EU-weiten CO2-Bepreisung in 
Kombination mit unterschiedlichen Rückver-
gütungsoptionen mit dem makroökonomi-
schen Modell ADAGIO (Kratena et al., 2017). 
Im Mittelpunkt stehen mit Österreich und Po-
len zwei EU-Länder, die sich hinsichtlich ihrer 
Energiesysteme und der Wirtschaftsstruktur 
erheblich unterscheiden (Kletzan-Slamanig 
& Kettner, 2024). Die Ergebnisse werden mit 
jenen für die EU 27 verglichen. Der Fokus 
liegt zunächst auf den makroökonomischen 
Folgen der CO2-Bepreisung und ihren Auswir-
kungen auf den Treibhausgasausstoß. Die 
Szenarien unterstellen jeweils eine von sechs 
verschiedenen Optionen zur Einnahmen-
rückvergütung, namentlich eine Erhöhung 
des öffentlichen Konsums, Pauschalzahlun-
gen an private Haushalte, sowie Senkungen 
der arbeitnehmerseitigen Sozialversiche-

den Ländern auf, wobei mittlere Einkommensgruppen 
am stärksten belastet seien. Die Analyse von Feindt 
et al. (2021) weist darauf hin, dass die CO2-Bepreisung 
auf nationaler Ebene hauptsächlich neutrale, manch-
mal progressive Effekte hat.  

Soziale Aspekte der 
Klimapolitik gewinnen in 

der politischen Diskus-
sion an Bedeutung und 

rücken zunehmend in 
den Fokus der 

 Forschung. 

Bisher gibt es nur wenige 
Studien, die die Effekte 

einer EU-weiten CO2-
Bepreisung auf Ebene 

der Mitgliedsländer 
 analysieren. 

Der vorliegende Beitrag 
analysiert die Effekte ei-

ner EU-weiten CO2-
Bepreisung in Kombina-

tion mit unterschiedli-
chen Rückvergütungs-

optionen. 
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rungsbeiträge, der Einkommensteuern, der 
Lohnnebenkosten und der Mehrwertsteuer-
sätze. Darüber hinaus werden die Vertei-
lungseffekte der Szenarien für 15 verschie-

dene Haushaltstypen (Einkommensquintile in 
drei verschiedenen Regionstypen) unter-
sucht, wodurch eine wichtige Dimension der 
horizontalen Verteilung adressiert wird. 

2. Szenarien zur Rückvergütung 

Im Folgenden werden die zentralen Annah-
men der Politikszenarien beschrieben. Diese 
Szenarien werden mit einem kontrafakti-
schen Basisszenario verglichen, in dem keine 
CO2-Bepreisung für die nicht vom bestehen-
den EU-ETS erfassten Sektoren eingeführt 
wird. In den Politikszenarien gilt dagegen ab 
2027 ein EU-weiter CO2-Preis für diese Sekto-
ren. Er liegt in der gesamten Zehnjahresperi-
ode bis 2036 konstant bei 45 € je t CO2, was 
dem Zielpreis für das ETS 2 im Jahr 2030 ent-
spricht. In den vom bestehenden EU-ETS ab-
gedeckten Sektoren steigt der CO2-Preis von 
60 € je t im Jahr 2027 auf 120 € je t im Jahr 
2036. 

Während die Annahmen zu den CO2-
Preispfaden in allen Politikszenarien gleich 
sind, werden sechs Optionen zur Einnah-
menrückvergütung unterschieden, die ne-
gative makroökonomische Effekte sowie un-
erwünschte Verteilungseffekte abmildern 
sollen: 

 PCI: Im ersten Fall werden die Einnahmen 
aus der CO2-Bepreisung für den öffentli-
chen Konsum verwendet.  

 CDP: Der zweite Fall beinhaltet die Rück-
führung der CO2-Steuereinnahmen über 
Pauschalzahlungen (Klimadividenden) 

an die privaten Haushalte. Die Zahlun-
gen werden pro Kopf verteilt, wobei Kin-
der bis 14 Jahre einen reduzierten Betrag 
von 40% erhalten. 

 LCR: Im dritten Fall sinken die Lohnne-
benkosten durch Reduktion der arbeit-
geberseitigen Sozialversicherungsbei-
träge. Dies ist die einzige Option mit di-
rekten positiven Auswirkungen auf die 
preisliche Wettbewerbsfähigkeit. 

 SSCw: Die hier unterstellte Senkung der 
arbeitnehmerseitigen Sozialversiche-
rungsbeiträge hat im Gegensatz zur LCR-
Option keine direkten (positiven) Auswir-
kungen auf die preisliche Wettbewerbs-
fähigkeit. 

 ITR: Die fünfte Option beinhaltet eine 
Senkung der Einkommensteuern und äh-
nelt LCR und SSCw. Wie in CDP und 
SSCw steigt ceteris paribus das verfüg-
bare Einkommen. 

 VTR: Der sechste Ansatz zur Einnahmen-
rückvergütung ist die Senkung des Stan-
dard-Mehrwertsteuersatzes auf Waren 
und Dienstleistungen, mit Ausnahme von 
Energiegütern. Indirekt beeinflusst diese 
Option über eine reduzierte Inflation den 
Lohnsatz und damit die preisliche Wett-
bewerbsfähigkeit. 

   

 
Modellbeschreibung ADAGIO 
ADAGIO ist ein dynamisches globales Input-Output-Modell. Es gehört zu einer Familie von Modellen, die eine "dynamische 
neukeynesianische" Philosophie teilen (für eine detaillierte Beschreibung siehe Kratena et al., 2017). Obwohl es kein traditio-
nelles Allgemeines Gleichgewichtsmodell ("Computable General Equilibrium"-Modell – CGE) ist, zeigt ADAGIO ein gleichge-
wichtsähnliches Verhalten auf den Güter- und Arbeitsmärkten; die Bestimmungsfaktoren der Finanzmärkte (wie Zins- und 
Wechselkurse) sind jedoch exogen. Das "neukeynesianische" Element wird durch ein langfristiges Vollbeschäftigungsgleich-
gewicht repräsentiert, das kurzfristig aufgrund institutioneller Rigiditäten nicht erreichbar ist. Dazu gehören Liquiditätsbe-
schränkungen für Konsument:innen, Lohnverhandlungen und unvollkommener Wettbewerb. 

Als Input-Output-Modell ist ADAGIO nachfrageorientiert. Es geht jedoch in mehrfacher Hinsicht über traditionelle (statische) 
Input-Output-Modelle hinaus: Das Preissystem berücksichtigt – ausgehend von den gemeinsam mit den Produktionsfaktoren 
Kapital, Arbeit, Energie und importierte sowie heimische Vorleistungen bestimmten Erzeugerpreisen – nutzerspezifische Preise, 
die unterschiedliche Margen, Steuern, Subventionen und Importanteile widerspiegeln (im Außenhandel werden internatio-
nale Transport- und Handelsspannen sowie Zölle berücksichtigt). Damit ergeben sich konsistente Preissignale für die Schät-
zung der Nachfragestrukturen in Produktion, Konsum, Investitionen und Exporten. 

Für die vorliegende Analyse wurde ADAGIO um Merkmale seines Schwestermodells DYNK (einem Ein-Land-Modell mit detail-
lierter Darstellung von Energieflüssen und Emissionen, siehe z. B. Kettner et al., 2024b; Kirchner et al., 2019; Sommer & Kratena, 
2020) erweitert. Die Erweiterungen bestehen aus spezifischen Modulen zum Energiemix der Industriesektoren und zur Energie-
nachfrage der privaten Haushalte für Mobilität, Heizung und Geräte. Das Produktionsmodul wurde um die Möglichkeit der 
Substitution von Brennstoffen erweitert.  

ADAGIO basiert auf nationalen Supply-Use-Tabellen und Handelsmatrizen, die die Wirtschaft in Form von Warenflüssen zwi-
schen Sektoren und Nutzer:innen (sowie zwischen den Modellregionen) darstellen. Die Supply-Use-Tabellen beziehen sich auf 
die im WIOD-Projekt (Timmer et al., 2015) enthaltenen Regionen und umfassen 43 Länder sowie die übrige Welt. Da die 
WIOD-Datenbank nicht mehr aktualisiert wird, basiert die aktuelle Version von ADAGIO auf Supply-Use-Tabellen, die von Eu-
rostat (für die EU 27 und EU 28) und der OECD (für die sonstigen Länder) adaptiert wurden (Basisjahr 2017/18). 

 

 

Die Simulationen umfas-
sen sechs Optionen zur 
Einnahmenrückvergü-
tung, die negative mak-
roökonomische Effekte 
sowie unerwünschte 
Verteilungseffekte ab-
mildern sollen. 
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Die Einführung des CO2-Preises ist in allen 
sechs Szenarien aufkommensneutral, d. h. 
das Gesamtvolumen der Ausgleichsmaß-
nahmen entspricht den Einnahmen, die 

durch den CO2-Preismechanismus im jeweili-
gen Mitgliedsland generiert werden. 

3. Simulationsdesign und zentrale Wirkungskanäle 

Die Politikszenarien wurden mit dem makro-
ökonomischen Modell ADAGIO simuliert (Nä-
heres siehe Kasten "Modellbeschreibung 
ADAGIO"). Für die Szenarien-Simulationen 
werden folgende Annahmen zu den Staats-
einnahmen und -ausgaben getroffen: Die 
Arbeitslosenleistungen werden endogen auf 
der Grundlage der Zahl der Arbeitslosen, die 
als Differenz zwischen der Gesamtbeschäfti-
gung und dem Arbeitskräfteangebot be-
rechnet wird, und der Lohnquote bestimmt. 
Bei anderen Transferleistungen wie Pensio-
nen und Familienleistungen wird davon aus-
gegangen, dass sie real konstant bleiben 
und an die Inflation angepasst werden. 
Diese Annahme entspricht der gängigen 
Praxis und ist realistischer als die Beibehal-
tung nomineller Werte. 

Der öffentliche Konsum wird ebenfalls endo-
gen bestimmt, um einen vorher festgelegten 
Budgetdefizitpfad einzuhalten. Das Budget-
defizit entspricht der Differenz zwischen den 
Staatseinnahmen (vor allem aus Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen) und den Aus-
gaben (vor allem Arbeitslosenunterstützung 
und Staatsverbrauch). Dieser Ansatz führt zu 
ausgeprägten Effekten, da der öffentliche 
Konsum direkt auf Veränderungen sowohl 
der Einnahmen als auch der Ausgaben rea-
giert.  

Die wichtigsten exogenen Variablen sind fi-
nanzieller Art: Abgesehen von den Zinssät-
zen wird der Wechselkurs als exogen – und 
fix – angenommen. Der feste Wechselkurs 
hat große Auswirkungen auf die Modeller-
gebnisse (siehe auch Kapitel 5): In der rea-
len Welt könnte einer Verschlechterung der 
Terms-of-Trade durch Interventionen auf 
dem Devisenmarkt entgegengewirkt wer-
den; tatsächlich werden einige Wechselkurs-
schwankungen durch normale Marktkräfte 
hervorgerufen, wenn die Kapitalströme auf 
Veränderungen der Preise und des Wachs-
tums reagieren. In den vorliegenden Simula-
tionen wird von solchen Anpassungen ab-
gesehen. Infolgedessen sind die Auswirkun-
gen des CO2-Preises auf die Exporte ausge-
prägter, als sie es in der Realität (und in an-
deren Modellanwendungen) wahrscheinlich 
wären.  

Die CO2-Bepreisung beeinflusst die Wirt-
schaft in erster Linie über ihre Auswirkungen 

auf die Erzeugerpreise. Durch die Verteue-
rung der Energieinputs erhöht sie die sekt-
oralen Erzeugerpreise und in weiterer Folge 
die inländischen Verbraucherpreise. Damit 
verschlechtern sich die Terms-of-Trade, 
wodurch die preisliche Wettbewerbsfähig-
keit der Exporte sinkt und die Importnach-
frage angekurbelt wird, was sich letztlich 
dämpfend auf das BIP auswirkt. Während 
die Auswirkungen auf die Erzeugerpreise bei 
niedrigeren CO2-Preisen mäßig sind, werden 
sie bei höheren Preisen ausgeprägter, insbe-
sondere in energieintensiven Sektoren.  

Die verschiedenen Optionen zur Rückvergü-
tung der Einnahmen aus der CO2-Beprei-
sung dürften die negativen Auswirkungen 
auf die privaten Haushalte oder die Volks-
wirtschaft als Ganzes über folgende Kanäle 
abmildern:  

 Werden die Einnahmen aus der CO2-Be-
preisung für eine Erhöhung des öffentli-
chen Konsums verwendet, wirkt dies wie 
eine "antizyklische" Politik, die die negati-
ven makroökonomischen Auswirkungen 
höherer Energiekosten abmildert. 

 Werden die Einnahmen in Form einer 
Klimadividende an die privaten Haus-
halte rückvergütet, erhöht sich das ver-
fügbare Haushaltseinkommen. Dies kur-
belt den privaten Konsum an.  

 In ähnlicher Weise wirkt sich eine Sen-
kung der Sozialversicherungsbeiträge 
oder der Einkommensteuern für Arbeit-
nehmer:innen in erster Linie auf das ver-
fügbare Einkommen aus, auch wenn mit 
den Erwerbstätigen ein geringerer Anteil 
der Bevölkerung davon profitiert als von 
Klimadividenden.  

 Eine Senkung der Mehrwertsteuer auf 
nichtenergetische Güter verringert über 
die Verbraucherpreise den Lohndruck 
und damit indirekt die Arbeitskosten. In 
den Modellsimulationen wird unterstellt, 
dass die Senkung der Mehrwertsteuer 
vollständig an die Verbraucher:innen 
weitergegeben wird.  

 Die Senkung der Arbeitgeberbeiträge zur 
Sozialversicherung schließlich verringert 
direkt die Lohnnebenkosten, wodurch 
die Beschäftigung gefördert und der In-
flationsdruck gemildert wird, und wirkt 
sich stärker auf die Erzeugerpreise (also 
die Preise "ab Werkstor") aus. 

Der öffentliche Konsum 
wird im Modell endogen 

bestimmt, um einen 
vorher festgelegten 

Budgetdefizitpfad einzu-
halten; Wechselkurse 

werden als exogen und 
fix angenommen. 

Die CO2-Bepreisung 
dämpft das Wirtschafts-

wachstum. Die unter-
schiedlichen Rückver-
gütungsoptionen mil-

dern diesen Effekt über 
verschiedene Kanäle 

ab. 
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4. Simulationsergebnisse 
4.1 Auswirkungen auf die CO2-Emissionen 

Für die EU 27 ist die CO2-Emissionsreduktion 
insgesamt (EU-ETS und ETS 2) zehn Jahre 
nach Einführung der CO2-Bepreisung je 
nach Rückvergütungsoption um 6% bis 7% 
höher als im Basisszenario. In Österreich be-
trägt der Minderausstoß etwa 4% und in Po-
len zwischen 6% bis 9% (Abbildung 1). In 
ADAGIO sinken die Emissionen nach der Ein-
führung des CO2-Preises rasch. Dies geht in 
erster Linie auf die abrupte Anpassung des 
Endenergieverbrauchs der privaten Haus-
halte zurück, während der intermediäre 
(produktionsbezogene) Energieverbrauch 
langsamer reagiert. Die Ursache hierfür liegt 

in der Produktionsfunktion des Modells, die 
eine allmähliche Anpassung der Faktor-
nachfrage ermöglicht – im Gegensatz zur 
sofortigen Reaktion der Energienachfrage 
der privaten Haushalte auf Preisänderun-
gen. Diese Diskrepanz spiegelt die Herausfor-
derungen bei der ökonometrischen Model-
lierung des Verhaltens der Haushalte wider, 
insbesondere in Bezug auf Investitionsent-
scheidungen. Anders als Unternehmen ha-
ben private Haushalte oft längere Aus-
tauschzyklen für energieintensive Kapitalgü-
ter, wie z. B. Heizungsanlagen, und möglich-
erweise keinen Einfluss auf energetische Ver-
besserungen in Mietobjekten.  

 

Abbildung 1:  CO2-Emissionsreduktion im Jahr 2036 nach Rückvergütungsoption  

 

Q: WIFO-Berechnungen. PCI . . . Erhöhung des öffentlichen Konsums, CDP . . . Klimadividenden, LCR . . . Lohn-
nebenkostensenkung, SSCw . . . Senkung der arbeitnehmerseitigen Sozialversicherungsbeiträge, ITR . . . Einkom-
mensteuersenkung, VTR . . . Mehrwertsteuersenkung. 

 

4.2 Makroökonomische Effekte 

Abbildung 2 zeigt die Auswirkungen eines 
CO2-Preises von 45 € je t auf das reale BIP in 
den verschiedenen Rückvergütungsszena-
rien. Zusätzlich zu den sechs in Kapitel 2 be-
schriebenen Optionen ist auch ein Szenario 
ohne Rückvergütung ("No") enthalten. Diese 
unplausible Annahme führt – vor allem kurz-
fristig – zu extremen Ergebnissen. Der Rück-
gang des realen BIP betrüge in Polen 8,9%, 
während Österreichs relativ CO2-effiziente 
Wirtschaft im Vergleich zum Basisszenario um 
0,8% schrumpfen würde4). Auf Ebene der 
EU 27 würde das BIP im Jahr 2036 um mehr 
als 5% geringer ausfallen als im kontrafakti-
schen Basisszenario. Angesichts dieser drasti-
schen Ergebnisse wurde das Szenario ohne 

 
4)  Im Jahr 2036 führt dieses Szenario in Österreich zu 
ähnlichen Ergebnissen wie einige der Rückvergütungs-
szenarien. In den ersten acht Jahren nach Einführung 
der CO2-Bepreisung sind die Auswirkungen ohne 
Rückvergütung allerdings negativer. Den stärksten 
dämpfenden Effekt verzeichnen alle Regionen vier 

Rückvergütung in der weiteren Analyse aus-
geklammert.  

Die Einnahmen aus der CO2-Bepreisung sind 
beträchtlich: Bei einem CO2-Preis von 45 € 
je t erzielt Österreich zehn Jahre nach der 
Einführung Einnahmen in Höhe von etwa 
1,6 Mrd. €. Polen lukriert 6,7 Mrd. € und die 
EU 27 etwa 77 Mrd. €, die annahmegemäß 
zur Finanzierung von Kompensationsmaß-
nahmen verwendet werden. Allerdings hat 
der CO2-Preis in den Modellsimulationen 
selbst bei einer Rückvergütung erhebliche 
negative makroökonomische Auswirkungen. 
Auf EU-Ebene sinkt das reale BIP je nach Sze-
nario um 1,0% bis 2,1%, in Österreich um 0,4% 
bis 0,9% und in Polen um 1,2% bis 3,3% im 
Vergleich zum Basisszenario.  

Jahre nach Einführung der CO2-Bepreisung. Danach 
erholt sich das BIP rasch; in Österreich ist diese Erho-
lung besonders ausgeprägt, was bis 2036 zu diesem 
scheinbar "neutralen" Effekt gegenüber anderen 
Rückvergütungsoptionen führt. 

Ohne Rückvergütung ist 
die CO2-Bepreisung mit 
negativen makroökono-
mischen Effekten ver-
bunden. 
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Die Reduktion der Lohnnebenkosten (LCR) 
und die Senkung der Mehrwertsteuer (VTR) 
führen zu den günstigsten Ergebnissen in Be-
zug auf das reale BIP. Eine Senkung der 
Lohnnebenkosten wirkt sich direkt dämp-
fend auf die Erzeugerpreise aus und wirkt so 
der durch die CO2-Bepreisung induzierten 
Verteuerung entgegen. Eine Mehrwertsteu-
ersenkung wirkt dagegen indirekt, indem sie 
die Inflation dämpft. Dies hat geringere 
Lohnsteigerungen zur Folge, was wiederum 
die Erzeugerpreise dämpft, wenn auch in 
geringerem Maße als eine Senkung der 
Lohnnebenkosten. Darüber hinaus belebt 
die Mehrwertsteuersenkung jedoch auch 
den Konsum, was bei der Lohnnebenkosten-
senkung nicht der Fall ist. In einigen Ländern, 
wie z. B. Polen, führt die Senkung der Arbeit-
geberbeiträge zur Sozialversicherung zu-
nächst zu einem Anstieg des BIP, bevor die 
negativen Preiseffekte überwiegen. Dieses 
Phänomen ist auf die Modelldynamik zu-
rückzuführen, da die dämpfende Wirkung 
der reduzierten Sozialversicherungsbeiträge 
schneller eintritt als die verzögerte Reaktion 
anderer Preisvariablen, insbesondere der 
Lohnsätze.  

Der Rückgang des realen BIP infolge der 
CO2-Bepreisung resultiert aus einer beträcht-
lichen Inflation. Manche Rückvergütungsop-
tionen können diesen Inflationsdruck jedoch 

erheblich abmildern. Während Klimadividen-
den oder erhöhte Staatsausgaben die Teue-
rung eher anheizen, können eine Senkung 
der Lohnnebenkosten und vor allem eine 
Reduktion der Mehrwertsteuer (auf Waren 
und Dienstleistungen ohne Energiegüter) die 
Verbraucherpreisinflation wirksam eindäm-
men. Wenngleich ihre dämpfende Wirkung 
auf die Verbraucherpreise schwächer ist, 
wirkt sich die Senkung der Arbeitgeberbei-
träge zur Sozialversicherung positiv auf die 
reale Exportleistung aus. Dieser Effekt ist je-
doch von Land zu Land etwas unterschied-
lich ausgeprägt. In Österreich wie auch in 
der EU insgesamt führt die Mehrwertsteuer-
senkung zu besseren Exportergebnissen als 
die Senkung der Lohnnebenkosten, wäh-
rend in Polen die beiden Szenarien in Bezug 
auf die Exporte sehr ähnliche Ergebnisse lie-
fern. Diese Unterschiede ergeben sich aus 
dem unterschiedlichen Verhältnis zwischen 
den Einnahmen aus der CO2-Bepreisung 
und den arbeitgeberseitigen Sozialversiche-
rungsbeiträgen in den einzelnen Ländern: 
Während in Österreich die Einnahmen aus 
der CO2-Bepreisung weniger als 8% der ge-
samten Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversi-
cherung ausmachen, belaufen sie sich in 
Polen auf mehr als 25%, was im Szenario LCR 
zu einer stärkeren Dämpfung der Erzeuger-
preise führt. 

 

Abbildung 2: Veränderung des realen BIP im Jahr 2036 nach Rückvergütungsoption  

 

Q: WIFO-Berechnungen. No . . . Szenario ohne Rückvergütung. PCI . . . Erhöhung des öffentlichen Konsums, 
CDP . . . Klimadividenden, LCR . . . Lohnnebenkostensenkung, SSCw . . . Senkung der arbeitnehmerseitigen So-
zialversicherungsbeiträge, ITR . . . Einkommensteuersenkung, VTR . . . Mehrwertsteuersenkung. 

 

Entgegen der Erwartung hat die regressivere 
Einnahmenrückvergütung über Einkommen-
steuersenkungen nur geringfügig ungünsti-
gere makroökonomische Ergebnisse zur 
Folge als die Rückverteilung über pauschale 
Klimadividenden. Angesichts der höheren 
marginalen Konsumneigung von privaten 
Haushalten mit niedrigem Einkommen – sie 
beträgt etwa 100%, gegenüber 60% bei 
Haushalten mit höherem Einkommen – wäre 
a priori eine stärkere positive Wirkung von 
Pauschalzahlungen zu erwarten. Die unter-

schiedlichen Konsummuster der Einkom-
mensgruppen schwächen diesen Effekt je-
doch ab. Haushalte mit geringerem Einkom-
men geben einen größeren Teil davon für 
Lebensmittel und Mieten aus, während die 
Ausgaben für Freizeit und touristische Dienst-
leistungen sowie der Anteil der imputierten 
Mieten geringer sind. Lebensmittel weisen ei-
nen relativ hohen Importanteil auf, während 
Dienstleistungen zur Freizeitgestaltung im In-
land konsumiert werden. Folglich geben 
Haushalte mit niedrigem Einkommen, die 

Eine Reduktion der Lohn-
nebenkosten und eine 

Senkung der Mehrwert-
steuer sind am besten 

dazu geeignet, negative 
makroökonomische Ef-

fekte abzumildern. 

Die sechs Rückvergü-
tungsoptionen haben 

unterschiedliche Effekte 
auf die Inflation. 

Das unterschiedliche 
Konsumverhalten der 

Haushaltsgruppen 
gleicht die Wirkung der 

einzelnen Rückvergü-
tungsoptionen aus. 
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anteilig mehr Nahrungsmittel konsumieren, 
einen größeren Teil ihres verfügbaren Ein-
kommens für importierte Güter aus als ein-
kommensstärkere Haushalte. Dieses Muster 
vertieft sich durch den relativ hohen Im-
portanteil von Energiegütern, die ebenfalls 
einen überdurchschnittlichen Anteil an den 
Konsumausgaben einkommensschwächerer 
Haushalte ausmachen. 

Im Gegensatz zum Lebensmittelkonsum hat 
der Wohnbau, der per Definition im Inland 
erfolgt, weniger expansive Auswirkungen. 
Der größte Teil der Mieteinnahmen kommt 
einkommensstärkeren Haushalten mit gerin-
gerer Konsumneigung zugute, was das 
Wachstum des Gesamtverbrauchs dämpft. 

Senkungen der Mehrwertsteuer (VTR) und 
der Lohnnebenkosten (LCR) wirken sich am 
günstigsten auf die Beschäftigung aus, da 

sie positive Effekte auf die Preise, die Exporte 
und damit auf das BIP haben. Umgekehrt 
sind Stützungen der Nachfrage über Entlas-
tungen der Haushalte (CDP, SSCw, ITR) mit 
tendenziell ungünstigeren Beschäftigungsef-
fekten verbunden (Abbildung 3), nicht zu-
letzt, weil dadurch inflationäre Tendenzen 
zusätzlich verstärkt werden. Nur in den Sze-
narien LCR und VTR wird die Arbeitslosigkeit 
wirksam eingedämmt. Polen verzeichnet im 
Modell für 2036 sogar einen Rückgang der 
Arbeitslosigkeit im Vergleich zum Basisszena-
rio, während die Arbeitslosenquote in der 
EU 27 relativ stabil bleibt. Im Gegensatz dazu 
führen andere Szenarien, wie z. B. die Erhö-
hung des öffentlichen Konsums oder Einkom-
mensteuersenkungen, in Polen zu einer Ver-
doppelung der Arbeitslosigkeit. Ein derarti-
ger Anstieg kann nicht durch den Rückgang 
der Erwerbsbevölkerung kompensiert wer-
den. 

 

Abbildung 3: Beschäftigungsrückgang im Jahr 2036 nach Rückvergütungsoption  

 

Q: WIFO-Brerchnungen. PCI . . . Erhöhung des öffentlichen Konsums, CDP . . . Klimadividenden, LCR . . . Lohn-
nebenkostensenkung, SSCw . . . Senkung der arbeitnehmerseitigen Sozialversicherungsbeiträge, ITR . . . Einkom-
mensteuersenkung, VTR . . . Mehrwertsteuersenkung. 

 

4.3 Verteilungseffekte 

Ein weiterer Fokus der Analyse liegt auf den 
Verteilungseffekten der CO2-Bepreisung un-
ter den verschiedenen Annahmen zur Ein-
nahmenrückvergütung. Das Modell unter-
scheidet entlang der Einkommensquintile 
fünf Gruppen von Haushalten, die unter-
schiedliche Merkmale aufweisen, insbeson-
dere das unterste Quintil. 

Erstens unterscheidet sich die Zusammenset-
zung des Einkommens erheblich zwischen 
den Quintilen. Das einkommensschwächste 
Fünftel der Haushalte bezieht weniger als 
20% seines Einkommens aus Löhnen, Gewin-
nen oder Vermögenserträgen, während es 
im obersten Quintil über 95% sind. Im Gegen-
satz dazu sind Sozialtransfers für das 1. Quintil 
mit über 80% die Haupteinkommensquelle, 
machen aber im obersten (5.) Quintil weni-
ger als 5% aus. Folglich hat die CO2-Beprei-

sung für einkommensschwächere Haushalte 
relativ geringere Einkommensverluste zur 
Folge, da Sozialtransfers, einschließlich Pensi-
onen, Familienleistungen und Arbeitslosen-
geld, weniger empfindlich auf wirtschaftli-
che Schwankungen reagieren. Die ange-
nommene vollständige Indexierung der 
Transfers schützt diese Haushalte zusätzlich 
vor Einkommensverlusten infolge von Kon-
junkturabschwüngen. 

Zweitens unterscheidet sich die Konsumnei-
gung deutlich zwischen den Quintilen. Haus-
halte im 1. Quintil konsumieren fast ihr ge-
samtes Einkommen, während jene im obers-
ten Quintil oft mehr als ein Drittel sparen. 
Darüber hinaus variiert die Konsumstruktur, 
wobei der Energieverbrauch über die Quin-
tile hinweg relativ homogen ist (er beträgt 
rund 10% in Österreich und 16% in Polen), 
sich aber nach Nutzungsart unterscheidet: 
Strom und Heizung sind für einkommens-

Eine Erhöhung des öf-
fentlichen Konsums ist 
mit dem stärksten Rück-
gang an Beschäftigung 
verbunden. 

Die Verteilungseffekte 
spiegeln die unter-
schiedliche Einkom-
mensstruktur und Kon-
sumneigung der fünf 
Haushaltsgruppen wider. 
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einkommensstärkere. Ärmere Haushalte 
wenden tendenziell einen größeren Anteil ih-
res Einkommens für Energie auf, was sie an-
fälliger für Preissteigerungen macht. Darüber 
hinaus haben Nahrungsmittel und Wohn-
raum im Warenkorb einkommensschwäche-
rer Haushalte ein höheres Gewicht, während 
solche Haushalte weniger für Freizeitaktivitä-
ten und Dienstleistungen ausgeben. Dies be-
einflusst die Wirkung der unterschiedlichen 
Einnahmenrückvergütungsoptionen. 

Es ist wichtig zu beachten, dass das Haus-
haltseinkommen und seine Struktur nicht sta-
tisch sind. Die Haushalte können im Laufe 
der Zeit verschiedenen Einkommensquintilen 
angehören, was die Analyse der Verteilungs-
effekte erschwert. Ein dynamisches Mikrosi-
mulationsmodell wäre erforderlich, um die 
Auswirkungen auf die einzelnen Haushalte 
genau zu erfassen. 

Mit Ausnahme der Rückvergütung über eine 
Senkung der arbeitgeberseitigen Sozialver-

sicherungsbeiträge (LCR) dämpft die CO2-
Bepreisung das verfügbare Einkommen är-
merer Haushalte im Allgemeinen schwächer 
als jenes reicherer Haushalte. Dies ist in erster 
Linie auf die Indexierung der Transfers zu-
rückzuführen, die einen gewissen Schutz vor 
Inflation bietet. In einigen Fällen führt dieser 
Mechanismus in der Anfangsphase des Si-
mulationszeitraums sogar zu Nettogewinnen. 

In den meisten Rückvergütungsszenarien 
bleibt das real verfügbare Einkommen der 
einkommensschwächeren Quintile relativ 
stabil. Klimadividendenzahlungen bedeuten 
für diese Gruppen sogar leichte Einkom-
menszuwächse. In Österreich ähneln sich die 
Effekte in den Quintilen 4 und 5 sowie 2 und 
3. In Polen ist das nicht der Fall, da die Ver-
luste aufgrund der negativen makroökono-
mischen Effekte infolge der CO2-Bepreisung 
mit dem Einkommen zunehmen (Abbil-
dung 4). 

  

Übersicht 1: Real verfügbares Einkommen im Jahr 2036 nach Rückvergütungsoption und 
Haushaltseinkommensquintilen  

 PCI CDP LCR SSCw ITR VTR 
 Veränderung des real verfügbaren Einkommens in % gegenüber dem Basisszenario 

Österreich       
1. Quintil  – 0,2  + 0,6  – 0,2  – 0,2  – 0,2  – 0,1 
2. Quintil  – 0,8  + 0,0  – 0,4  – 0,5  – 0,5  – 0,3 
3. Quintil  – 1,2  – 0,6  – 0,6  – 0,7  – 0,9  – 0,5 
4. Quintil  – 1,6  – 1,0  – 0,8  – 1,0  – 1,2  – 0,6 
5. Quintil  – 1,5  – 1,2  – 0,7  – 0,9  – 0,8  – 0,4 
Insgesamt  – 1,3  – 0,8  – 0,6  – 0,8  – 0,8  – 0,4 
        
Polen       
1. Quintil  – 1,0  + 3,5  – 0,6  – 0,7  + 0,0  – 0,3 
2. Quintil  – 2,0  + 1,7  – 0,9  – 1,2  – 0,6  – 0,7 
3. Quintil  – 3,2  – 0,5  – 1,2  – 1,9  – 1,6  – 1,3 
4. Quintil  – 4,2  – 2,4  – 1,6  – 2,6  – 2,6  – 1,8 
5. Quintil  – 4,7  – 4,3  – 2,0  – 3,3  – 3,2  – 2,0 
Insgesamt  – 3,9  – 2,3  – 1,6  – 2,6  – 2,4  – 1,6 
        
EU 27       
1. Quintil  – 0,2  + 1,8  – 0,1  – 0,1  – 0,1  + 0,0 
2. Quintil  – 1,1  + 0,5  – 0,6  – 0,8  – 0,6  – 0,4 
3. Quintil  – 1,8  – 0,8  – 0,9  – 1,3  – 1,2  – 0,7 
4. Quintil  – 2,6  – 1,9  – 1,3  – 1,9  – 1,9  – 1,1 
5. Quintil  – 2,7  – 2,5  – 1,5  – 2,1  – 1,8  – 1,1 
Insgesamt  – 2,2  – 1,5  – 1,2  – 1,6  – 1,5  – 0,9 

Q: WIFO-Berechnungen. PCI . . . Erhöhung des öffentlichen Konsums, CDP . . . Klimadividenden, LCR . . . Lohn-
nebenkostensenkung, SSCw . . . Senkung der arbeitnehmerseitigen Sozialversicherungsbeiträge, ITR . . . Einkom-
mensteuersenkung, VTR . . . Mehrwertsteuersenkung. 

 

Die Rückvergütung über Klimadividenden 
(CDP) sticht insofern heraus, als sie sowohl in 
Österreich als auch in Polen zu leichten Ein-
kommensgewinnen für Haushalte im unters-
ten Quintil führt, die vor allem städtischen 
Haushalten zugutekommt. Im 2. und 3. Quin-
til werden die positiven Auswirkungen der 
Klimadividende in städtischen Gebieten je-
doch durch erhebliche Lohneinbußen über-

kompensiert, was insgesamt einen Einkom-
mensrückgang zur Folge hat. 

In den übrigen Rückvergütungsszenarien 
sind die stärksten negativen Effekte im un-
tersten Einkommensquintil (1. Quintil) in Regi-
onen mit mittlerer Besiedlungsdichte zu be-
obachten (Abbildung 4). Im Gegensatz 
dazu sind in städtischen Gebieten die Quin-

Klimadividenden sind 
am besten dazu geeig-

net, negative Effekte der 
CO2-Bepreisung auf ein-

kommensschwache 
Haushalte zu kompen-

sieren. 

Regionale Unterschiede 
in den Verteilungseffek-

ten spiegeln die unter-
schiedliche regionale 

Einkommensstruktur 
 wider. 
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tile 2 und 3 am stärksten von Einkommens-
verlusten betroffen, was vor allem auf die 
Löhne zurückzuführen ist, die in Städten eine 
wichtigere Einkommenskomponente darstel-
len als im ländlichen Raum. Dagegen ver-
zeichnen die oberen Einkommensquintile 4 

und 5 in städtischen Regionen geringere Ein-
kommensverluste als in den anderen Regio-
nen, da sie erheblich von Steuersenkungen 
auf verschiedene Einkommensquellen profi-
tieren. 

 

Abbildung 4: Real verfügbares Einkommen im Jahr 2036 nach Rückvergütungsoption, Haushaltseinkommensquintilen 
und Regionstyp  

 

Q: WIFO-Berechnungen. Die nationalen Ergebnisse wurden mit Hilfe von Informationen aus EU-SILC regionalisiert. PCI . . . Erhöhung des öffentlichen 
Konsums, CDP . . . Klimadividenden, LCR . . . Lohnnebenkostensenkung, SSCw . . . Senkung der arbeitnehmerseitigen Sozialversicherungsbeiträge, 
ITR . . . Einkommensteuersenkung, VTR . . . Mehrwertsteuersenkung. 

5. Diskussion 

Die Modellannahmen beeinflussen die Er-
gebnisse erheblich. So führt die gewählte 
"Model Closure" – die Randbedingung eines 
konstanten Haushaltsdefizits – tendenziell zu 
ausgeprägteren Ergebnissen. Annahmen 
zum Wechselkurs – für die Simulationen 

wurden fixe Wechselkurse unterstellt – und 
zur Exogenität des technologischen Fort-
schritts spiegeln sich ebenfalls in den Resul-
taten.  

Modellannahmen be-
züglich "Model Closure", 
Wechselkursen und 
technischem Fortschritt 
beeinflussen die Ergeb-
nisse erheblich. 
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Um die Bedeutung der ersten beiden Fakto-
ren zu bewerten, wurde eine Reihe von Sen-
sitivitätsanalysen durchgeführt (Kettner 
et al., 2024a). Sie zeigten, dass die Verwen-
dung einer anderen "Model Closure" (Kon-
stanthaltung des realen öffentlichen Kon-
sums anstelle des Haushaltsdefizits) mittelfris-
tig zu moderateren Ergebnissen führt, ob-
wohl die Unterschiede kurzfristig viel stärker 
ausgeprägt sind. Die Wechselkursentwick-
lung hat einen beträchtlichen Einfluss auf die 
Ergebnisse, obwohl das Modell sie wahr-
scheinlich überbewertet: Auf dem Weltmarkt 
werden einige Güter in Dollar bepreist; für 
diese können inländische Preiserhöhungen 
nicht einfach "weggewertet" werden. 
ADAGIO kann jedoch nicht zwischen Gü-
tern, die in nationaler Währung gehandelt 
werden, und in Dollar gehandelten Gütern 
unterscheiden, wodurch es der Einfluss der 
Wechselkurse überschätzt. 

Die dritte Annahme, die Exogenität des 
technologischen Fortschritts, bedeutet nicht, 
dass es keinen technologischen Fortschritt 
gibt; er ist vielmehr in den Gleichungen zur 
Beschreibung der Faktoranteile in den sekt-
oralen Produktionsprozessen enthalten. Er ist 

jedoch in allen Szenarien identisch. Die Exo-
genitätsannahme ist aufgrund folgender As-
pekte nicht allzu problematisch: Zum einen 
ist über den relativ kurzen Untersuchungszeit-
raum von zehn Jahren das Potenzial der 
CO2-Bepreisung, den technologischen Fort-
schritt spürbar zu beeinflussen, ebenso be-
grenzt wie das Potenzial für die Einführung 
klimafreundlicher Produkte – Kfz mit fossilem 
Antrieb, die heute gekauft werden, werden 
zumeist noch in zehn Jahren in Gebrauch 
sein. Andere Technologien (wie Gebäude 
und Heizsysteme) haben eine noch längere 
Lebensdauer. Außerdem ist die Endogenisie-
rung des technologischen Fortschritts 
schwierig, da sie eine gewisse "Elastizität" der 
Energieeffizienz (direkt oder indirekt über For-
schung und Entwicklung, Innovation und In-
vestitionen) in Bezug auf die Energiepreise 
voraussetzen würde. Große Fortschritte – so-
wohl bei der Energieeffizienz als auch hin-
sichtlich anderer Dimensionen – folgen aller-
dings nicht einem linearen Pfad, sondern re-
sultieren aus Durchbrüchen. Bei der Berück-
sichtigung des technologischen Fortschritts 
ist darauf zu achten, nicht voreilig von sol-
chen Entwicklungen auszugehen.

6. Schlussfolgerungen 

Die wichtigsten Schlussfolgerungen der vor-
liegenden Analyse beziehen sich auf vier 
Kernpunkte. Der erste Punkt betrifft die Ver-
wendung von makroökonomischen Model-
len zur Analyse politischer Maßnahmen, wie 
z. B. der Einführung einer CO2-Bepreisung. 
Wie sich zeigte, sind die Ergebnisse der Simu-
lationen nicht nur von den Szenarienannah-
men (z. B. Höhe des CO2-Preises) abhängig, 
sondern werden auch erheblich von den 
Modellannahmen (z. B. der angewandten 
"Model Closure") beeinflusst. Dies macht 
deutlich, wie wichtig eine klare und transpa-
rente Beschreibung der Modellannahmen 
ist. 

Zweitens bestätigt die Analyse den Trade-off 
zwischen makroökonomischer Effizienz und 
Verteilungsgerechtigkeit im Hinblick auf ver-
schiedene Optionen der Einnahmenrückver-
gütung (siehe z. B. Goulder et al., 2019; 
Kettner et al., 2024b; Kirchner et al., 2019). 
Unter den sechs untersuchten Optionen ver-
hindern nur Klimadividenden wirksam Ein-
kommensverluste für einkommensschwache 
Haushalte des 1. und 2. Quintils. In Bezug auf 
die makroökonomischen Effekte schneiden 
Klimadividendenzahlungen jedoch deutlich 
schlechter ab als Senkungen der Lohnne-
benkosten oder der Mehrwertsteuersätze. 
Eine vorgelagerte Bedürftigkeitsprüfung oder 
die Koppelung der Klimadividende an die 
Einkommensteuer könnte es ermöglichen, 
einen Teil der Einnahmen aus der CO2-Be-

 
5)  Der Just Transition Fund (Fonds für einen gerechten 
Übergang) ist ein Instrument der Kohäsionspolitik, das 
im Rahmen des europäischen "Green Deal" eingeführt 
wurde. Ziel des Fonds ist es, jene Regionen, die vom 

preisung für andere Politikoptionen zu ver-
wenden und auf einen Maßnahmenmix zu 
setzen. So ließe sich z. B. eine Senkung der 
Lohnnebenkosten als die aus makroökono-
mischer Sicht effizienteste Rückvergütungs-
option umsetzen, ohne vollständig auf die 
positiven Verteilungseffekte der Klimadivi-
dende zu verzichten. 

Drittens zeigen die Ergebnisse für Polen, dass 
Länder, die mit größeren sozioökonomischen 
Herausforderungen im Zusammenhang mit 
der Dekarbonisierung konfrontiert sind, eine 
höhere Unterstützung benötigen. Dies ist auf 
eine überdurchschnittliche CO2-Intensität zu-
rückzuführen, die durch eine geringere Wirt-
schaftsleistung und einen verzögerten in-
dustriellen Strukturwandel noch verschärft 
wird. Der Just Transition Fund5) der EU kann 
dazu beitragen, die negativen sozioökono-
mischen Auswirkungen der grünen Transfor-
mation abzumildern und eine Verschärfung 
der Ungleichheiten innerhalb und zwischen 
den EU-Ländern zu verhindern. 

Als letzter wichtiger Aspekt muss die CO2-Be-
preisung in einen breiteren Policy-Mix einge-
bettet werden, um die Klimaziele zu errei-
chen. So gilt es, technologische Innovation 
und deren Anwendung (Steigerung der 
Energieeffizienz, Umstellung auf kohlenstoff-
arme Technologien und umweltfreundliche 
Industrieprozesse) zu unterstützen. Dazu müs-
sen optimale Bedingungen für Forschung 

Übergang zur Klimaneutralität am stärksten betroffen 
sind, zu unterstützen, um zu verhindern, dass regionale 
Ungleichheiten zunehmen (Verordnung (EU) 
2021/1056).  

Die Analyse bestätigt 
den Trade-off zwischen 

makroökonomischer Ef-
fizienz und Verteilungs-

gerechtigkeit. 

Eine CO2-Bepreisung 
muss in einen umfassen-
den Politikmix eingebet-

tet werden, um die Kli-
maziele zu erreichen. 
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und Entwicklung geschaffen und Investitio-
nen in neue, effizientere Technologien und 
Prozesse aufseiten der Industrie und der pri-
vaten Haushalte gefördert werden, um 

sowohl ökologische Effektivität als auch wirt-
schaftliche Wettbewerbsfähigkeit zu ge-
währleisten. 
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Policy Brief: Finanzierung der Umsetzung der Verordnung 
über die Wiederherstellung der Natur unter dem Aspekt 
der Kofinanzierung durch die EU 
Margit Schratzenstaller, Franz Sinabell 

 

 

Nach der Beschlussfassung im Parlament und der formalen 
Annahme der Verordnung zur Wiederherstellung der Natur 
(RenaturierungsVO) im Rat am 17. Juni 2024 geht es nun 
darum, die darin vorgesehenen Maßnahmen umzusetzen. 
Der vorliegende Policy Brief befasst sich mit der Finanzie-
rung der Umsetzung aus dem Blickwinkel der EU. Dabei 
wird auch auf jene Mitgliedsländer, in welche EU-Mittel zur 
Finanzierung einschlägiger Maßnahmenprogramme flie-
ßen, Bezug genommen. Dazu ist eine umwelt- und fiskalpo-
litische Koordination im Mehrebenensystem erforderlich, 
weil der aus einer Erhaltung bzw. Wiederherstellung von 
Ökosystemen resultierende Nutzen regional nicht begrenzt 
ist. Die angestrebte Sicherstellung der Erhaltung und Wie-
derherstellung – etwa in Form der Vernetzung von Lebens-
räumen – bedarf einer guten Abstimmung über mehrere 
Ebenen und EU-Mitgliedsländern hinweg. Bereits jetzt be-
stehende Finanzinstrumente der EU sind für solche Aufga-
ben gut geeignet, müssen aber weiterentwickelt werden, 
um den neuen Ambitionen durch die RenaturierungsVO 
Rechnung zu tragen. Konkrete Vorschläge für das LIFE-
Programm und andere Programme, darunter solche der 
Gemeinsamen Agrarpolitik werden hier vorgestellt. Der Po-
licy Brief gibt darüber hinaus einen Überblick zu den kom-
plementären Finanzierungsinstrumenten von Bund und 
Ländern und diskutiert sich abzeichnende Ansätze zur Kofi-
nanzierung von Renaturierungsmaßnahmen. 

 

Im Auftrag des Bundesministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie, Sektion V: 
Umwelt und Kreislaufwirtschaft, Abteilung V/10: Nationalparks, Natur- und Artenschutz • Oktober 2024 • 29 Seiten • 
Kostenloser Download: https://www.wifo.ac.at/publication/pid/54972222  
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